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Helmut Altenstein 

Modellversuch Salzgitter: "Problemlösungsverhalten" 
als Gegenstand wissenschaftlicher Begleituntersuchungen*) 
Berufsgrundbildung soll mehr als nur den ersten Erwerb be­
ruflicher Kenntnisse und Fertigkeiten bewirken. Deshalb wird 
im Modellversuch "Salzgitter" angestrebt, die Lernenden ne­
ben einer ersten beruflichen Kompetenz für ein Berufsfeld 
mit Qualifikationen auszustatten, die ihre Mobilität und· 
Flexibilität im Berufsleben fördern. Eine dieser Qualifikatio­
nen wird durch die Aneignung der grundlegenden Praxis 
und Theorie planbarer Problemlösungsprozesse erworben. 
Das in Salzgitter praktizierte projektorientierte Handlungs­
modell beruflicher Grundbildung fördert diesen Aneignungs­
prozeß, wie durch wissenschaftliche Begleituntersuchungen 
bestätigt wurde. 

I Das Lernziel "Erwerb von Methodenkompetenz" und der 
Untersuchungsgegenstand "Problemlösungsverhalten" 

Im Rahmen einer Gesamtkonzeption beruflicher Bildung, in 
der der Zusammenhang von beruflicher und allgemeiner Bil­
dung, von Erwerbs- und Soz;alchance für den Berufstilligen 
betont wird, griff d;e "Projektgruppe Salzg;tter" unter Leitung 
von G. Wiemann [1] bildungspol;tische Vorgaben in Form 
von Zielen 1:1nd FunktiOnen der Berufsgrundbildung auf und 
formulierte folgende allgemeine Lernziele, die in dem Mo­
dellversuch verwirklicht bzw. einer Überprufung unterzogen 
werden sollten: Der Lernende soll demnach 

1. eine erste berufliche Kompetenz für ein Berufsfeld er-
werben; 

2. fur die Arbeit 1m Betrieb mit Sozialkompetenz sowie 

3. mit Kommunikationskompetenz ausgestattet werden und 

4. in allen Lernbereichen Methodenkompetenz erhalten [2]. 

Durch die Orientierung an diesen Lernzielen sollen Qualifika­
tionen aufgebaut werden, die eher als Querschnitts- und 
Langzeitqualifikationen bezeichnet werden können im Gegen­
satz zu speziellen Kurzze;tqualifikationen, die unmittelbar ver­
fügbar und anwendbar sein sollen, um konkrete Berufsarbei­
ten erledigen zu können. D. h., die zu erwerbenden Qualifi­
kationen sollen sowohl in variablen beruflichen Situationen 
als auch über e;nen möglichst langen Berufszeitraum für 
möglichst v;ele Berufstatigkeiten und Einsatzbereiche verfüg­
bar und austauschbar sein. 

Das Lernziel "berufliche Kompetenz" steht unmittelbar mit 
der spateren Berufsausübung in Zusammenhang und soll 
zum Aufbau inhaltlich funktionaler Qualifikationen führen. 
Die Lernziele "Sozial-", "Kommunikations-" und "Methoden­
kompetenz" stehen mittelbar mit der Berufsausübung in Zu­
sammenhang; sie umfassen inhaltlich "extrafunktionale" 
Qualifikationen [3]. 

Die extrafunktionale Qualifikation "Methodenkompetenz" 
wurde von Wiemann auf der Stufe der beruflichen Grundbil­
dung wie folgt umschrieben: Der Ausgebildete beherrscht 
die grundlegende Praxis und Theorie planbarer Problem­
lösungsprozesse, um neu auftretende Aufgaben wahrend der 
zukunftigen Berufstätigkeit (hier im Berufsfeld Metall) in An­
griff nehmen und selbstandig erledigen zu konnen [4]. 

Was Wiemann als "grundlegende Prax;s und Theorie plan­
barer Problemlösungsprozesse" bezeichnet, wird von Ch. 
T;tze mit einem grundlegenden Wissen über methodisches 
Vorgehen umschrieben, das den Wissenden in die Lage ver­
setzt, d1e von ihm geforderten Handlungsablaufe in über­
geordnete Zusammenhänge einzuordnen und die M1ttel und 
Verfahren nach den jeweils gegebenen Bedingungen optimal 
zu wählen [5]. 

Das hier sichtbar werdende Verstandnis von Methodenkom­
petenz findet sich in ähnlicher Weise auch in anderen Mo-

deliversuchen zur Berufsgrundbildung [6]; es wird Wert dar­
auf gelegt zu lernen, (Berufs-)Aufgaben, die als Probleme 
definiert oder empfunden werden, durch planmaßiges Suchen, 
Finden, Bewerten und Anwenden geeigneter Wege und Mit­
tel zielstrebig, arbeitssparend, sachgerecht und selbstan­
dig zu erledigen. Die Konsequenz des Gebrauchs dieser Qua­
lifikation ware eine zielstrebige, rat;onelle, funktions- und 
sachgerechte Arbeit. 

Erfahrungen in der Losung von Problemen zu sammeln ist 
prinzipiell in allen Lebensbereichen möglich. Als Gegenstand 
der wissenschaftlichen Begle;tung des Modellversuchs wur­
den jedoch jene Lernprozesse in den Vordergrund gerückt, 
die auf Problemlösungsverhalten abzielen, die sich auf den 
Bereich des Lernziels "Berufskompetenz" konzentrieren. 

Planmäßiges Problemlösungsverhalten im engeren - fach­
lichen - Lernbereich hervorzuheben, war Ziel der wissen­
schaftlichen Begleitung. Dies soll nicht besagen, daß "Me­
thodenkompetenz" nicht in Verbindung mit "Sozial"- und 
"Kommunikationskompetenz" durch die Ausbildung erworben 
wird [7]. Die Akzentsetzung bedeutet lediglich, daß letztere 
Komponenten der Berufsgrundbildung in Salzgitter nicht sy­
stematisch untersucht wurden. 

Das Lernziel Erwerb von "Methodenkompetenz" zur Erledi­
gung konkreter Berufsaufgaben im Berufsfeld Metall steht 
in emem unmittelbaren Zusammenhang m1t der Konstruk­
tion des in Salzgitter erprobten Cirruculums im Sinne eines 
projektorientierten Handlungsmodells, das weitgehend dar­
auf verzichtet, den Jugendlichen Lösungswege vorzugeben, 
vielmehr sollen sie den Weg (Arbeit), der von dem vorgege­
benen Ausgangspunkt der Ausbildung zu dem gewünschten 
Endzustand (Fertigstellung der einzelnen Projekte) führt und 
die dazu notwendigen Mittel selbst finden. in dieser Hinsicht 
stellt das projektorientierte Handlungsmodell eine systema­
tische Folge exemplarischer Lernvorgänge dar, durch die 
bestimmte Denkvorgänge eingeübt werden sollen, die als 
methodische Hilfsmittel bei der späteren Berufstätigkeit von 
Nutzen sein sollen. 

Lerntheoretisch gesehen wird in diesem Modell vorwiegend 
"Lernen durch Einsicht" provoziert. "Lernen durch Nachah­
mung" (Modell-Lernen) und "Lernen als Konditionieren" 
spielt bei der primär auf Fertigkeitenvermittlung gerichteten 
Ausbildung zwar auch eine (etwa in den während der Pro­
jeklarbell emgeschobenen Lehrgangspassagen), jedoch nicht 
die Hauptrolle. 

Durch das proJektorientierte Handlungsmodell 

- soll der Lernende in die Lage versetzt werden, die Zu­
sammenhange zu ubersehen, die das zu lösende- in der 
Lernsituation auftauchende - Problem konstituieren; 

- er soll lernen, die Faktoren zu überschauen, die das Pro­
blem ausmachen; 

") Der offiZielle T1tel des vom Bundesinstitut !ur Berufsblldungsfor· 
schung (BBF) Wissenschaftlich begleiteten Modellversuchs lautet: 
"Experimentelle Untersuchung zur Verbesserung der Abstimmung 
verschiedener Formen beruflicher Grundbildung mit der beruflichen 
Fachbildung im Berufsfeld Metall." Die Hauptvariable d1eses Mo· 
dellversuchs, der 1n verschiedenen Phasen den Ze1traum von 
1974-77 umfaßt, ist der pro)ektonentlerte Unternchi 1m schulisch 
durchgefuhrten Berufsgrundbildungs)ahr gegenuber emem lehr­
gangsorientierten Unternchi 1m Ausbildungszentrum der Stahlwerke 
Pe1ne und Salzgitter AG, Werk Salzgitter. Dabei erstreckt s1ch d1e 
vergleichende Verlaufsuntersuchung über die gesamte Ausbildungs­
zelt der Jugendlichen sow1e uber d1e erste Phase der Berufsbe­
wahrung 
Bisher erschienene Veroffentl1chungen des BBF zum Modellversuch 
smd enthalten m: Papp, Josefme, Bibliographie zur Berufsgrund­
blldung, 'Matenal1en zur Berufsgrundbildung Teil II, hrsg vom 
BIBB, Berlin 1976. 
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er soll lernen, zwischen den einzelnen Faktoren Sinnbe­
zuge herzustellen, und 

er soll lernen, Entscheidungen daniber zu treffen, welche 
einzelnen Handlungsvollzuge dazu fuhren, das Problem 
optimal zu lösen 

Eme problematische Situation kann durchschaut werden, 
wenn s1e zunachst strukturiert wird, was ein in der Vor­
stellung vorweggenommenes Handeln bedeutet. 

ln der arbeitsspychologischen Forschung w1rd in diesem Zu­
sammenhang auch von .. Handlungsablaufen" und von .. kog­
nitiven Funktionen" gesprochen, die diese Handlungsablaufe 
begle1ten. Die kognitiven Funktionen werden in sogenannten 
Operationsfolgen geordnet (z. B. Zielsetzung, Analyse, Pla­
nung, Entscheidung, Durchführung, Kontrolle). Diese sind als 
individuelle Handlungsplane zu bezeichnen und d1enen der 
Erfüllung von umgrenzten Aufgaben ... Werden solche Hand­
lungsplane eingesetzt, soll die dadurch erfolgende kognit1ve 
Regulation des Arbeitsprozesses eine um 30% höhere Lei­
stung ermöglichen" [8]. 

Die hier beschriebenen d1dakt1schen Vorstellungen zum Er­
werb von Methodenkompetenz durch d1e Berufsgrundbildung 
lassen etwa folgende Hypothesen zu: 

Der Erwerb emer Methodenkompetenz 1m Smne der Fa­
higkeit, Probleme planmaßig losen zu können, kommt 
emer Ausblldungsmvest1t1on gleich, die langfristig sowohl 
dem Ausgebildeten als auch dem Ausbildenden nutzt. 

Nach einer mehr oder weniger kurzen Frist der vorberei­
tenden, begleitenden und nachfolgenden aktiven Planung 
und Kontrolle der Arbe1t durch den Jugendlichen werden 
die konkreten Arbeits- und Ausbildungssituationen ein­
sichtig erhellt. 

Die durch Ems1cht gewonnenen Verknupfungen von Teil­
arbeitsschntten und -aufgaben sind intellektuell verarbei­
tet und daher leichter zu reproduzieren. 

Das ems1chtig Gelernte laßt sich leichter auf andere Ge­
biete übertragen (Transfer). 

Zusammengelaßt kann der mnovative Charakter der didak­
tischen Konzept1on der Berufsgrundbildung im Modellversuch 
auch dadurch beschneben werden, daß u. a gelernt werden 
soll, wie man an best1mmte Aufgaben herangeht und w1e 
man sie planmaß1g und systematisch erledigt. 

Die Einubung, uberlegt und systematisch zu denken und 
zu handeln, bedeutet gleichzeitig, daß die Lernprozesse in­
tensiver sind und beschleunigt ablaufen. 

Diese Vorzüge lassen die Vermutung zu, daß die Jugend­
lichen auch bei reduzierter Unterrichtszeit fur den fachprak­
tischen Te11 der Berufsgrundbildung (gemessen an den Stun­
den in herkömmlichen 1. Ausbildungsjahren) befned1gende 
Le1stungen erbringen und darüber hinaus langfristig befah1gt 
werden, sich auf eine große Zahl unterschiedlicher Arbeiten 
eines Berufsfeldes schnell und s1cher einzustellen sow1e 
diese erledigen zu konnen. 

II Zur Vermittlung von "Methodenkompelenz" 

Zur Verwirklichung des Lernziels .. Erwerb von Methoden­
kompetenz" durch das proJektonentierte Handlungsmodell 
sollen h1er em1ge Hauptmerkmale der eigentlichen Umset­
zungsarbeit genannt werden: 

1. Be1 der Konstruktion der Curricula und bei der Durchfuh­
rung der Ausbildung ist darauf zu achten, daß eine pad­
agoglsche Situat1on entsteht, in der der Jugendliche weit­
gehend durch eigene ln1t1at1ve gefordert w1rd. Der Aus­
bilder ist vorwiegend unterstützender Berater und Fach­
mann. 

2. Die Aufgaben mussen so gestellt sem, daß der Jugend­
liche bei ihrer Erledigung Probleme aufgreifen kann. D1e 
Aufgaben sollten emen .,mittleren" Schwierigkeltsgrad ha­
ben, der am Jewe1l1gen Ausbildungsstand onent1ert wird. 

3. Der Ausbilder darf die Problemlösung nicht vorgeben. 
Er muß auch das ansatzwe1se Lösen von Problemen posi­
tiv bewerten und gleichzeitig darauf achten, daß falsche 
oder schlechte Lösungen keme negat1ve Bewertung bzw 
Strafpunkte oder Sankt1onen zur Folge haben. 

4. Der Auszubildende muß dazu angeregt werden, d1e Arbe1t 
von der Arbeitsaufnahme an vorauszuplanen und zu uber­
prufen, ob der einmal aufgestellte Arbeitsplan emer Revi­
SIOn bedarf. 

5 Der Auszubildende muß/soll allem oder 1n Gruppen 
selbstverantwortlich arbeiten, d. h. d1e Verantwortung fur 
seine Arbeit und Arbeitsergebnisse weitgehend selbst 
ubernehmen. 

111 Der Einsatz von Problemlösungsaufgaben zur Oberprü­
fung der Umsetzung des Lernziels 

Um die Umsetzung, d h. die Verwirklichung des Lernziels 
.. Erwerb von Methoden-Kompetenz" zu uberprufen, wurden 
im Rahmen der Wissenschaftlichen Begleitung Problemlo­
sungsaufgaben entwickelt und durchgefuhrt. Bei der Erar­
beltung der Testaufgaben war es w1cht1g, d1e Jugendlichen 
vor konkrete Aufgaben aus 1hrem Fachgebiet zu stellen, d1e 
im S1nne von Problemlösungsprozessen zu bewalt1gen waren. 
Diejenigen, d1e be1 der Problemlösung am planvollsten vor­
gmgen, d. h methodische Regeln systematisch verwendeten, 
sollten die hochsten Bewertungspunkte erhalten 

D1e Testaufgaben können als geschlossene produktionsprak­
tische Aufgaben 1n Form von konkreten Fertigungsaufgaben 
bezeichnet werden, die relativ komplex und dennoch über­
schaubar s1nd, em vorgegebenes Z1el beinhalten und 1n den 
Fre1he1tsgraden in den Entsche1dungss1tuationen fur bestimm­
te Lösungsschritte relativ begrenzt sind. 

Die Aufgaben ze1chneten s1ch dadurch aus, daß s1ch d1e 
jeweiligen Denkoperationen der Auszubildenden unmittelbar 
1n Handlungsvollzuge 1 w. S. umsetzen sollten, d1e w1ederum 
von geschulten Beobachtern registnert werden konnten. Aus 
der Analyse der außeren Tatigke1ten wurden dann Ruck­
schlüsse auf die zugrundeliegenden Denkprozesse gezogen 
Es wurde hierbei auf klare Zuordnung von Denkprozessen 
zu Handlungsvollzugen und auf Emdeut1gkeit Wert gelegt Je 
nach Aufgabenstruktur und Phase der Bearbeitung wurden 
auch sprachliche Mitteilungen reg1stnert, die nach einem 
standard1s1erten Verfahren protokolliert wurden. Fur d1e 
Denkoperationen, d1e fur den Problemlosungsprozeß bei pro­
duktionspraktischen Aufgaben wesentlich smd, haben s1ch 
v1er Zuordnungskategorien bewahrt: 

1. Denkoperat1onen, d1e das Zeichenverständnis [Lesen von 
Zeichnungen] umfassen; 

2. Denkoperat10nen, d1e der Rat1onal1s1erung der Arbeits­
technik, der Zeitersparnis d1enen, 

3. Denkoperat10nen, die zu Arbe1tsgangen fuhren, d1e auf 
der Antizipation von Zwischenschritten in der Fert1gung 
bzw. dem Endresultat beruhen, 

4. Kontrolloperationen, die zur genauen exakten Arbe1t Vor-
aussetzung sind. 

Die fur Jede Kategorie getrennt berechneten Bewertungs­
punkte wurden dann zu emem gemeinsamen Punktwert für 
Problemlösungsverhalten bei den gestellten Aufgaben zusam­
mengezogen. 

Entsprechend dem Z1el der Messungen werden zwei Experi­
mentalgruppen (Berufsgrundschuler bzw. Berufsgrundschul­
absolventen) mit zwei Kontrollgruppen (Auszubildende, d1e 
im Betrieb nach dem herkömmlichen Lehrgangskonzept ai,Js­
geblldet wurden) uber den gesamten Zeitraum der Ausbil­
dung (Berufsgrundbildungsjahr und welterfuhrende Fachbil­
dung) miteinander verglichen. 

Der Vergle1ch der vier Untersuchungsgruppen soll Aufschluß 
daruber geben, ob das projektorientierte Handlungsmodell 
das planmaßige Vorgehen be1m Lösen von Problemen star-
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ker fördert als das herkömmliche erste Ausbildungsjahr mit 
emer Abfolge versch1edener Lehrgange. 

IV Zur Durchführung der Problemlösungsaufgaben 

Konstruktion und Durchfuhrung der Problemlosungsaufgaben 
waren m1t emer Reihe von Schw1engke1ten verbunden, die 
emen relativ großen Aufwand erforderten und teilweise be­
Wirkten, daß d1e Meßprobleme n1cht vollstand1g gelost wer­
den konnten. Die Daten werden deshalb auch sehr vorsich­
tig mterpretiert. 

D1e Schwiengke1ten bestanden beispielsweise dann, daß 

Aufgaben (Werkstucke) zu konstruieren waren, bei deren 
Fert1gung d1e genannten Denkkategorien und -Operatio­
nen 1dentlf1z1ert werden konnten, 

die Psychologen und Padagogen der wissenschaftlichen 
Begle1tung d1e Testaufgaben nur zusammen m1t Fachleu­
ten aus dem Berufsfeld Metall entwickeln konnten und 
dabei gegenseitige Verstandn1sprobleme hatten, 

aus okonomischen Gninden bei der Beobachtung des 
planmäßigen Vorgehens beim Losen von Problemen ein 
Mittelweg ZWischen Emzel- und Gruppenbeobachtung ein­
zuschlagen war, 

die Beobachter den gleichen Schulungsstand haben muß­
ten, 

den Beobachtern einheitliche Reg1striermoglichkeiten für 
deren Beobachtungen zur Verfügung gestellt werden muß­
ten, 

Meßfehler sich mogl1chst gle1chmaßig auf alle Auszubil­
denden und Beobachter verteilen mußten, um ein mög­
lichst ausgewogenes Ergebnis zu bekommen, 

jeWeils eine geeignete "versuchsfremde" Gruppe fur ei­
nen Vortest gefunden werden mußte, 
genugend Arbeitsplatze, Maschinen, Werkzeuge, Matenal 
zum selben Zeltpunkt zur Verfugung standen, um mög­
lichst alle Versuchspersonen unter gle1chen Bedingungen 
testen zu können. 

ln einem Untersuchungsbericht der wissenschaftlichen Be­
gleitung wird die anges1chts dieser Schwiengkeiten auftau­
chende Frage ohne Einschrankung bejaht, ob sich der rela­
tiv hohe Aufwand fur die Durchfuhrung der Aufgaben lohne. 
Denn es war festzustellen, daß die am BGJ und an der auf­
bauenden Fachbildung Beteil1gten allein schon durch die 
Durchfuhrung der Aufgaben emen Lernerfolg im Sinne einer 
Ausbildung der Ausbilder emelten: 

.... Der Wert der Problemlösungsaufgabe fur den Gesamtversuch 
1st Jedoch v1el wen1ger 1n den Meßergebn1ssen zu sehen, als Viel­
mehr in der Tatsache, daß s1ch die Wissenschaftler m1t den Fach­
leuten daruber auseinandersetzen mußten, was problemlosendes 
Verhalten konkret sem konnte. 

Es kann behauptet werden, daß d1ese Auseinandersetzung fur alle 
Beteiligten sehr fruchtbar gewesen 1st Zum anderen hat aber d1e 
Vorbereitung und Durchfuhrung der Problemlosungsaufgaben m 
der Lehrwerkstatt selbst v1ele Diskussionen uber die Z1ele der 
Ausbildung angeregt Ohne diese konkreten Versuche, Ausbil­
dungsleistungen neu zu defin1eren, hatten v1ele dieser DiskuSSIO­
nen 1n dieser We1se s1cher n1cht stattgefunden Insbesondere d1e 
dntte Problemlbsungsaufgabe, bei der e1n1ge Ausbildungsmeister 
d1rekt an der Beurteilung beteiligt wurden, hat 1n so hohem Maße 
Kooperation und wechselseitige Lernprozesse bew1rkt, daß es 
schwerfallt zu entscheiden, ob dieser Nutzen höher zu werten JSt, 
als die be1 d1eser Aufgabe erzielten, schon recht brauchbaren Er­
gebnisse " 

V Ergebnisse aus drei Versuchen 

Zur Zeit liegen drei Meßergebnisse vor, die 

- nach einem dreiviertel Jahr, also im 1. Ausblldungsjahr, 

- nach 13 Monaten, 

- nach knapp zwei Jahren 

gewonnen wurden. 

ln der Ubers1cht werden die durchschnittlichen Punktwerte 
der Meßergebn1sse graphisch dargestellt Die von jeder Grup­
pe zum jewe1l1gen Untersuchungszeitpunkt erzielte durch­
schnittliche Leistung w1rd dabei 1n ihrem prozentualen An­
tell von dem zu den Untersuchungszeltpunkten tatsachlich 
erreichten Maximalwerten angegeben*). 

Die vier Untersuchungsgruppen wurden zu Beginn des Ver­
suches anhand emer Auswahl des betnebsubl1chen Eignungs­
testverfahrens hinsichtlich ihres voraussichtlichen Problem­
losungsverhaltens in vergleichbare Gruppen zu je 24 Perso­
nen emgeteilt. Die Gruppen "BGJ 1" und "BGJ 2" bestanden 
aus (ehemaligen) Berufsgrundschülern, d1e Gruppen "Be 1" 
und "Be 2" bestanden aus (ehemaligen) Auszubildenden des 
1m Betrieb absolvierten 1. Ausb1ldungsjahres. Die Gruppen: 
"BGJ 1" und "Be 1" erzielten be1 der Voruntersuchung emen 
nahezu gleichen, jedoch höheren Vorhersagewert fur Pro­
blemlösendes Verhalten als die beiden Gruppen: "BGJ 2" 
und "Be 2", die untereinander wiederum annähernd gle1che 
Werte erzielten. 

Übersicht: Vergleich der Gruppen 

Durchschnittliche Leistung im Problemlösungsverhalten 

Methodisch ist anzumerken, daß der direkte Vergleich der 
vier Gruppen nicht uber d1e verschiedenen Zeitpunkte hin­
weg vorgenommen werden kann, da am jewe1l1gen Ausbil­
dungsstand orient1ert, neue Testaufgaben zu konstrUieren 
waren; Diese Testaufgaben weisen unterschiedliche Schwie­
rigkeitsgrade auf. 

Festzustellen ist vielmehr nur die Relation zwischen den 
Gruppen zum jeweiligen Untersuchungszeitpunkt sow1e die 
Veränderungen dieser Relation uber den gesamten Unter­
suchungszeltraum hinweg. 

VI Interpretation der Ergebnisse 

Die Auszubildenden aus dem BGJ konnen einem Vergle1ch 
m1t denen aus dem Lehrgangsmodell standhalten. Be1m er­
sten Vergleichstest schne1den d1e betnebl1chen Kontrollgrup­
pen besser ab, als die schulischen Experimentalgruppen; 
s1e werden dann aber von den schulischen Gruppen hinsicht­
lich der Bewertung problemlosenden Verhaltens, so wie es 
im Modellversuch definiert bzw. durch die Testaufgaben 
operationalisiert wurde, "eingeholt" und "uberholt". Die 
.. schwachere" BGJ-Gruppe holt im Gruppenvergleich am mei­
sten auf. 

Bezogen auf das innovative Lernziel .. Erwerb von Methoden­
kompetenz" liegen somit Indizien vor, daß man im Modell­
versuch "fLindig" geworden ist: 

Es 1st - um eme sehr vorsicht1ge Formulierung zu benutzen 
-zumindest nicht auszuschließen, daß das projektorientierte 
Handlungsmodell Problemlosungsverhalten, wie vermutet, in 
größerem Umfang fordert, als das Lehrgangsmodell und, daß 

') D1e tatsachlich erre1chte Max1malle1Stung wurde deshalb als Be­
zugsgroße gewahlt, weil man zum e1nen 1m Problemlosungsverhal­
ten theoretisch unbegrenzt "ste1gerungsfah1g" se1n mußte, b1s hin 
zur Kreat1v1tat und zum anderen noch zu wen1g Erfahrungen dar­
uber vorlagen, welche emzelnen Schw1engke1tsgrade d1e Testauf­
gaben fur die Population ca 15--17Jahnger Auszubildender beinhal­
ten mußten, um alle mogl1chen Leistungsabstufungen durch mog­
IJchst trennscharfe Teilaufgaben reprasent1eren zu kennen 
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darüber hinaus eine Methodenkompetenz aufgebaut wird, die 
es ermöglicht, vanable fachliche Probleme durch planmäßiges 
Vorgehen zu lösen. 

Weiterhin kann die Vermutung gestützt werden, daß das ge­
förderte systematische Problemlösungsverhalten als Lang­
zeitqualifikation zu identifizieren ist. 

Diese Qualifikation konnte erworben werden, weil die Ju­
gendlichen an unterschiedlichen Projekten immer wieder 
lernten, Schwierigkeiten bei der exemplarischen Arbeit 
festzustellen, verschiedene Lösungswege zu deren Be­
seitigung zu suchen, die Konsequenzen der Losungsmög­
lichkeiten zu betrachten, um dann eine der möglichen 
Lösungen als die beste auszuwahlen. 

Die Jugendlichen haben sich Denkmethoden angeeignet, 
die sie befahigen, schnell und sicher mit den ihnen ge­
stellten Arbeitssituationen fertig zu werden. Sie haben 
ein kognitives (nach innen projez1ertes) Umgehen mit 
Teilen der konkreten Arbeitssituation eingeübt, was auch 
als ein verinnerlichtes Lernen nach dem Prinzip von 
"Versuch und Irrtum" bezeichnend werden kann. Dies 
bedeutet eine Verringerung des sogenannten "außeren" 
Probierens bei der Arbeit zugunsten einer gedanklichen 
Vorwegnahme des Arbe1tsvollzuges, was sich in einer 
zielstrebigeren und planvolleren Erledigung von Aufgaben 
niederschlagt. 

Eine Ausstrahlung der beschriebenen Qualifikation auf andere 
Bereiche, denen nicht nur fachbezogene Aufgaben i. e. S. zu­
zuordnen sind, ist bisher nicht expliz1t nachgewiesen worden. 
Es ist jedoch anzunehmen, daß zwischen der Forderung des 
planmäßigen Vorgehens beim Losen von Problemen und ei­
ner höheren Leistungsmotivation sowie der Intensität von 
Lernprozessen Zusammenhänge bestehen. 

Zusammenfassend kann gesagt werden: 

Die Vermutung, daß problemlösendes Verhalten einen Zu­
gang zum Erwerb von Methodenkompetenz eröffnet, kann 
durch die Ergebnisse der Untersuchungen erhärtet werden. 

Durch das projektorientierte Handlungsmodell tritt zum einen 
das n1cht systematische "außere" Versuchs-Irrtum-Lernen zu­
gunsten des schnelleren und systematischeren "inneren" Ver­
suchs-Irrtum-Lernen in den Hintergrund, was zu einem öko­
nomischen und zielstrebigen Arbeitsstil der Jugendlichen 
führt. Zum anderen gewinnt das Lernen im Sinne eigenstän­
diger "Handlungen" gegenüber der Reproduktion vorgefer­
tigter Problemlösungsprozesse an Gewicht, so daß die Aus­
zubildenden nicht nur einen ökonomischen und zielstrebigen, 
sondern zugleich auch einen selbstandigen Arbeitsstil ent­
wickeln konnen. (Der Jugendliche eignet sich eher etwas 
an, als daß' ihm etwas beigebracht wird.) 

Handlungsvollzuge werden beim "einsichtigen Lernen" an­
schaulich erfahren und klar erkannt und stehen somit den 
Jugendlichen besser zur Verfugung als lediglich mechanisch 
eingeubte Arbeitsverfahren; die Handlungsvollzuge sind 
also leichter zu reproduzieren. Weiterhin werden die Jugend­
lichen befähigt, nicht nur die gleichen Situationen als gleiche 
einsichtig zu erkennen, sondern sie erkennen auch ähnliche 
oder vergleichbare Lagen schneller, d. h. sie können das Er­
gebnis der ersten Lernaktivität auch auf anderen Gebieten 
wieder anwenden (Transfer). 

Es soll hier nicht unerwahnt bleiben, daß den Berufsgrund­
schülern wahrend des Berufsgrundbildungsjahres gegenuber 
den beiden Vergleichsgruppen nur etwa d1e Hallte der Zeit 
für den fachpraktischen Teil der Ausbildung zur Verfugung 
stand und sie dennoch in einer herkömmlichen offiziellen 
Kammer-Zwischenprufung nach 12 Monaten nur geringfügig 
schlechter in der "Fachpraxis" abschnitten als die Ver­
gleichsgruppen [9]. - Dieser geringfugige Unterschied konn­
te zudem nach 23 Monaten in einer weiteren Kammerzwi­
schenprufung weltgehend ausgeglichen werden. Wenn man 

den Unterschied von weniger als 10 (von 100) Punkten bei 
insgesamt befriedigenden Leistungen aller Versuchspersonen 
(nach 12 Monaten) tatsachlich als "Ruckstand" werten will, 
so ist die Angleichung der BGJ-Absolventen an den Lei­
stungsstand der betrieblichen Vergleichsgruppen nicht nur 
auf die Abstimmungsmaßnahmen des Betriebes zur Einglie­
derung der BGJ-Absolventen in die betriebliche Fachbildung 
zurückzuführen, denn diese stellten sich wider Erwarten als 
wenig umfangreich heraus und betrafen eher Fragen der 
Organisation der Ausbildung als Fragen, die mit einer sog. 
"Praxislücke" [10] der BGJ-Absolventen verbunden waren. Es 
ist mit Sicherheit anzunehmen, daß die eigentliche "Abstim­
mung" von den BGJ-Absolventen selber bewaltigt wurde, 
wobei diesen die erworbene mobilitatsfördernde Methoden­
kompetenz zu Hilfe kam. 

Daß die Methodenkompetenz als Langzeitqualifikation zu 
identifizieren ist, ergibt sich auch aus der Tatsache, daß 
die auf dem Gebiet des Problemlosens besonders geförder­
ten BGJ-Schuler ihre hoheren Testergebnisse erst nach ei­
ner geraumen Zeit erzielten und nach zwei Jahren den ein­
mal errungenen Vorsprung gegenüber den Kontrollgruppen 
we1ter ausbauen konnten. 

Insgesamt ist d1e Vermutung nicht widerlegt, sondern eher 
bekraftigt worden, daß sich die we1tere Verfolgung des Lern­
ziels "Erwerb von Methodenkompetenz" lohnt, da hierdurch 
nicht nur Vorteile fur den einzelnen Auszubildenden erzielt 
werden [11]. 
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Modellversuch zur Entwicklung und Erprobung 
eines offenen, komplexen Mehrmediensystems für die 
Grundstufe metallverarbeitender Berufe - MMM 

ln der Darstellung des Modellversuchs MMM werden zunächst 
die Konzeption, die zentralen Versuchsziele und die Pro­
jektorganisation beschrieben. Der detaillierten Vorstellung der 
bereits entwickelten und z. T. schon im Einsatz befindlichen 
Qualifikationsmittel folgt abschließend die Diskussion der 
sozialwissenschaftliehen Forschungsmaßnahmen und ihrer 
Untersuchungsziele. 

1. Konzeption und Organisation des Modellversuchs 

Zentrales Ziel des Modellversuchs MMM ist es, emen kon­
kreten Beitrag zur Verbesserung der berufflehen Grundbil­
dung im Berufsfeld Metall zu le1sten. D1e in se1nem Rahmen 
geplanten bzw. bereits durchgefuhrten Entwicklungen und 
Erprobungen von Qualifikationsmitteln [1] beziehen s1ch auf 
die Ausbildung in der Grundstufe metallverarbeitender Be­
rufe 1n den Ausbildungsformen BGJ/schul1sch, BGJ/koope­
rativ sowie der Berufsgrundbildung in dualer Form 

Den Erfahrungen in anderen Modellversuchen folgend, kön­
nen die iJberwiegend sehr schwiengen und komplexen Fra­
gen und Versuchsziele sinnvoll nur 1n 1hrem unmittelbaren 
Bezug zu den aktuellen, sich stand1g verändernden Proble­
men des Bildungsprozesses gesehen und gelost werden Aus 
d1esen Grunden 1st d1e Konzeption des Modellversuchs vor 
allem gekennzeichnet durch eine von Anfang an enge Zu­
sammenarbeit zwischen der versuchsplanenden ProJektgrup­
pe im BBF [2] und den am Ausb1ldungsprozeß d1rekt Be­
teiligten in Berufsschule und Betrieb 

D1eses Prinzip erlaubt es, d1e z. T. sehr unterschiedlichen 
formal-organisatorischen und inhaltlichen Bedingungen und 
Interessen der verschiedenen Lernorte bzw. Adressatengrup­
pen systematisch in die Versuchsplanung, -durchfuhrung und 
-auswertung zu integrieren. 

Der Modellversuch gewinnt seme innovative Bedeutung vor 
allem durch das ubergeordnete Ziel, eine konkrete Verbin­
dung bzw Abstimmung zwischen Fachtheorie und Fachpraxis 
einzuleiten und mit H11fe von entsprechenden Qualifikations­
mitteln zu fördern. Durch den offenen, flexiblen Einsatz ver­
schiedener bzw. auch alternativer Medienbausteine sollen 
Kreativitat, Problemlösungsverhalten und Mobilitat gefördert 
werden. Dabei werden neue Formen des Unterrichtens und 
Ausbildens eingesetzt und uberpruft. Die Qualifikationsmittel 
beziehen sich fur den fachtheoretischen Bereich auf die wich­
tigsten kognitiven Lerninhalte beruflicher Grundbildung und 
fördern im Schulerexperimentalunterricht und in den fach­
praktischen Übungen weite Bereiche der fur Grundlagenaus­
bildung in der Fachpraxis notwendigen Handlungskompeten­
zen 

An dem Modellversuch nehmen 18 Schulen in 8 Bundeslan­
dern mit ca. 1000 Schulern und 24 Betriebe an 9 verschie­
denen Standorten sowie das Berufsforderungszentrum Essen 
teil. ln den Bildungsemnchtungen (Schule, Schulwerkstatt, 
Betneb) wird die Durchfuhrung einzelner Modellmaßnahmen 
von Projektleitern wahrgenommen. Die Projektleiter sind dar­
uber hinaus an der Entwicklung, Herstellung und Bereitstel­
lung von Qualifikationsmitteln fur den Modellversuch maß­
geblich beteiligt. Sie arbeiten - unter Einbeziehung externer 
Sachverständiger fur emzelne Qualifikationsmittelbereiche 
(Lernprogramme, Expenmentalubungen, Audiovisuelle Me­
dien, Fachpraktische Ubungen) - in Arbeitsgruppen. Auf 
zentralen Projektleitertagungen werden übergreifende, in-

haltliche, organisatorische und bildungspolitische Fragestel­
lungen beraten 

Neben den unmittelbar am Modellversuch beteiligten Leh­
rern/Ausbildern/Werkstattlehrern/Schulern werden in Lan­
desarbeitskreisen unter Federfuhrung der jeweiligen Kultus­
mmlstenen die Ergebn1sse des Modellversuchs MMM landes­
spezifisch ausgewertet. Für die Betriebe ubernehmen die 
zustandigen Industrie- und Handelskammern und Handwerks­
kammern Verbreitungs- und Koordinationsaufgaben. 

Durch die Streuung der am Versuch teilnehmenden Schulen 
und Betnebe uber d1e gesamte BRD 1st eine wichtige Vor­
aussetzung dafur geschaffen, durch d1e wahrend des Modell­
versuchs gewonnenen konkreten Ergebnisse und Erfahrun­
gen zu Aussagen hinsichtlich 1hrer Übertragbarkeit zu gelan­
gen. Sowohl Standorte m1t eindeutiger industrieller Zu­
ordnung (Groß- und Mittelbetnebe) als auch Standorte mit 
handwerklich ausgerichteten Ausbildungsstrukturen tragen 
diesen Modellversuch Alle WIChtigen in der beruflichen 
Grundbildung vorkommenden Ausbildungsformen sind gleich­
gewichtig im Modellversuch vertreten (BGJ/S, BGJ/K und 
duale Berufsblfdung). Organisationsformen wie Blockunter­
ncht und projektbezogene Ausbildung erweitern das Spek­
trum der zu untersuchenden Einsatzmöglichkelten der Quali­
fikationsmittel im Modellversuch MMM. 

2. Obergeordnete Ziele 

Durch den Modellversuch MMM sollen primar 3 Ziele erre1cht 
werden: 

Verbesserung der Integration und Abst1mmung von Fachtheone 
und Fachpraxis 1n der Grundschule metallverarbeitender Berufe 
durch d1e QualifikatiOnSmittel des Mehrmediensystems Metall 

D1e Entwicklung, Erprobung und E1nfuhrung eines offenen und 
komplexen Mehrmediensystems in den Formen Lehrprogramme 
fur d1e Fachtheorie (Buchprogramme und Tonbildschauen), 
Schulerexpenmentalubungen als Bindeglied zw1schen Fachtheo­
rie und Fachprax1s, Fachpraktische Ubungen fur d1e fachprak­
tische Ausbildung, sow1e Filmsequenzen und adressatengerech­
tes Begle1tmatenal. 

Aussagen zu Fragen der Ubertragbarke1t von Ergebn1ssen aus 
dem Modellversuch, onent1ert an den unterschiedlichen Bedin­
gungen der bete111gten Blldungsemnchtungen 

3. Die Qualifikationsmittel 

Das Mehrmediensystem Metall 1st als offenes System konzi­
piert. Durch semen variablen E1nsatz wird dieses den unter­
schiedlichen und spez1f1schen Anforderungen des Unterrichts 
und der Ausbildung in verschiedensten Bildungseinrichtun­
gen und Ausbildungsformen fur beruf11che Grundbildung ge­
recht. Als komplex 1st das Mehrmediensystem Metall deshalb 
zu bezeichnen, weil durch den Einsatz unterschiedlicher Me­
dien die wicht1gen Bere1che im Gesamtcumculum beruflicher 
Grundbildung embezogen smd und diese reprasent1eren. 

3.1. Lehrprogramme für die Fachtheorie 

Ausgehend von einer detaillierten Analyse verlugbarer Rah­
menrichtlinien und Lehrplane zu fachtheoretischen Inhalten 
in der beruflichen Grundbildung wurden vier Lernbereiche 
fur die Fachtheorie konz1p1ert. ln diesen Lernbereichen sind 
unter fachlogischen Gesichtspunkten Medienbausteine 1n 

Form von Lehrprogrammen 1n Buchform und als Tonbild­
schau zusammengelaßt und entwickelt worden 
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Die Buchform fordert das selbstandige Erarbetten der Lern­
inhalte unabhangtg vom Klassenverband und der Steuerung 
durch den Lehrer. 

Die alternativ einsetzbare Tonbildschau ermogltcht einen 
durch den Lehrer gesteuerten Lernprozeß. Alle Lehrprogram­
me Sind mtt Begleitmaterialien fur Schuler und Lehrer ausge­
stattet, um dadurch den Unterricht didakttsch aufzuberetten 
und eine Vertiefung des Lernvorgangs zu ermogltchen. 

Die Lehrprogramme umfassen folgende Fachinhalte· 

Reihe Meßtechnik: 
Grundbegrtffe der Meßtechnik I 
Grundbegnife der Meßtechntk II 
Meßfehler 
Meßgerate- Schtebelehre, 

Bugelmeßschraube 
Meßverfahren 

Reihe Fertigungstechnik: 
Ferttgungstechnologte -

Etnfuhrung 
Fertigungsverfahren -

Uberstcht 
Trennen - Verfahren 
Trennen - Geometne 

des Schnetdketls 
Trennen - Arbettsbewegungen 
Umformen - Schmteden 
Umformen - Stegen 
Fugen - Nteten 
Fugen - Schrauben 
Fugen - Loten 
Fugen - Schwetßen 

3.2 Experimentalübungen 

Reihe Werkstofltechnik: 
Einteilung der Werkstoffe 
Aufbau der Metalle 
Etgenschaften der Metalle -

Uberstcht 
Mechanische Eigenschaften 

der Metalle 
Werkstoffprufung 
Legterungen 

Reihe Maschinentechnik: 
Maschmentechntk - Etnfuhrung 
Maschtnentetle 
Maschtnentnebe 
Getnebe 
Werkzeugmaschtnen 

Der Experimentalunternchi gewtnnt seine Bedeutung ver 
allem durch dte Tatsache, daß tnsbesondere wahrend der 
Phase der berufltchen Grundbildung der Vermittlung abstrak­
ter und schwer faßbarer Sachverhalte tn der Fachtheorte ein 
z T. unzuretchendes Abstrakttonsvermogen der Auszubilden­
den gegenubersteht. 

Die dtdaktischen Funkttonen der Schulerexpertmentali.Jbun­
gen als Bindeglted zwischen Fachtheone und Fachpraxis sind 
uber thre integrattven Aufgaben htnaus außerordentlich viel­
falttg. Als wtchttgste Ztela sind zu nennen· 

- Veranschaultchung der tn den Lehrprogrammen vermtttelten 
Fachtheorte und thre Verttefung durch etgenstandtges Handeln 

Htnfuhrung zu verstandntsvollem Erlernen von Fertigketten fut 
dte Fachpraxts 

Herstellen emes fur den Auszubtldenden etnstchttgen Gesamt­
zusammenhangs zwtschen den Tellberetchen der Phystk, Che­
mte. Fachrechnen und Fachpraxts 

Forderung von Verstandnts und Emstcht fur bzw 1n dte Funk­
ttonsprinztpten einzelner Baugruppen und Erkennen des Zu­
sammenwtrkens von Etnzeltellen durch selbstandtges Durchfuh­
ren geetgneter Expenmentalubungen. 

Stetgerung der Lernmottvatton und des kooperattven Verhal­
tens sowohl durch etgenstandtges Handeln als auch durch 
Teamarbeit 

Zu den Lernberetchen Meßtechnik, Ferttgungstechnik, Werk­
stofftechntk und Maschtnentechntk werden 35 Experimental­
i.Jbungen angeboten, dte hauftg unterschiedltchen Lerngrup­
pen von Schulern zugeordnet werden konnen. Eintge Ubun­
gen werden in unterschtedltchen Schwterigkettsgraden ange­
boten, so daß dte den Unternchtsprozeß steuernden Lehrer 
entsprechend den tntertndtvtduellen Lernvoraussetzungen der 
Schuler unterschtedltche Arbettsgruppen zusammenstellen 
konnen. Dte Expertmentalubungen konnen sowohl einzelnen 
Lernprogrammen der Fachtheorte als auch etnzelnen Ubun­
gen der Fachpraxts inhaltltch zugeordnet werden 

Im Beretch Meßtechnik ltegen acht Ubungen vor Messen mtt 
Schtebelehre, Messen mtt Meßschraube, Bau und Funktton etnes 
Btmetallthermometers, Messen mtt Wtderstandsthermometer. Pas­
sungen und Paßmaße, Strom- und Spannungsmessung. Lehren. 
Messen mtt eiekinsehen Mcßgeratcn 

Zwet wettere Ubungen stnd vorgesehen 

Im Beretch Fertigungstechnik ltegen zehn Ubungen vor. Kralt­
ubersetzung emer Schraube, Messung des Kellwtnkels, Messung 
der Schntttkraft, Spanformen, Oberflachengute, Fretwtnkel, Span­
wmkel, freies Biegen, Prägebiegen und Rollbtegen, Stegeverhal­
ten verschtedener Werkstoffe und Proftle. 

Funf wettere Ubungen sind vorgesehen 

Der Beretch Werkstolltechnik 1st wettgehend mtt Experimental­
ubungen abgedeckt Es ltegen dretzehn Ubungen vor 

Klassifizieren von Werkstoffen, Schmelzen und Erstarren von Me­
tallen, Kristallbau und Gttlermodelle, Korroston von Werkstoffen, 
Warmeleitung von Metallen, eiekinsehe Lettfahtgkett von Metal­
len, Warmeausdehnung von Metallen, Ermtttlung der Ruckprall­
harte. Htn- und Herbtegeversuch, wtchttge mechantsche Etgenschaf­
ten der Metalle, Prufung wtchttger mechanischer Eigenschaften, 
Ermittlung von Abkuhlungskurven von Blet-Ztnn-Legterungen, Er­
mtttlung des Zustandsschaubildes Blet-Ztnn. 

Zum Beretch Werkstofftechnik ltegt deshalb besonders umfangrei­
ches Matenal vor, weil das Verstandnts von Fachtheone und Fach­
praxts letztlich auf Intensivem Erarbetten von Kenntnissen uber 
Aufbau und Verhalten der Werkstoffe bastert 

Im Beretch Maschinentechnik smd dret Ubungen aus der Getrte­
betechntk 1n Vorbereitung 
Wettere Ubungen stnd vorgesehen 

Alle Ubungen stnd sowohl htnstchtltch threr Hardware als auch 
thru Teachware durch Sachverstandtge aus Schule und Betrteb 
entwickelt und begutachtet worden Vtele Bautetle stnd so konzt­
ptert. daß ste durch dte Schulen selbst kostengunsttg hergestellt 
werden konnen Als Beglettmatenalten extslteren zu jeder Ubung 
Anlettungen fur den Schuler, Arbettshefte fur den Schuler. Beglett­
hefte fur den Lehrer. 

Hervorzuheben 1st, daß tm Rahmen des MMM nur Experimental­
ubungen fur dte Hand des Schulers, also keme Demonstrattons­
ubungen fur den Lehrer, entwickelt werden Auf dtesem Wege soll 
das Pnnztp der Selbsttattgkett des Schulers tm Lernprozeß unter­
stutzt werden 

3.3. Filmsequenzen für Fachtheorie und Fachpraxis 

Sowohl im Rahmen des Theoneunterrichts als auch bei der 
Durchfuhrung der fachpraktischen Ubungen sind in Tetlbe­
retchen Veranschaulichungen durch Laufbilder notwendtg. 

Fur den fachtheoretischen Beretch wurden in Zusammen­
arbeit mtt dem FWU Ftlme entwtckelt, dte vor allem zwei 
Prinzipien folgen, um im Unternchi medienadäquat einge­
setzt zu werden: erstens konnen durch die Mbgltchkeiten, 
dte dte Filmtechntk btetet (Trickftlm, Zettraffer, Zettdehner), 
wetterfuhrende Erkenntnisprozesse eingeleitet werden, zwei­
tens konnen durch die Darstellung von Produkttonsablaufen 
oder durch Darstellung verschiedener wichttger Untersu­
chungsverfahren (z. B. Werkstoffprufverfahren) dem Schuler 
mottvterende Eindrucke und Uberstchten vermtttelt werden, 
dte dann jewetls durch Lehrprogramme vertieft werden kbn­

nen. 

Fur dte Fachpraxts stnd Ftlmsequenzen vorgesehen, die uber 
dte Inhalte der Lehrgange htnaus dte Vermtttlung fachprakti­
scher Inhalte durch den Ausbilder verbessern, rationalisieren 
und durch die Darstellung pnnztpteller Phanome (z. B An­
schltffehler beim Bohreranschliff) erwettern konnen. 

Filme für die Fachtheorie 
Trennen durch Spanabnahme 
Besttmmungen von Wtnkeln 

an Schnetdwerkzeugen 
Scherebene und Spanwtnkel 
Zugversuch 
Werkstoffprufung 
Harteprufung 
Harten-Verguten 
Werkstuckhalterung I u II 

Filme für die Fachpraxis bisher: 
Bohren 
Wendelbohrer 
Sau len boh rmasch tne 
Bohrungen 
Sch ntttgeschwtnd tg kett 

betm Bohren 
Arbettstechntken betm Bohren 
Spannen der Werkstucke 

3 4. Lehrgänge für die Fachpraxis 

Neben dem Lehrgang "Eiementarlehrgang Metall" sind !ur 
dte Fachpraxts dte Ubungen aus den Lehrgangen Loten, 
Stegen, Drehen, Frasen und Stoßen/Sagen fur die Ausbil­
dung tn der berufltchen Grundbildung des Berufsfeldes Me­
tall vorgesehen. Durch den Einsatz dteser erprobten und 
tetlwetse schon mehrfach in der fachpraktischen Ausbildung 
ctngr">f'lztr.n Ubungcn soll vor allem entsprechend den un­
tcrc,chtcdltchen Anforderungen der verschtedenen Lernorte 
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eine konkrete Abstimmung zwischen Fachpraxis und Fach­
theorie gefördert werden. Außerdem werden durch die Ein­
beziehung von wichtigen Ubungen aus der Maschinentechnik 
übergreifende Qualifikationen !ur das gesamte Berufsfeld 
Metall vermittelt. 

Jede emzelne Ubung besteht aus: 

Hinwe1sen fur den Auszubildenden 
Das Heft fur den Auszubildenden ist der e1gentl1che Lehr­
gang. Der Aufbau der Ubungen 1st deutlich erkennbar. Jede 
Ubung begmnt m1t dem Aufgaben- und Problemstellungsblatt. 
Als Haupttell ex1SI1ert e1ne Werkstuckze1chnung. 01eses Blatt 
g1bt dem Auszubildenden be1 dem Prax1ste11 der Ubung e1ne 
Ubers1cht und 1st fur 1hn eine W1cht1ge Arbeitsunterlage Auf 
den nachsten Blättern werden notwendige ubungsbezogene 
Kenntnisse verm1ttelt. Der Text der Kenntnisblatter 1st sprach­
lich so gestaltet, daß der Auszubildende ihn ohne besondere 
Schw1engke1ten selbst durcharbeiten kann 

Kenntn1sprufungen 
Den Ubungen werden Lernziele für d1e Fertigkeiten und Kennt­
nisse vorangestellt Ob das Z1el der Fertigkelt erreicht 1st, 
kann nur der Ausbilder anhand des Ergebn1sses am ArbeitS­
platz beurte1len Ob die Kenntn1sse m1t Erfolg angee1gnet wur­
den. soll hmgegen m1t den Kenntn1sprufungen aufgeze1gt wer­
den. deren Lösungsvorgaben zum größten Teil e1ndeut1g s1nd 
(z. B uber d1e Methode der Auswahlantwortaufgaben) 

Ausbllderhmwe1se 
H1er bekommt der Ausb1lder Hmwe1se auf eventuell auftretende 
Lernschw1engke1ten. Hmwe1se zur Lehr- und Lernorgan1sat1on 
und Hmwe1se uber d1e Verwendung bestimmter Gerate, Mate­
nalien und uber d1e ArbeitSSICherhell 

4. Sozialwissenschaftliche Forschungsmaßnahmen und 
Untersuchungsziele 

D1e sozialwissenschaftliehen Untersuchungen folgen den 
Prinzipien von prax1sonent1erter Forschung, Entwicklungs­
und lnnovationsforschung, welche d1e Phase der Anwen­
dung des komplexen Lehrsystems systematisch vorbereiten 
und e1nbeziehen. Dabei wurden bzw. werden die allgemei­
nen Versuchsziele und Fragestellungen zusammen mit allen 
am Modellversuch beteiligten Forschern, Lehrern und Aus­
bildern thematisiert, weiterentwickelt und präz1s1ert. Ein WICh­
tiges Kritenum !ur diesen gememsamen D1skuss1onsprozeß 
ist d1e Uberlegung, ob die genannten Fragestellungen mtt !ur 
dte generellen Modellversuchsziele adäquaten Methoden em­
pirisch uberpn.ifbar sind. 

Neben diesen empirisch uberprüfbaren Fragestellungen ste­
hen Ziele, dte - obwohl mtt gesteherlen Methoden nicht 
uberprufbar - den bildungspollttschen Stellenwert und die 
Bedeutung des Modellversuchs kennzeichnen. 

Ziel des gemeinsamen Diskussionsprozesses ist ebenso eine 
starkere Integration der Tetlberetche des Modellversuchs, 
etne bessere tnhaltliche und formale Absttmmung der ver­
schiedenen Arbettsvorhaben und - vor allem - eine Ver­
besserung bzw. Verbreiterung der Handlungskompetenz aller 
den Modellversuch Planenden und an setner Durchfuhrung 
Betetligten (also der BBF-Projektgruppe, der Sachverstandi­
gen-AG's, Lehrer, Ausbilder und Schuler). Diese Diskussion 
schließt ebenso alle relevanten Aspekte der Untersuchungs­
planung und -methoden, sowie dte Versuchsergebnisse hin­
sichtltch threr Konsequenzen !ur die Ausbildungspraxts ein 

Die Medienentwicklung kann nur stnnvoll geleistet werden, 
wenn dte bei dem Medieneinsatz entstehenden Probleme 
standtg reflekttert werden. D h.: dte Einfuhrung der den Ver­
such tn der Praxts tragenden Lehrkralle in medtenspezifische 
Fragen und gememsame Dtskuss1onen der sich !ur die ge­
samte Ausbtldung ergebenden Konsequenzen tst systema­
tischer Bestandtetl der Modellversuchsplanung und damit be­
standtge Aufgabe !ur die Projektgruppe 

Das !ur den gesamten Modellversuch entschetdende Ziel der 
Anwendung des MMM im Stnne der zentralen Versuchsztele 
ist nur lösbar in gememsamen Entwicklungsprozessen mit allen 
von den Modellmaßnahmen Betroffenen. Dieser Ansatz ist ge­
eignet, d1e lnformat1ons- und Kooperationspraktiken zwischen 

den Lehrkräften tn Schulen und Betrieben zu allen den Mo­
dellversuch betreffenden wichtigen Fragen und Entscheidun­
gen zu verbessern und ebenso zu einer Verbreiterung des 
Problembewußtsems und der zum Medieneinsatz erforder­
lichen Qualifikationen beizutragen. Grundsätzlich lösbar ist 
dieses Problem u. E. jedoch nur durch eine entsprechende 
strukturelle Veränderung der Aus- und Fortbildung im Sinne 
besserer PraxisbezogenheiL 

Angesichts der z. T. erheblichen Unterschiede im Entwick­
lungsstand der etnzelnen Medien und ihrer didaktischen Qua­
lttat sowte der noch relativ allgemeinen Kenntnisse uber ihre 
medienspezifischen und curricularen Zusammenhänge, kön­
nen entsprechende Aussagen uber deren Etnsatz in unter­
schiedlichen Unterrichts- und Ausbildungssituationen nur un­
ter standiger Berucksichtigung der formalen und inhaltlichen 
Zusammenhange und Querverbindungen zwischen den Me­
dien gemacht werden. Hter ist vor allem auf die besondere 
Stellung und Bedeutung des Experimentalunterrichts zwi­
schen der reinen Kenntnisvermittlung und der Vermittlung 
fachprakttscher Fertigkeiten, d. h. also, den Bereichen Fach­
theone und Fachpraxis zu verweisen. 

Dte Auswertung und Interpretation von Untersuchungsergeb­
nissen aus etnem so heterogenen Versuchsfeld wie dem des 
Modellversuchs MMM verlangt neben der - ublichen - so­
ztoökonom,schen Datenerhebung etne möglichst genaue Er­
fassung und Analyse der unterschiedlichen Ausbildungsstruk­
turen, -modelle und -bedtngungen. 

Die Erfassung unmittelbarer Zusammenhange zwischen den 
im Modellversuch gegebenen unterschtedlichen Ausbildungs­
strukturen und dem MMM bzw. den durch dieses vermittel­
ten Qualifikationen wird wesentlich dazu beitragen, die Frage 
nach der Übertragbarkeit der im Modellversuch gewonnenen 
Erkenntn1sse und Erfahrungen auf andere Bildungseinnch­
tungen zu beantworten. 

Die soztalwtssenschaftlichen Forschungsmaßnahmen beziehen 
steh demnach auf folgende Ziele: 

Datenerhebungen über das Versuchsfeld und die Untersuchungs­
population: 

Präzisierung und Operat,onallsterung der allgememen, z T sehr 
komplexen Versuchsz1ele: 

E1nfuhrung und Einbeziehen der den Versuch 1n der Praxis 
tragenden Lehrkratte m die spezifischen Aspekte und Probleme 
des Medieneinsatzes 1n Untemcht und Ausbildung: 

- WeiterqualifiZierung aller am Modellversuch Beteiligten 1m Sin­
ne der Versuchsz1ele, 

Verbesserung des Informationsaustauschs und der Koopera­
tionsformen zw1schen den Lehrkratten 1n Schule und Betrieb 
und den M1tarbe1tern im BIBB. 

Erfassung der fachdidakllschen, pädagogischen und soz1alpsy· 
cholog1schen Auswirkungen des Med1enemsatzes auf Unter­
nchts-/Ausblldungsplanung und -durchfuhrung sow1e we1terer 
med1enabhangiger Veränderungsprozesse im Lernfeld von Schu· 
le und Betrieb: 

- Weiterentwicklung der Medienbausteine in cumcularen, fachdi­
dakttschen, padagog1schen und technischen Aspekten, bezogen 
auf d1e m der Berufsgrundbildung zu vermittelnden Oual1f1ka· 
tionen. 

Integriert in die Gesamtentwicklung des Modellversuchs, folgt 
dte sozialwissenschaftltche Forschung nicht den Prinzipien 
dtstanzterter Kontrollforschung, sondern sie wtrd über den 
gesamten Versuchszeitraum begleitend an allen steh im Ver­
suchsleid vollztehenden Entwtcklungs- und Veränderungspro­
zessen teilnehmen. Die speztf1schen Secturfnisse der den 
Versuch tragenden Ausbilder/Lehrer und Auszubildenden/ 
Schuler werden dabei im Mtttelpunkt stehen. 

Anmerkungen 

(1) Unter Qual1fikat1onsm1ttel sind hier jene Medien Wie Lehrprogram· 
me 1n Buchform oder als Tonbildschau, F1lme, Ubungshefte, Bau­
teile fur Expenmentalubungen usw gemeint, d1e 1m Qualifikations­
prozeß e1ne Lehrfunktion ubernehmen 

(2] M1tgl1eder der ProJektgruppe sind gegenwart1g. Hlide Baud1sch, 
Hartmut Denz1n, Hans·D1eter Ehe1m. Waller Fahle. Werner Gerwm, 
Manfred Hartmann, Blfgit R1eger 
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Hermann Senner und Manfred Tillack 

Konzeption zur fachdidaktischen Gestaltung der betrieblichen 
Berufsausbildung dargestellt am Beispiel der 
Ausbildungsordnung für das Maler- und Lackiererhandwerk 

Zur Verbesserung der dualen Berufsausbildung sind fach­
didaktische Konzeptionen als Umsetzungshilfen der Ausbil­
dungsordnungen ln die betriebliche Ausbildungspraxis not­
wendig. Das BIBB hat Im Rahmen des Forschungsprojektes 
3.026.02 am Belspiel der Ausbildungsordnung für das Maler­
und Lackiererhandwerk eine Konzeption der Umsetzungs­
hilfen entwickelt, die eine systematische und pädagogisch 
gestaltete Berufsausbildung ohne Änderung des beruflichen 
Sozialisationstyps ermöglicht. 

Die Kodifizierung der Rechtsgrundlage der betrieblichen Be­
rufsausbildung, wie sie seit dem Erlaß des Berufsbildungs­
gesetzes, des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes und der 
auf diesen Gesetzen beruhenden Rechtsverordnungen be­
steht, ist zwar die Voraussetzung für die Durchsetzbarkeil 
der als notwendig und verbindlich erachteten Berufsausbil­
dungsnormen [1], sie ersetzt aber nicht fachdidaktische In­
novationen, die unmittelbar der Verbesserung der betrieb­
lichen Berufsausbildung dienen. 

Konkret: Die nach § 25 BBiG oder HWO als Grundlage für 
eine geordnete und einheitliche Berufsausbildung erlassenen 
Ausbildungsordnungen bedürfen zu ihrer Umsetzung in die 
betriebliche Ausbildungspraxis einer didaktischen Aufberei­
tung, die außerhalb der gesetzlichen Ausbildungsrelegungen 
zu stehen hat. Hilfen zur Umsetzung von Ausbildungsord­
nungen und damit zur Optimierung des betrieblichen Aus­
bildungsprozesses sind von Fachdidaktikern zu entwickeln 
und sollten so angelegt werden, daß sie sich in unterschied­
lich strukturierten Ausbildungsbetrieben einsetzen lassen, 
insbesondere auch in solchen, die nicht selbst ein eigenes 
betriebliches Ausbildungsprogramm erarbeiten können. Pro­
bleme der Umsetzung einer Ausbildungsordnung in die Aus­
bildungspraxis ergeben sich einmal dadurch, daß der indi­
viduelle Ausbildungsgang eines Auszubildenden entspre­
chend der Anleitung zur sachlichen und zeitlichen Gliede­
rung der Fertigkeiten und Kenntnisse (Ausbildungsrahmen­
plan) unter Berücksichtigung der betrieblichen Gegebenhei­
ten zu planen ist, zum anderen dadurch, daß die in der Aus­
bildungsordnung enthaltenen Ausbildungsinhalte und -ziele 
der Berufsausbildung in einzelne Ausbildungsaufgaben auf­
zugliedern und curricular umzusetzen sind, damit sie das 
Fundamentale, Elementare und Exemplarische [2] der Funk­
tions- und Einsatzbereiche eines Ausbildungsberufes wieder­
geben. 

Ein Konzept der Umsetzungshilfen für Ausbildungsordnun­
gen muß demnach folgenden Problemen gerecht werden: 

Der individuellen Ausbildungsplanung und -gestaltung für 
den einzelnen Auszubildenden. 

Der betrieblichen Durchführbarkeit des individuellen Aus­
bildungsganges. 

Der didaktisch-curricularen Aufbereitung der in der Aus­
bildungsordnung grob strukturierten Ausbildungsziele und 
-inhalte. 

Der Ausbildungserfolgskontrolle zur Steuerung des indi­
viduellen Ausbildungsprozesses. 

Ausbildungsordnungen orientieren sich als allgemein gultige 
Ausbildungsnormen an einem be1 durchschnittlichen Bedin­
gungen zu gestaltenden Ausbildungsprozeß. ln diesem Sinne 
sind auch die im Ausbildungsrahmenplan angegebenen Richt­
zeiten für die Vermittlungsdauer der einzelnen Ausbildungs-

inhalte als Durchschnittswerte zu betrachten. Die individuel­
len Ausbildungs- und Lernbedingungen der Auszubildenden, 
die mit durch den vorausgegangenen Bildungsgang, d1e per­
sönlichen Begabungs- und Interessenstrukturen usw. be­
stimmt sind, können eine andersartige zeitliche Gliederung 
erfordern. Die Berücksichtigung der mdiv1duellen Lern- und 
Ausbildungsgegebenheiten und damit zugleich die Molivie­
rung der Auszubildenden fur den Ausbildungsprozeß sollte 
in einer Konzeption zur Umsetzung von Ausbildungsordnun­
gen angelegt sein. 

Für eine Anzahl von Ausbildungsbetrieben ergaben sich bei 
einer unmittelbaren Übertragung des als Anleitung zur sach­
lichen und zeitlichen Gliederung charakterisierten Ausbil­
dungsrahmenplanes in dem zu erstellenden individuellen 
Ausbildungsplan deshalb Schwierigkeiten, we11 die Vermitt­
lung bestimmter Fertigkeiten und Kenntnisse an die Durch­
fuhrung entsprechender Arbeitsvorhaben gebunden ist, und 
die Auftragslage nicht in jedem Falle mit dem vorausgeplan­
ten Ausbildungsablauf in Einklang gebracht werden kann und 
sich aus verschiedenen Gründen nicht alle Ausbildungsziele 
an einem "Phantom" oder durch Übungsaufgaben erreichen 
lassen. Schließlich können nicht alle Auszubildenden gleich­
zeitig dieselben Ausbildungsstationen oder Abteilungen 
durchlaufen, so daß sich auch wegen des zeitlich nacheinan­
der zu organisierenden Ausbildungsganges fur mehrere Aus­
zubildende, die dieselben Ausbildungsstellen zu absolvieren 
haben, Abweichungen von dem vorgegebenen Ausbildungs­
rahmenplan ergeben müssen. 

D. h., die Systematik insbesondere der zeitlichen Gliederung 
der Berufsausbildung im Ausbildungsrahmenplan und die 
betrieblichen Ausbildungsbedingungen stehen nicht immer 
in einer optimalen Beziehung zueinander. Die Flexibilitäts­
klausel in den Ausbildungsordnungen tragt dieser Sachlage 
Rechnung und raum! entsprechende Abweichungen ein. 

Als Konsequenz einer mangelnden Koordinationsmöglichkeit 
eines betrieblichen Ausbildungs- und Arbeitsverlaufes wer­
den beispielsweise Ausbildungsabschnitte oder teilweise gan­
ze Ausbildungsgänge aus dem Betriebsgeschehen ausgeglie­
dert und als Lehrgänge in betrieblichen oder überbetrieb­
lichen Ausbildungswerkstätten durchgeführt. Mit dieser Maß­
nahme wird zugleich die Form der beruflichen Sozialisation 
[3] geändert. Während beim Sozialisationstyp der "Lehre" 
der Ausbilder die Berufsrolle, die der Auszubildende später 
zu übernehmen hat, tatsächlich selbst ausubt und dabei dem 
Auszubildenden die berufstypischen Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Verhaltensweisen vermittelt, stellt der Ausbilder beim 
Sozialisationstyp "Schule", dem die Ausbildungssituation in 
einer Lehrwerkstatt nahekommt, eine eigenständige beruf­
liche Rolle dar, deren Aufgabe ausschließlich die Berufsaus­
bildung losgelost von der e1gent11chen Berufssituation ist. Es 
geht an dieser Stelle nicht um d1e Würdigung beider Typen, 
lediglich um die Feststellung der Anderung des Sozialisa­
tlonstyps, um eine systematisch organisierte Berufsausbil· 
dung durchführen zu können. 

Dieses Prinzip laßt sich jedoch 1n der betrieblichen Ausbil· 
dungspraxis nicht durchgängig anwenden, sei es, daß be­
stimmte Ausbildungsinhalte sich nicht fur eine Vermittlung 
in einer Lehrwerkstatt eignen, oder daß die einzelbetriebliche 
oder regionale Struktur das Errichten betrieblicher bzw. über­
betrieblicher Lehrwerkstätten nicht erlaubt. 
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Zur Optimierung des betrieblichen Ausbildungsprozesses hat 
das BBF im Rahmen des Forschungsprojektes 3.026.02 ,.Ent­
wickeln und Erproben von Ausbildungsgangen und -formen 
zur Anpassung der Berufsausbildung an die technische, wirt­
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung" 1m Fachbereich 
gestaltungstechnische Ausbildungsberufe (Teilprojekt 4) eine 
Konzeption fur Ausbildungshilfen zur Umsetzung von Aus­
bildungsordnungen in die betriebliche Ausbildungspraxis 
entwickelt. 

Dieses Forschungs- und Entwicklungsvorhaben soll am Bei­
spiel der am 23. 6. 1975 neu erlassenen Ausbildungsord­
nung fur das Maler- und Lackiererhandwerk konkretisiert 
werden. Dieses Teilprojekt hat das Ziel, im Rahmen des 
beruflichen Sozialisationstyps ,. Lehre" der individuellen und 
betrieblichen Ausbildungssituation gerecht zu werden sowie 
durch ein System von Ausbildungsaufgaben und -erfolgs­
kontrollen eine Verbesserung der beineblichen Berufsaus­
bildung zu bewirken. D1e beigefugte Graphik veranschaulicht 
1n vereinfachter We1se den Aufbau dieser Konzeption. 

Organisatorisch 1st der Mittel- und Bezugspunkt d1eser Aus­
bildungshilfen zur Umsetzung der Ausbildungsordnung in die 
Ausbildungspraxis der individuelle Ausbildungsplan. Samt­
liehe in der Ausbildungsordnung enthaltenen Ausbildungs­
ziele und -inhalte werden in diesem Plan erlaßt, und zwar 
bei zunehmender inhaltlicher Differenzierung gegliedert in 

Vermittlungsbereiche 

Vermittlungsteilbereiche 

Aufgabenkomplexe und 

- Ausbildungsaufgaben. 

Inhaltlich stellen die Ausbildungsaufgaben den Mittelpunkt 
der Umsetzungshilfen dar. Es handelt sich bei diesen Auf­
gaben um fachdidaktisch aufbereitete Berufsinhalte, bei de­
ren Bewältigung die gernaß der Ausbildungsordnung anzu­
strebenden Ausbildungsziele (Fertigkeiten und Kenntnisse) 
in systematischer und padagogisch geplanter We1se erreicht 
werden. 

Die Ausbildungsaufgaben reduz1eren d1e in der Ausbildungs­
ordnung angegebenen Ausbildungsinhalte auf elementare, 
fundamentale und exemplansche Gegebenheiten, d1e den 
Tatigkeits- und Funktionsbereichen des Ausbildungsberufes 
entsprechen. Zur Lösung dieser Ausbildungsaufgaben bedarf 
es sachlicher Informationen, die d1e theoretische Begrun­
dung, den Handlungsvollzug und die affektive Einbindung 
der Aufgabenbewalt1gung betreffen Diese Informationen wer­
den durch Informationsblatter geboten Beispielswelse 1st 
e1ne solche wissenschaftsonentierte Information das Thema 
,.pH-Wert", eine arbe1tsprozeßorientierte lnformat1on das 
Thema ,. Spritzverfahren ", eine empfindungsor1ent1erte Infor­
mation das Thema ,.Optische Tauschungen" 

D1e Tatsache, daß derart1ge Informationen wiederholt 1m 
Handlungszusammenhang m1t mehreren unterschiedlichen 
Ausbildungsaufgaben abgerufen werden, bew1rkt e1nmal d1e 
notwend1ge Fest1gung des Erlernten durch Wiederholung de1 
Ausbildungs1nhalte, zum andern die Transparenz gleicher 
Grundlagen unterschiedlicher Sinn- und Sachzusammenhan­
ge, schließlich d1e Übertragungsfahigke1t erworbener Kennt­
nisse, Fertigkeiten und Verhaltenswelsen auf sachverwandt8 
Situationen, so daß der Auszubildende ein Wissenschaftlich 
begrundetes, zweckrationales Verhalten be1 der Losung b8-
ruflicher Problemstellungen erw1rbt. 

Am Ende eines best1mmten Vermittlungsteilbereiches w1rd 
m1t H1lfe von Ausbildungserfolgskontrollen festgestellt, ob 
und 1nw1ewelt d1e Fert1gke1ten und Kenntn1sse, d1e m1t den 
Ausbildungsaufgaben angestrebt wurden, beherrscht werden. 
Neben den Ausbildungszielen und -inhalten, d1e s1ch als 
konkrete Ausbildungsaufgaben darstellen lassen, g1bt es sol­
che Ziele und Inhalte, d1e permanent, d h. 1m Zusammen­
hang m1t den jewe1l1gen Ausbildungsaufgaben zu erwerben 
sind. Es handelt s1ch dabe1 um die Fertigkelten und/oder 

Kenntnisse des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung, der 
gewerbeublichen Werkzeuge, Geräte, Maschinen und Anla­
gen sowie der Werkstoffe, Hilfsstoffe, der Farben- und For­
menlehre, der technischen Normen und Vorschriften u. a. m., 
die für den betreffenden Ausbildungsberuf relevant sind. 
Diese im betrieblichen Ausbildungsplan detailliert aufgeführ­
ten und auf den jeweiligen Vermittlungsbereich bezogenen 
Angaben sind insofern jederzeit abrufbar, als sie nach dem 
gegenwärtigen Stand der Entwicklung erlaßt sind und nicht 
erst durch umfangliches Studium der Fachliteratur, der Nor­
men, der Unfallverhutungsvorschriften usw. ermittelt werden 
müssen. 

Die graphische Darstellung des Konzepts der Ausbildungs­
hilfen ist an dieser Stelle verkürzt. Sie enthält wegen der 
Ubersichtlichkeit diese Angaben nicht. Ebenso wurden bei 
der Graphik d1e Spalten der zeitlichen Anordnung der 
Ausbildungsinhalte in gekurzter Form wiedergegeben. Der 
Onginalplan sieht drei Spalten für die zeitliche Gliede­
rung vor, und zwar eine fur die Ausbildungsplanung mit den 
Richtwerten der Ausbildungsordnung, eine andere für Hin­
weise auf solche Ausbildungsinhalte, die nicht betrieblich 
verm1ttelt werden können und überbetrieblich oder partner­
schaftllch von einem anderen Ausbildungsbetrieb zu vermit­
teln sind sowie eine dritte Spalte für die Angaben der im 
Betriebsablauf tatsächlich erfolgten Ausbildung in den je­
weiligen Vermittlungsbereichen. Die Gegenüberstellung des 
geplanten und des tatsächlich erfolgten Ausbildungsablaufes 
erlaubt ein hohes Maß an individueller Gestaltung des Aus­
bildungsprozesses. Ohne daß d1e Systematik oder der päd­
agogische Ablauf des Ausbildungsganges leidet, sind da-

Graphische Darstellung des Konzeptes 
"Ausbildungshllfen zur Umsetzung 
von Ausbildungsordnungen" 

-·- .. ·----··---==-=--:':':".:.:...=':"'7:·: An .... nmlaruf.l .. ...........,... 

..... .,., • ...,,... Vtrmlttlun•h•lftrlk:h 

..... hlli ........... 
tJHrV•...,nunt 

, ----- -----

--- .... _ ... .....,. __ _ 
zu...,..,ln.lnHF.nllk_.•n 
untiiCWintTll• 

VermiNitkn 
U....-.cllrihln -1 2 3 4 I I,.._ ._......... 

.!. ---=---------== A-+,:.ot--1-FI-,-:-,,..._ "'1--,-"""-'"-=-i . ......" 



10 0. Hecker u. C. Wehner, Die MEDIENBANK des BIBB BWP 2/77 

durch Modifizierungen bei einem von den Ausbildungserwar­
tungen abweichenden Lernverhalten. bei Ausfällen durch 
Krankheit oder bei Veranderungen betrieblicher Ausbildungs­
möglichkelten usw. vorzunehmen. 

Der Ausbildungsberuf des Malers und Lackierers, der vor 
allem Dienstleistungen an fremden Objekten außerhalb der 
eigenen Werkstatt zu erbringen hat, ist auf e1n derart flexi­
bles Ausbildungssystem angew1esen, um den Ausbildungs­
prozeß auf padagogischer Grundlage m1t der Berufspraxis 
und der aktuellen Auftragslage verbinden zu konnen. Die 
Hilfen der Umsetzung der Ausbildungsordnung sind als Lose­
Blatt-Sammlung konzipiert, um s1e jederzeit neuesten Er­
kenntnissen anpassen zu können 

Die Durchfuhrung der betrieblichen Berufsausbildung nach 
dieser Konzeption setzt die Existenz der noch 1m einzelnen 
zu entwickelnden und z. Z. lediglich beispielhaft erarbeiteten 
Aufgaben-, Informations- und Kontrollblatter voraus. Inso­
fern 1st der Einsatz dieses 1m Pnnz1p offenen Systems vom 
Vorhandensein der fur den JeWe1l1gen Ausbildungsabschnitt 
aufeinander bezogenen Umsetzungshilfen (Aufgaben. Infor­
mationen und Kontrollblatter) abhangig. Andererseits aber 
sind d1e Hilfen zur Umsetzung e1ner Ausbildungsordnung in 
d1e betriebliche Ausb1ldungsprax1s auch auf andere Ausbil­
dungsberufe ubertragbar. Insbesondere be1 verwandten Aus­
bildungsberufen oder auch berufsfeldubergre1fend lassen s1ch 
z. T. die erarbeiteten Ausbildungsaufgaben und vor allem in 
noch großerem Maße die Informationsblatter anwenden. 
Durch unterschiedliche der bereits didaktisch 
aufbereiteten Ausbildungsinhalte l1eßen s1ch dann d1e Um­
setzungshilfen bausteinartig fur verschiedene Ausbildungs­
berufe zusammenstellen. 

Oskar Hecker und Christian Wehner 

Der innovative Ansatz ist darin zu sehen, daß dem Ausbil­
der bei der Verw1rkl1chung se1nes padagog1schen Auftrages 
in der betnebl1chen Berufsausbildung die didaktischen Bezu­
ge, d1e fur den Ausbildungsprozeß wesentlich sind, wahl­
weise vorgegeben werden. er seine individuellen Erfahrun­
gen voll e1nfl1eßen lassen kann und d1e Ausbildungsorgani­
sation n1cht e1ne Änderung des beruflichen Sozialisations­
typs erforderlich macht. Damit könnte eine Verbesserung der 
betrieblichen Berufsausbildung erreicht werden, die den indi­
viduellen Bedingungen der Auszubildenden und der beineb­
lichen Ausbildungssituation auch bei einer nicht exakt plan­
baren Auftragslage gerecht w1rd 

D1e Transparenz dieser Konzeption bietet schließlich dem 
Auszubildenden die Möglichkeit, initiativ bei der Intensivie­
rung der Berufsausbildung m1tzuw1rken und d1e Ablaufpla­
nung mitzubestimmen. 

Der Hauptverband des deutschen Maler- und Lackiererhand­
werks ist an der Verwirklichung dieser Konzept1on stark In­
teressiert, er s1eht darin e1n ProJekt, das genuin der Ver­
besserung der dualen Berufsausbildung d1ent Nach einer 
ersten Erprobung und Bewahrung dieses Projektes 1n einem 
Ausbildungsbereich ware seine weitere Anwendung in ande­
ren Ausbildungsberufen InS Auge zu fassen 

Anmerkungen 

[1) Vgl. hierzu u a Benner. Hermann Das Problem der Verbindlich­
kelt von Ausbildungsordnungen ln Berulsblldung 1n W1ssenschafl 
und PraXIS 4 Jahrgang (1975), Heft 6, 56 

[2) Vgl h1erzu u a Klafk1, Wolfgang Das padagog1sche Problem 
des Elementaren und d1e der Bildung Wm­
heJm 3 /4 Auflage. 1964 

[3) Vgl hierzu u a: Luscher. Kurt Der Prozeß der beruflichen 
Soz,al1sat1on Stuttgart 1968 

Die MEDIENBANK des BIBB Auskunft- und Informations-
system über Unterrichtsmedien der beruflichen Bildung 

Im BIBB wird seit 1974 am Aufbau der MEDIENBANK gear­
beitet, in der Daten über Unterrichtsmedien (Videoprogram­
me, Dia-Reihen, Buchprogramme, Arbeitstransparente usw.) 
für den berufsbildenden Bereich gespeichert werden. 

Als Informationssystem steht ein kommerzielles Datenbank­
system zur Verfügung. Ziel der MEDIENBANK ist es, Ausbil­
dern, Lehrern und anderen interessierten Personen Informa­
tionen über geeignete Unterrichtsmedien für spezielle Fach­
probleme zu geben. 

ln der MEDIENBANK des BIBB werden je Unterrichtsmedium 
ca. 60 formale und inhaltliche Einzeldaten erlaßt. Die Er­
fassung erfolgt mit Hilfe vorgefertigter Erfassungsbogen. Die 
Daten werden mit speziellen Umsetzprogrammen aufbereitet. 
Die Kommunikation mit der MEDIENBANK geschieht über ein 
Datensichtgerät und einen Matrixdrucker Im BIBB sowie mit 
Hilfe von Dokumentatlonskarten, berufsfeldbezogenen Kata­
logen, Periodika, Titellisten und Sonderdrucken (z. B. Me­
dlenherstellerlisten). 

Zur Ze1t Sind schatzungswe1se ca. 12 000 unterschiedliche 
AV-Med1en !ur die Aus- und Weiterbildung vorhanden. Am 
optimalen 1n der Ausbildung sind aber die 
Tatsachen hinderlich, daß es 

keine geeignete, umfassende Ubersicht uber vorhandene 
Unternchtsmed1en (zentrale Auskunftsstelle), 

oft nur ungenaue und zu wen1g Informationen uber d1e 
einzelnen Med1en, 

ke1ne vergleichbaren Daten fur unterschiedliche Med1en, 

ke1ne Informationen uber d1e Gute des Med1ums (Erfah­
rungsbencht) gibt und daß 

ein langwieriger Weg von der Auswahl b1s zum 
1n Kauf zu nehmen 1st. 

1. Der Einsatz von Datenbanken bei der Auswahl 
von Unterrichtsmedien 

Effektiv ware fur den Auskunftsuchenden ein "Informations­
system", das leicht ansprechbar ist und 1hm auf e1ne gezielte 
Anfrage uber Med1en zu e1nem bestimmten Unterrichtsinhalt 
schnell eine gez1elte und ausreichend detaillierte Antwort 
g1bt. D1ese Anforderungen konnen manuelle Informations­
systeme w1e z B. Kataloge n1cht erfullen. 

Datenbanksysteme ermoglichen es Jedoch, schnell und kom­
fortabel komplexe Anfragen zu beantworten Das Arbe1ten 
m1t Datenbank fur Med1en konnte dann etwa wie folgt 
ablaufen (vgl. Abbildung 1). 

1. Gesucht werden Medien, d1e best1mmte formale und in­
haltliche Anforderungen erfullen sollen. 

2. Uber e1ne Anfragekarte oder Verb1ndung zur Da­
tenbank werden die Anforderungen an das Medium 1n 
formalisierter Form eingegeben (Suchfrage). 

3. Auf Grund der Angaben erm1ttelt d1e Datenbank e1n be­
stimmtes oder mehrere gee1gnete Med1en und g1bt s1e 
dem Anfragenden bekannt 

4 Erfullen d1ese Med1en nach Me1nung des Anfragenden 
d1e Anforderungen, so 1st der Anfragevorgang beende! 
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Wurde jedoch kein geeignetes Med1um genannt, so kann 
die Suchfrage m1t spezifizierten Angaben erneut gestellt 
werden. 

Abbildung 1 : Datenbank für Medien 
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Damit ergeben sich folgende Anforderungen an eine Daten­
bank fur Unterrichtsmedien: 

Die Erfassung von Daten über Unterrichtsmedien muß sich 
auf die jeweiligen Ausbildungsbereiche beziehen. 

Nur wenn eine kompetente Erfassung und E1nordnung der 
Medien erfolgt, kann e1ne opt1male Betreuung der jewei­
ligen Adressaten erfolgen. 

E1ne Auswahl unter verschiedenen Medien erfolgt 1n der 
Regel auf der Basis e1nes best1mmten Ausbildungsberei­
ches und n1cht auf em Med1um bezogen. 

Eme Aufteilung der Ausbildungsbereiche konnte in emen 
allgemembildenden, e1nen berufsbildenden und einen stu­
dienbezogenen Bereich erfolgen Durch eine gee1gnete 
organ1satonsche Form muß dafur gesorgt werden, daß 
em Suchvorgang in allen drei Bere1chen mögl1ch 1st. 

ln einer Datenbank für Medien sollten Daten über alle Unter­
richtsmedien gespeichert werden. 

Der Ausb1lder/Lehrer muß d1e Mogl1chkeit haben, zu ei­
nem bestimmten Lernmhalt Med1en der verschiedenen 
Prasentat1onsformen auswahlen zu konnen 

Datensammlungen uber nur em Med1um w1e z. B Daten­
bank fur F1lme, Arbeitstransparente oder CGU-Programme 
fuhren zwangslauf1g zu n1cht vergleichbaren Dokumenta­
tlonsdaten. Dadurch w1rd d1e Auswahl eines geeigneten 
Med1ums erschwert 

Gerade d1e Verkettung verschiedener Med1en als Unter­
richtsfolge muß ermoglicht werden (komplexe Mehrme· 
d1ensysteme). 

Es genügt nicht, nur Daten über Unterrichtsmedien zu er­
fassen. 

E1ne Datenbank w1rd nur dann em Sinnvolles Instrument 
be1 der Unternchisvorbereitung sem, wenn gle1chze1t1g 
eme gez1elte Beratung be1 der Medienauswahl erfolgt 

D1e Beratung soll s1ch dabe1 auf d1e folgenden Bereiche 
bez1ehen: 

Eigenheiten des Med1ums 

lntegnerbarkeit des Med1ums 

Emsatzerfolg des Med1ums 

Bezug zum Curriculum 

Verkettung untersch1edl1cher Medien 

Eine Datenbank für Medien sollte gleichermaßen für Ausbil­
der/Lehrer, Auszubildende als auch für Bildungsplaner zur 
Verfügung stehen; 

für Ausbilder/Lehrer sowohl als Informationssystem fur 
Unternchisplanung als auch als Ubersicht uber den Me­
dienmarkt, 

fur Auszubildende, Insbesondere fur den Selbstunterncht, 

für Bildungstechnologen und Medienhersteller als Pla­
nungshilfe (Marktanalyse, E1nsatz und Erfolg sowie Trend­
aussagen). 

Die Nutzung einer Datenbank für Medien sollte auf verschie­
denen Ebenen möglich sein. 

D1e Handhabung des Planungsmstrumentes Datenbank 
fur Medien sollte durch folgende Hilfsmittel erleichtert 
werden: 

verschiedene Nutzungsformen 
(postalische oder telefonische Emzelanfrage, Onllne­
Anschluß und Subpools) 

Periodika 

Fach- und ausbildungsbezogene Einzelkataloge 

Vorschlage zur Medienauswahl 

Der Belrieb einer Datenbank für Medien muß benutzerfreund­
lich sein. 

D1e Anfrageform sollte emfach, schnell und bill1g sein. 

D1e Adressaten sollten es mbgl1chst nur m1t einer zen­
tralen Stelle zu tun haben. 

Im Bundes1nst1tut für Berufsbildung 1n Berl1n wurde aus 
d1esen Uberlegungen heraus eme Datenbank fur Med1en 
(MEDIENBANK) entw1ckelt, 1n der spez1ell Daten uber Unter­
nchtsmedlen fur den berufsbildenden Bere1ch gespeichert 
werden [1]. 

M1t emem ahnl1chen Ansatz wurden auch von anderen Instl­
tutionen Datenbanken fur Unternchtsmed1en entwickelt, die 
jedoch e1ne begrenziere Zielsetzung haben So vom FWU 
fur Eigenproduktionen (AV-Medien) [2] und vom FEoLL fur 
Buchprogramme und Arbeitstransparente [3], [4]. 

2. Die MEDIENBANK des BIBB 

Ziel der MEDIENBANK: 

D1e MEDIENBANK soll allen Ausbildern/Lehrern und sonst1gen 
an der beruflichen Aus- und Weiterbildung 1nteress1erten Per­
sonen und lnst1tut1onen als Auskunft- und Informationssystem 
uber d1e auf dem Markt bef1ndl1chen Unternchismedien zur 
Verfugung stehen in der Endausbaustufe der MEDIENBANK 
können fur alle Berufsfelder Anfragen beantwortet werden 

Bei der Entwicklung des Datenbaumes mußte den unter­
schiedlichen technischen Aspekten der e1nzelnen Medien 
Rechnung getragen werden, d. h es wurde eme fur alle Me­
dien gee1gnete Datenstruktur entw1ckelt. D1ese Entwicklung 
ergab s1ch aus der Forderung, dem Ausbilder/Lehrer d1e 
Entscheidung fur das Med1um zu uberlassen, das fur se1ne 
Unterrichtsform am besten geeignet 1st. Die durch eme ME­
DIENBANK-Suchanfrage anhand von inhaltlichen und forma­
len Kntenen ermittelten Daten d1enen dem Ausbilder/Lehrer 
als Entscheidungsgrundlage fur se1ne Med1enwahl. 

Da es z Z aus wirtschaftlichen Grunden n1cht smnvoll er­
scheint, die MEDIENBANK fur den emzelnen Anfrager Online 
zu betre1ben, ubern1mmt das BIBB den Auskunft- und Retrie­
valservice. 

Erfassung der Daten: 

Der Aufbau der MEDIENBANK erfolgt sukzess1v und berufs­
feldbezogen. Zuerst werden d1e Unternchismedien der Be­
rufsfelder Metall, Elektrotechnik sow1e Wirtschaft und Ver-
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waltung erlaßt. Um eine möglichst umfassende Erfassung zu 
garantieren, wurden d1e relevanten Verlage und Medienher­
steller angeschrieben mit der B1tte, dem BIBB die Unterrichts­
medien zur Verfugung zu stellen. 

Bei der Datenerfassung ist je Berufsfeld eine Erfassergruppe: 
zuständig, d1e uber d1e fachspez1f1schen Kenntnisse des ent­
sprechenden Berufsfeldes verfugt. Dam1t wird die Verschlag­
wartung der Unternchismedien vere1nheitl1cht, was emem 
späteren Suchprozeß zugute kommt. 

Je Lehrprogramm werden ca. 60 formale und inhaltliche Ein­
zeldaten erhoben, wobe1 unter Einzeldatum sowohl ein ein­
zelner Begriff als auch eme Textemhe1t verstanden wird 
(Abbildung 2). 

Abbildung 2: Grobstruktur des Datenbaumes 
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Abbildung 3: Datenerfassungsbogen (Bogen 1) 
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Um d1e Datenerfassung zu veremheitlichen und zu verein­
fachen, wurde emerseits em Signierhandbuch erstellt und 
andererse1ts wurden für bestimmte Emzeldaten Begriffsraster 
vorgegeben Dam1t kbnnen die Erfasser d1e !ur das jewe1l1ge 
Unterr1chtsmed1um relevanten Begriffe ankreuzen. 

Zusätzl1ch wurden die Einzeldatenfelder so auf den Daten­
erfassungsbegen angeordnet, daß sie der Erfassungsreihen­
folge entsprechen. Z. B. wird dadurch bei der Erfassung emes 
Buchprogrammes ein ständiges Hin- und Herblattern vermie­
den (Abbildung 3). 

Be1 der konzeptionellen Entwicklung der MEDIENBANK ent­
stand die Forderung, die MEDIENBANK n1cht nur !ur Einzel­
anfragen zu benutzen, sondern die abgespe1cherten Infor­
mationen auch !ur Veroffent11chungen (Penodika, Kataloge, 
etc.) bereitzustellen. Da d1e Verbffentlichungen als Abbild 
der jewe1l1gen Medienmarkts1tuat1on gedacht sind, darf ZWI­

schen der Ersterfassung emes Unterrichtsmediums und des­
sen Veroffentlichung kem allzugroßer Zeitraum l1egen. Das 
ist Jedoch nur mögl1ch, wenn statt des zeltraubenden Weges 
uber Ble1satz, Korrekturlesen und Umbruch die Druckaufbe­
reitung und der Satz der Penod1ka automat1s1ert werden. 

Der automatisierte Satz i.Jber eme Lichtsetzanlage wird mit 
H1lfe von typographischen Daten gesteuert, die bei der Erst­
erfassung der Daten m1tgeneriert werden. Der Datenpool 
der MEDIENBANK enthalt somit neben inhaltlichen und for­
malen Daten auch typographische Angaben. Damit ergibt sich 
!ur d1e Datenerfassung der folgende Ablauf (Abbildung 4): 

1. Es werden die formalen und inhaltlichen Daten der ein­
zelnen Med1en erm1ttelt und in die Datenerfassungsbogen 
ubernommen. 

2. Die erlaBten Daten werden per Schreibmaschine in eme 
maschinell lesbare Form gebracht. 

3. Anschließend werden d1e Daten über eine opt1sche Be­
leglesemaschlne auf Magnetband übernommen. 

4 Danach werden sie mit e1nem Aufbereitungsprogramm .in 
die Datenbaumstruktur umgesetzt, mit den !ur das Da­
tenbanksystem GOLEM 2 notwendigen Steuerzeichen ver­
sehen 

5. und 1n die MEDIENBANK i.Jbernommen. 

Abbildung 4: Datenerfassung (Datenaufbereitung/Poolaufbau) 
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Kommunikation mit der MEDIENBANK 

Das Datenbanksoftwaresystem GOLEM 2 wurde deshalb ge­
wählt, weil mit dem GOLEM 2 der Suchprozeß sowohl mit 
Desknptoren als auch m1t Termen und Z1taten durchgefi.Jhrt 
werden kann. 

Jede abgespeicherte Information uber em Med1um (Zielinfor­
mation) besteht aus einem Text- und einem Desknptorenteil. 
Der Deskriptorentell 1st unterteilt in Schlagworte und Aspekte. 
Der Unterschied zw1schen Schlagwort und Aspekt besteht 
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Abbildung 5: Anfragekarte (Muster Elektrotechnik) 

Allsender 

D 
Bundesinstitut fUr 
Berufsbildungsforschung 
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- Med1enbank-

1 Berhn 31 
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--
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Fachschule 

Ausbildungsstufe 

Gesellenprufung 

j 

f
-- -··- -' 
Me•sterprufung j 

"- _ _j 
(Sonsr1gt bttte .iin!FJbM} 

dann, daß der Suchbegriff bei einem Aspekt zusatzlieh an 
einen Kategoriennamen gebunden 1st, z B. Desknptor 
ELEKTROTECHNIK; Aspekt BERUFSFELD: ELEKTRO­
TECHNIK. 

Da das BIBB den Auskunft- und Retrievalservice übernimmt, 
ergibt sich fur emen Auskunftsuchenden die Schwierigkelt 
einer sinnvollen Kommunikation m1t der MEDIENBANK. Zu 
diesem Zweck wurde eine Anfragekarte entwickelt, in d1e der 
Auskunftsuchende die fur ihn relevanten Begriffe einträgt 
(Abbildung 5). 

Anhand dieser Anfragekarte wird dann im BIBB der Such­
prozeß eingeleitet und es werden dem Auskunftsuchenden 
d1e Dokumentationskarten der ermittelten Unterrichtsmedien 
übersandt. Dabei werden als Ergebnis des Suchprozesses 
lediglich d1e entsprechenden Dokumentationsnummern auf 
dem Datensichtgerät nachgewiesen. 

Eine andere Form der Ausgabe ergibt sich, wenn d1e Ziel­
mformationen fur Veröffentlichungszwecke (Erstellung von 
Periodika, Dokumentationskarten und Katalogen) ausgewählt 
werden sollen. Es besteht die Möglichkeit, sie vollstandig 
auszugeben bzw. Teile der Zielinformationen zu unterdrük­
ken und die Reihenfolge der Emzelinformationen festzule­
gen. 

Abbildung 6 gibt den Ablauf bei der Datenausgabe wieder: 

1. Die Suchanfrage wird an das BIBB gesandt, im Direkt­
Betrieb (Onlme-Anfrage) 1m BIBB bearbe1tet und das Er­
gebnis dem Anfrager zur Verfugung gestellt. 

2. Für die Erstellung der Veröffentlichungen wird ein spe­
Zielles Ausgabeband erstellt (z. B. aufgrund der Such­
anfrage "Erm1ttle alle Daten uber Medien des Berufs­
feldes Elektrotechnik"). 

3 Em Umsetzprogramm bere1tet die so ermittelten Daten 
typographisch auf 

---·---·-

Elektrotechmk 

• Berufsfeld 

Beruf 

• Schul•rr!Ausbddungsabschluß 

• Ausb1fdungssrvfe 

Bemerkungell 

- ----- --

Bei den nur • Ft!ldem der Anfragek•rte bme d1e Begriffe 
btm!ltzen 

f.."Eiektrotechn1k 

Energ1eelektron1k 

1-:'Nachrlchtentechmk 

I-'Nachr1chtenelektron1k 

1-"Meß- und Regelungstechnik_ 

L....:Eiektrochem1e 

Berufsft!ld 

-=-l 
Metall 

Elektrotechnik 

Bau und Holz 
·------

Textil und Bekleidung 

Druck und Pap1er 

Farb- und Raumgestaltung 

GesundheitS- und Korperpflege 

Erf)ahrung und 

Landw1rtschaft 

ohne 

4. und per Lichtsetzanlage werden druckreife Oftsei-Filme 
ecstellt. 

5. Der Druck der Periodika/Sonderveröffentlichungen kann 
erfolgen. 

Abbildung 6: Datenausgabe (Online/Offline) 

MEDIENBANK 

SIEMENS 
4004 

2J 

l

lAuroc 
Schulz 

Nr 37861 

OGOLEM.!.. 

L•mz,.l• 

Ausgoblbond Llchtsotzonlogt .__ ____ __. 
Offset·F•Im 

KATALOGE 

Die konzeptionelle und technische Entwicklung der Medien­
bank ist abgeschlossen. Der Bestand betragt z. Z. ca. 1200 
Unternchismedien vorw1egend aus den Berufsfeldern Elek­
trotechnik, Metall sow1e Wirtschaft und Verwaltung. in den 
drei genannten Berufsfeldern steht d1e Medienbank fur indi­
Viduelle Anfragen zur Verfugung und die Herausgabe von 
Medienkatalogen erfolgt ab Mitte des Jahres 1977. 
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Im Rahmen einer Untersuchung über den Einsatz und die 
Entwrcklung von Buchprogrammen 1n der mnerbetrieblichen 
Aus- und Weiterbildung wurde ein Bestand von 500 Buch­
programmen ermittelt, deren Ubernahme 1n dre Medrenbank 
abgeschlossen 1st. 

Neben der Erfassung und Berertstellung von Unterrichts­
medien für dre berufliche Ausbildung, wrrd von der ProJekt­
gruppe dre Medienmarktsituation beobachtet und analysiert, 
um unter anderem als Grundlage fur den werteren Ausbau 
der Medienbank zu drenen [5]. 

Jörg-Rainer Gerlach und Dietrich Krischok 

Anmerkungen 
[1) Hecker. 0 ; Wehner, C . Dre MEDIENBANK des BIBB, Projeklstand 

Februar 1976, Arbertspaprer der Projektgruppe MEDIENBANK, Ber­
lrn: BBF 1976 

[2) Marczrnskr. R : Ern lnformatronssystem zum Beslandsnachwers von 
AV-Medren rm Brldungsbererch. Vortrag auf der VISODATA 1975 
rn Munchen Erschernl 1976 rm VISODATA 75 -- Sammelband 

(3] Dreck, R. · Lernplatz Buchprogramme - Ern lnformatronssystem rn 
der Lehrerauswers- und Werterbrldung. Vortrag auf der GPI-Ta­
gung 1976 rn Harnburg 

(4) Hertkorn, 0 : Computer-Dokumentatron .. Arbertstransparente" Son­
derdruck aus .. Audrovrsron" 3 (75), S 25-27 

[5) Hecker, 0 ; Wehner, C : Medienmarktsrtuation der beruflrchen Bil-
dung Arbertspaprer der Projektgruppe MEDIENBANK, Berlrn: 
BBF 1976 

Ausbildungsbegleitende Teilprüfungen am Beispiel 
der flugtechnischen Ausbildungsberufe 

Am Beispiel der flugtechnischen Ausbildungsberufe wird 
deutlich, daß die Frage der Prüfungsart zu einer wichtigen 
Einflußgröße im Prozeß der Entwicklung von Ausbildungs­
ordnungen werden kann. So kann z. B. durch die Prüfungs­
art die Ausbildungsdauer beeinflußt werden. Ausbildungs­
begleitende Teilprüfungen bewirken tendenziell eine Verkür­
zung der Ausbildungszeit bei Beibehaltung des Qualifika­
tionsniveaus. Gleichzeitig besteht die Möglichkeit, durch eine 
bessere Auslastung der Ausbildungsplätze die Ausbildungs­
kapazitäten zu erhöhen. Eine gesetzliche Regelung, die die 
Einführung von ausbildungsbegleitenden Teilprüfungen für 
die flugtechnischen Berufe möglich macht, ist nach den vor­
liegenden Erfahrungen wünschenswert. Ob und inwieweit 
eine solche Regelung auf andere Ausbildungsberufe über­
tragbar wäre, sollte geprüft werden. 

Neuordnung der flugtechnischen Ausbildungsberufe: 
Das Problem der Teilprüfungen 

Die Ordnungsmittel fur dre Berufsausbildung zum Flugtrieb­
werkmechanrker wurden am 5. 3. 1964, zum Flugzeugmecha­
niker am 15. 8. 1961 und zum Metallflugzeugbauer am 14. 4. 
1964 staatlrch anerkannt. 

Sert mehreren Jahren gibt es Bemühungen, initiiert vom Bun­
desverband der Deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie 
(BDLI), dre geltenden Ordnungsmittel entsprechend dem Auf­
trag des BBiG an die technrsche, wirtschaftlrche und gesell­
schaftliche Entwicklung anzupassen und drese in neu zu 
entwickelnden Ausbildungsordnungen zu berucksichtrgen. 
Dies wird verstandlich, wenn man sich z. B. klar macht, in 
welchem Maß dre technologische Entwicklung im Flugzeug­
bau fortgeschritten ist und welche Bedeutung internationaler 
Verbund und technische Kooperation für die westeuropa­
rsche Luftfahrtmdustne 1n den vergangenen Jahren erlangt 
haben [1]. 

Zur Erarbeitung von Ausbildungsordnungsentwürfen fur die 
flugtechnischen Berufe wurde im Herbst 1975 beim Bundes­
institut für Berufsbildungsforschung eme Arbeitsgruppe ein­
gerrehteL Sie 1st pantatrsch mrt Experten der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer besetzt, werterhm gehören ihr Fachleute 
des BBF an. 

Die Neukonstruktion der Ausbildungsordnungsentwürfe er­
folgte zugig. Dabei wurden als Arbeitstrtel neue Berufsbe­
zeichnungen festgelegt: 

Fur Flugtriebwerkmechaniker- Flugtnebwerkmonteur 

Fur Flugzeugmechaniker- Fluggerätwart 

Fur Metallflugzeugbauer- Fluggeratbauer 

Außerdem wurden dre Berufsbrlder Liberarbeitet sowie dre 
sachlrche und zeitlrche Glrederung der Berufsausbildung in 
Ausbildungsrahmenplänen neu erstellt. Fur die drei Ausbil­
dungsberufe ist eme gemernsame Grundbrldung vorgesehen. 
Die 1n diesem Zusammenhang auftretenden Fragen konnten 
zwrschen den beterlrgten Gruppen schnell gelöst werden. Ge­
gen Ende der Ordnungsarbeit wurde jedoch besonders deut­
lich, daß dre Frage der Ausbildungsdauer und damit ver­
bunden dre Prüfungsart in der Ausbildung ein schwieriges 
Problem ist, das den Fortgang der Neuordnung gefähr­
det [2]. 

Teilprüfungen und Ausbildungszeit 

Nach der Häufrgkert der in einem Ausbildungsgang durchge­
führten Prüfungen Jassen sich punktuelle und kontinuierliche 
Prüfungen unterscheiden. Die Lange der Ausbildungszeit 
wird durch dre angewendete Prüfungsart beeinflußt, wie 
unten dargestellt. 

Punktuelle Prufungen sind die Zwischenprüfung(en) nach 
§ 42 BBiG und die Abschlußprufung nach § 34 BBiG. Unter 
kontinuierlicher Prufung wird verstanden: 

in der beruflichen Erstausbildung werden Prufungen mate­
riell auf den Stoff eines Ausbildungsabschnitts bezogen, wah­
rend der Berufsausbildung begleitend abgenommen, verfah­
rensmaßig wie Abschlußprufungen nach § 34 BBiG durch­
gefuhrt und als Prüfungsleistung auf das Ergebnis der Ab­
schlußprufung angerechnet [3]. 

Die generelle Vorschrift des BBrG zur Frage der Ausbil­
dungsdauer lautet: 

§ 25, Abs. 2: .. Die Ausbildungsordnung hat mrndestens fest­

zulegen ... die Ausbildungsdauer; sre soll nicht mehr als 

drei und nicht wenrger als zwe1 Jahre betragen ... ". 

Gesetzlrche Sollbestimmungen sind brndend. Nur in beson­
ders begründeten Ausnahmefallen darf von ihnen abgewi­
chen werden [4] 

Die Ausbildungszeit beträgt nach den geltenden Ordnungs­
mitteln fur die flugtechnrschen Berufe dreieinhalb Jahre. Dre 
Gewerkschaften treten fur eine Verkurzung auf drei Jahre ein. 

Eine dreiJahrige Ausbildungszeit entsprache auch der von 
SENNER vorgeschlagenen und begrundeten Regelausbil­
dungsdauer [5] Durch die Einfuhrung einer Regelausbil­
dungsdauer ware .. der Ausbildungsberuf als Bildungskate­
gorie .. terlweise von sozial-, standes- und tarifpolitischen 
Einflußgroßen befreit" [6]. 
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D1e Arbeitgeberseite w1ll der dre1jahngen Ausbildungsdauer 
nur zust1mmen, wenn wahrend des Ausbildungsganges auf 
die Abschlußprufung anrechenbare Teilprufungen (fortlau­
fende Lernfortschnttskontrollen - ahnl1ch dem franzosischen 
System ,contr61e continu' [7]) durchgefuhrt werden können. 

Begrundet w1rd d1es w1e folgt: 

Bei einer 1n Ausbildungsabschnitte gegl1ederten Ausbildung 
sollten nach jedem Abschnitt d1e erlernten Fert1gke1ten und 
Kenntn1sse abgepruft werden Be1 emer Anrechnung der Lei­
stungen in der Fertigke1tsprufung entfielen gegenuber e1ner 
punktuellen Zw1schen- bzw. Abschlußprufung Ubungsverluste 
und dam1t W1edereinubungszeiten zur Vorbereitung auf d1e 
Zw1schen- bzw Abschlußprufung. 

Die Frage, mw1ewe1t es aus berufspadagogischer S1cht smn­
voll ist, daß d1e vor punktuellen Abschlußprufungen ubl1chen 
Vorbere1tungsze1ten verringert werden, kann 1m Rahmen die­
ses Aufsatzes n1cht diskutiert werden 

Durch d1e bei Te1lprufungen erzielbare Ze1tersparn1s wurde 
eine Verkurzung der Ausbildungszelt mogl1ch bei gleichzei­
tiger Erhaltung des derze1t in den genannten Ausbildungs­
berufen der Luft- und Raumfahrtmdustrie, sowie der Flug­
gesellschaften erre1chten und unverzichtbaren Qualifikations­
niveaus 

Anrechenbare Te1lprufungen smd jedoch nach dem Berufs­
bildungsgesetz von 1969 n1cht mogl1ch Emzelregelungen, 
w1e s1e z. B. von der IHK Ludw1gshafen im Hinbl1ck auf d1e 
Befre1ung vom Fertigkeltsteil der Zwischenprufungen be1 ei­
ner entsprechenden Organisation des Ausbildungsganges 1m 
Jahre 1975 Ausbildungsbetrieben angeboten wurden, sind 
n1cht auf e1nen ganzen Industriezweig oder gar auf d1e Bun­
desrepublik Deutschland ubertragbar 

Teilprüfungen und Ausbildungsplatzkapazität 

Fur den Bereich der flugtechnischen Ausbildungsberufe kann 
aufgrund der 1n der Praxis gemachten Erfahrungen festge­
stellt werden, daß Teilprufungen eine Verkurzung der Aus­
bildungszelt bew1rken Gegenuber der Erfassung der Ge­
samtquallflkation m emer punktuellen Abschlußprufung kann 
som1t d1e einem bestimmten vorgegebenen Qualifikations­
niveau entsprechende Menge an Fertigkeiten (und Kennt­
nissen) m emer kurzeren Ze1t verm1ttelt werden 

Kann d1ese Wirkung von Teilprufungen - abgesehen von 
sonstigen m1t 1hnen verbundenen Effekten - fur einzelne 
Bere1che des Berufsbildungssystems oder das Berufsbil­
dungssystem insgesamt relevant werden? 

Geht man davon aus, daß durch eine m Ausbildungsabschnit­
te (z. B Lehrgange) gegliederte Organ1sat1on der Ausbil­
dungsgange und d1e Einfuhrung von Teilprufungen auch m 
anderen Bere1chen der beruflichen Erstausbildung d1e oben 
beschnebene Wirkung von Teilprufungen emtritt, so 1st d1es 
besonders unter dem Aspekt der derze1t1gen Ausbildungs­
platzknappheit [8] bedeutsam· 

Bei einer kurzeren Verweildauer der Auszubildenden im Aus­
bildungssystem (schnellerer Durchlauf) können tendenziell 
durch d1e bessere Auslastung der vorhandenen Kapazita­
ten mehr Ausbildungsplatze zur Verfugung gestellt werden. 
Dam1t besteht d1e Mogl1chkelt, das Angebot an Ausbildungs­
platzen zu erhohen. 

Da s1ch d1e einzelwirtschaftliche Entscheidung, wieviele Aus­
bildungsplatze zu besetzen sind, jedoch u a. am Fachkrafte­
bedarf und der Kostens1tuat1on des jewe1l1gen Unternehmens 
or1entiert, kann n1cht davon ausgegangen werden, daß sich 
das Ausbildungsplatzangebot durch d1e E1nfuhrung von an­
rechenbaren Te1lprufungen automatiSCh erhöht. Um Sicherzu­
stellen, daß zusatzlieh Auszubildende emgestellt werden, 
scheint es deshalb z B smnvoll zu sem, an die gesamt­
Wirtschaltliehe Verantwortung der Arbeitgeber zu appellieren 
und ihnen als l\nrc1z f1nanZ1"IIc H1lfen zu gcwahrcn 

Es 1st zu vermuten, daß 1m Berufsfeld Metall, dem die flug­
technischen Berufe zugeordnet s1nd, gunst1ge Voraussetzun­
gen fur eme m Ausbildungsabschnitte gegliederte Organi­
sation von Ausbildungsgangen gegeben 1st. in d1esem Be­
reich könnten be1 der Emfuhrung von anrechenbaren Teil­
prufungen zusatzliehe Ausbildungsplatze m Berufen geschaf­
fen werden, d1e einen hohen Substitutionsgrad haben und 
deshalb auch anges1chts der derzeitigen und kunft1gen 
Arbe1tsmarkts1tuat1on eine besondere Bedeutung haben durf­
ten 

Für und wider Teilprüfungen 

Der Komplex ausbildungsbegleitende Teilprufungen 1st im 
Regierungsentwurf zu einem neuen Berufsbildungsgesetz [9] 
angesprochen worden. Nach dem inzwischen am Votum des 
Bundesrates gescheiterten Gesetz sollte das Prufungssystem 
flex1bler gestaltet werden 

§ 8, 2 lautet: "Die Ausbildungsordnungen sollen den Aus­
bildungsinhalt m Ausbildungsabschnitte gl1edern. Sie kon­
nen regeln, daß Zwischenprufungen durchzufuhren s1nd, 
Ausbildungsabschnitte durch Te1Jprufungen abgeschlossen 
werden, Teile von Abschluß- oder Te1lprufungen wahrend 
der Berufsausbildung durchgefuhrt werden und daß Pru­
fungen unter Festlegung von Gegenstand und Umfang 
ganz oder te11We1se durch ausbildungsbegleitende Le1-
stungsnachwe1se ersetzt werden oder ersetzt werden kon­
nen" [10] 

Durch d1e Neuregelung sollten zwe1 Z1ele erre1cht werden. 

Ausbildungsabschnitte durch Teilprufungen formal abzu­
schließen, d1e auch zur Aufnahme emer Berufstatigkeit be­
fahigen. 

Prufungen schon wahrend der Berufsausbildung oder nach 
der Beendigung eines Ausbildungsabschnittes abzulegen. 
Damit sollten z. B. Prufungsverfahren nach dem contr61e 
contmu ermogl1cht werden 

in dem zum Regierungsentwurf durchgefuhrten Hear1ng wur­
den zum Komplex Teilprufungen von Vertretern der Arbeit­
geberseite u a. folgende Argumente vorgetragen. Dabe1 wur­
de n1cht streng zwischen punktuellen und ausbildungsbeglei­
tenden Teilprufungen unterschieden [11] 

Der Ausleseprozeß vor Beginn der Ausbildung w1rd ver­
scharft, schwacher Lernende ble1ben auf der Strecke. 

D1e Auszubildenden befinden sich in standiger Prufungs­
angst und stand1gem Prufungsstreß 

Es besteht keme Möglichkelt mehr, die berufliche Gesamt­
qualifikation festzustellen. 

Es erfolgt eme Atom1sierung des Prufungswesens. 

Die höheren Anforderungen in zeitlicher, organisatonscher 
und kostenmaßiger S1cht bei Te1lprufungen uberfordern 
die Betnebe 

Es besteht d1e Gefahr, daß s1ch das Ausbildungsplatz­
angebot verringert. 

Sowohl von der Zahl als auch von der Kostenbelastung 
her ist es schwierig, die erforderlichen Prufungsausschuß­
m1tgl1eder zur Verfugung zu stellen. 

Er besteht d1e Gefahr des Zusammenbruchs des derzel­
ligen Prufungssystems. 

Auf Arbe1tnehmerse1te stehen folgende Uberlegungen 1m Vor­
dergrund [12]· 

Prufungsangst und -streB werden vermindert [13]. 

Die Anrechnung von Le1stungen 1m Bere1ch der betrieb­
lichen Ausbildung vernngert den notwend1gen Personal­
und Ze1taufwand. 

Wahrend also 1m erwahnten Hearmg Vertreter der Sozial­
partner unterschiedliche Stellungnahmen zum Thema Teil­
prufungen abgaben, sprachen s1ch bc1 der Neuordnung der 
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flugtechnischen Ausbildungsberufe die Sachverständigen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer einhellig !ur die Einführung 
von Teilprüfungen aus. Als weiteres Argument, das diesen 
Standpunkt bekraftigt, wurde angeführt, durch anrechenbare 
Teilprüfungen könne d1e Motivation der Auszubildenden ge­
fördert werden. 

Anrechenbare Teilprufungen als Mittel einer kontinuierlichen 
Lernkontrolle können schließlich dazu beitragen, daß der 
Auszubildende den Abschluß seiner Ausbildung erreicht: 
"Funkt1on der Lernkontrolle ist, zu verhindern, daß der Schu­
l er wahrend seines Schulbesuchs nicht zu einem qualifizie­
renden Abschluß gelangt. Punktuelle Uberprufungsformen er­
fassen nicht das Spektrum möglicher Schulerleistungen" [14]. 

in der Tendenz durfte sich d1ese Aussage auf den Bereich 
der beruflichen Erstausbildung ubertragen lassen. 

Wegen der genannten Argumente wäre es wunschenswert, 
wenn zumindest fur den Bereich der flugtechnischen Ausbil­
dungsberufe eine Lösung gefunden werden konnte, die die 
Einfuhrung dieser Prüfungsart ermöglicht. Daruber hinaus 
erscheint eme wissenschaftliche Untersuchung zur Problema­
tik der anrechenbaren Teilprüfungen sinnvoll, um ggf. eine 
solide Argumentationsbasis fur 1hre generelle Einführung zu 
erlangen. 
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Die quantitative Entwicklung der Ausbildung im Einzelhandel*) 

Etwa jedes fünfte Ausbildungsverhältnis wird mit Unterneh­
men des Einzelhandels abgeschlossen. ln einer sektoral an­
gelegten Analyse werden wesentliche Merkmale und Ten­
denzen der Ausbildung in diesem Wirtschaftszweig skizziert 
und interpretiert. 

Es ist auf Grund der Vielzahl möglicher Einflußfaktoren auf 
das Ausbildungsverhalten eines Wirtschaftszweiges nicht 
möglich, eme Prognose der quantitativen Entwicklung der 

Tabelle 1: Auszubildende in Einzelhandelsberufen 

Beruf 1960 1965 

Verka ufer( 1 n )/E1 nze I ha nd e ls kaufman n 208 751 176 168 

dar. Verkaufer(ln) - -

dar Einzelhandelskaufmann - -

Buchhandler 2 941 3 268 

Drogist 9 893 10 627 

Florist 2 626 2 616 

Mus1kal1enhandler 154 145 

Schau fenste rg esta I ter 6 397 8 177 

Tankwart 9 543 7 723 

Ausbildung im Einzelhandel zu erstellen. Es soll hier je­
doch der Versuch unternommen werden, wesentliche Ent­
wicklungen der Vergangenheit und ihre möglichen Ursachen 
aufzuzeigen, um zumindest einige Anhaltspunkte ft.ir das 
zukünftige Ausbildungsverhalten des Einzelhandels zu ge­
winnen. Im folgenden sollen daher die quantitative Entwick­
lung der Ausbildung in den "Einzelhandelsberufen" darge­
stellt und hinsichtlich einiger ihrer Bestimmungsfaktoren in­
terpretiert werden 

1970 1971 1972 1973 1974 1975 

122 044 116 254 115 803 108 283 102 161 101 190 

67 542 75 807 79 542 76 146 71 556 69 614 

54 502 40 447 36 261 32 137 30 605 31 576 

3 198 2 741 2 425 2 1go 2 217 2 459 

10 270 9 192 8 648 7 441 6 393 5 689 

3 273 3 304 3 471 3 705 4 002 4458 

138 164 161 166 166 190 

8 895 9 200 8 913 7 897 6 595 5 572 

5 371 4 422 4 147 3 581 3 275 3 489 

Emzelhandelsberufe insgesamt 1 240 305 1 208 724 1 153 189 1 145 277 1 143 568 1 133 263 1 124 809 1 123 047 

Auszubildende msgesamt absolut 1 269 112 1 331 948 1 270 120 1 273 078 1 302 751 1 330 801 1 330 768 1 328 906 

Auszubildende 1n den Einzelhandels-
berufen in% der Auszubildenden 1nsgesam1 18,94 15,67 12,06 11,41 11,02 10,01 9,38 9,26 

Quellen. Beilage zum Heft 12/66 der "ArbeitS· und sozialstatiStischen Mitteilungen" - Lehrlmge und Anlernlmge in der BRD 
"Berufliche Aus- und Fortbildung 1973", Stat. Bundesamt/BMBW "Berufliche Aus- und Fortbildung 1975", Stat Bundesamt/BMBW 
.. Berufliche Aus- und Fortbildung 1974". Stat Bundesamt/BMBW .. Berufsausbildung" 1961-1975 der Schriftenreihe des OIHT 

---
") D1e Tabellen wurden von L1eselotte Ohl zusammengestellt 
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Geht man an die Analyse der Ausbildung eines Wirtschafts­
zweiges heran, so stellt sich zunächst einmal das Problem 
der mangelhaften Datenlage. Für jeden Wirtschaftszweig sind 
zwar globale Daten zur Zahl der "Nachwuchskräfte" aus den 
ArbeitsstaUenzählungen verfugbar, die in Abstanden von 
10 Jahren vorgenommen wurden, jedoch ist eine weitere Auf­
gliederung msbesondere nach Ausbildungsberufen nicht 
mögl1ch. Daher muß d1e Betrachtung h1er auf die "Einzelhan­
delsberufe" beschränkt werden, zu denen insgesamt 7 Aus­
bildungsberufe gehören (vgl. Tabelle 1). Nicht einbezogen 
sind also zum Beispiel die Burokaufleute, die Handwerker 
und d1e Apothekenhelfennnen, die auch in diesem Wirt­
schaftszweig - in zum Teil allerdings nicht bekannter An­
zahl- ausgebildet werden. 

Die quantitative Entwicklung 

Der jahrliehe Bestand an Ausbildungsverhältnissen in den 
Einzelhandelsberufen hat sich von 1960 b1s 1975 um fast 
die Hälfte vermindert (vgl. Tabelle 1 ). Während der Anteil 
der Lehrlinge in d1esen Berufen an den Lehrlingen insge­
samt in 1960 noch fast 19% betrug, trat bis 1975 eine Ab­
nahme bis auf etwa 9% ein. Dieser Rückgang ist zunächst 
einmal wesentlich bedingt durch die Emfuhrung der gestuf­
ten Ausbildung Verkaufer(in)/Einzelhandelskaufmann, die 
eine erhebliche Verkurzung der durchschnittlichen Ausbil­
dungsdauer 1n d1esem Beruf m1t s1ch brachte. in der Sta­
tistik schlägt s1ch dies als eine Abnahme der Ausbildungs­
verhältnisse nieder, obwohl die Zahl der Ausgebildeten kon­
stant geblieben sem kann. Es ist jedoch auch ein Rückgang 
der jährlichen Emstellungen zu erkennen, da die Ausbil­
dungsverhältnisse ab 1960 und auch nach der Einführung der 
gestuften Ausbildung - überproportional zur verkurzten Aus­
blidungsdauer - abgenommen haben. Noch größere Abnah­
men smd be1 anderen Emzelhandelsberufen zu verzeichnen. 
Eme quantitativ bedeutsame Ausnahme macht lediglich der 
Beruf Florist, in dem 1975 ein Höchststand an Auszubilden­
den erreicht wurde. 

Betrachtet man nun die für die Jahre 1973 bis 1975 vorlie­
genden - und das aktuelle Ausbildungsverhalten genauer 
Wiedergebenden - Einstellungszahlen (vgl. Tabelle 2), so 
läßt s1ch bis 1974 eine Fortsetzung des Trends zur Abnahme 
der Ausbildungsverhältnisse erkennen, der lediglich beim 
Florist und beim Tankwart n1cht vorl1egt. Für 1975 ist eine 
durchgehende Zunahme der Neueinsteilungen in den be­
trachteten Berufen auffallend. 

Tabelle 2: Auszubildende im 1. Ausbildungsjahr 

Beruf Jahr 

1973 1974 1975 

Verkaufer( 1 n)/E i nzelhandelskfm 43 915 40 068 42 316 

dar Verkaufer(m) 35 586 32 690 34 400 

dar Einzelhandelskaufmann 8 329 7 378 7 916 

Buchhandler 630 558 664 

Drogist 2 095 1 660 1 851 

Flonst 1 296 1 318 1 553 

Mus1kal1enhändler 62 49 67 

Sch a ufen stergestalte r 2 483 1 663 1 621 

Tankwart 979 1 033 1 444 

Einzelhandelsberufe insgesamt 51 460 46 349 49 516 

Nach .. Berufliche Aus- und Fortbildung" für 1973, 1974 und 1975, Stat 
Bundesamt!Bundesm1n1stenum für Bildung und Wissenschaft 

in regionaler Hinsicht ergeben s1ch erhebliche Unterschiede 
bei den Veranderungsraten der jährlichen Neueinsteilungen 
fur den Beruf Verkäufer(in)/Einzelhandelskaufmann (vgl. Ta­
belle 3). Hervorzuheben sind dabei die Zunahmen 1n den 
Stadtstaaten und d1e bis in 1975 hineinreichenden Abnah­
men in Hessen und Rheinland-Pfalz. 

Tabelle 3: Auszubildende in den Berufen "Verkäuler(in)" und Einzelhandelskaulmann" im 1. Ausbildungsjahr nach Bundesländern 

Einzelhandelskaulmann Verkäuler(in) 

Verände- Verände- Verande- Verände-
rung von rung von rung von rung von 

Land 1973 1974 74 zu 73 1975 75 zu 74 1973 1974 74 zu 73 1975 75 zu 74 
in v. H in v. H. ln V. H. in V H. 

von 1973 von 1974 von 1973 von 1974 

Schleswig-Holstem 328 302 - 7,9 366 + 21,2 1 424 1 290 - 9,4 1 336 + 3,6 

Harnburg 253 252 - 0,4 338 + 34,1 627 680 + 8,5 836 + 22,9 

Niedersachsen 1 411 1 145 -18,9 1 535 + 34,0 5 041 4 793 - 4,9 5 565 + 16,1 

Bremen 123 147 + 19,5 151 + 2,7 408 361 -11,5 373 + 3,3 

Nord rhe1 n-Westfalen 2 094 1 859 -11,2 1 925 + 3,6 11 370 10 539 - 7,3 10 724 + 1,8 

Hessen 511 394 -22,9 270 -31,5 2 911 2 842 - 2,4 2 747 - 3,3 

Rheinland-Pfalz 660 510 -22,7 379 -25,7 2 787 2 339 -16,1 2141 - 8,5 

Baden-Württemberg 1 172 1 031 -12,0 1 048 + 1,6 4 365 4 000 - 8,4 3 994 - 0,1 

Bayern 1 592 1 535 - 3,6 1 619 + 5,5 5 202 4 723 - 9,1 5 383 + 14,0 

Saarland 88 78 -11,3 60 -23,1 1 080 743 -31,2 832 + 12,0 

Berlm (West) 97 125 + 28,9 225 + 80,0 371 380 + 2,4 469 + 23,4 

Bundesgebiet 8 329 7 378 -11,4 7 916 + 7,3 35 586 32 690 - 8,1 34 400 + 5,2 

Nach "Berufliche Aus- und Fortbildung 1973, 1974 und 1975", Stat. Bundesamt!BMBW 

Zu den Ursachen für den Rückgang der Ausbildung 

Wie ist diese Entwicklung der Ausbildung nun zu erklären? 
Dazu können h1er nur Hypothesen formuliert werden, da die 
Wirkungen der e1nzelnen magliehen Bestimmungsfaktoren 
nur auf der Grundlage genauer emp1nscher Unte1suchungen 
belegt werden können. 

Ein erster Grund für den Rückgang der Ausbildungsverhält­
nisse könnte in einer Abnahme der Nachfrage nach Ausbil­
dungsplätzen gesehen werden, die sich sowohl allgemein 
auf die duale Berufsausbildung wie auch spezifisch auf die 
Einzelhandelsberufe ausgewirkt haben kann Das Gesamt­
volumen betnebl1cher Berufsausbildung hat sich jedoch im 
Betrachtungszeitraum - gemessen an den Ausbildungsver-
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haltnissen - nicht vermindert; es dürfte sich - gemessen 
an der Zahl der Jahrlichen Neueinsteilungen - auf Grund 
der Zunahme verkurzier Ausbildungsgange in der Form der 
Stufenausbildung sogar eher erhöht haben. Fur die Einzel­
handelsberufe ware also eher ein spezifischer Nachfrage­
nickgang zu vermuten, fur den auch dte Entwicklung der von 
der Berufsberatung ermittelten Berufswünsche spncht: Um 
1970 stand den einschlägigen, uber die Arbeitsämter ange­
botenen Ausbildungsstellen (etwa 126 000) nur die halbe 
Menge entsprechender Berufswünsche (etwa 61 000) gegen­
uber [1]. 

Das Verhältnis zwischen den uber dte Berufsberatu.ng ange­
botenen Ausbildungsstellen und den Berufswünschen glich 
sich um 1974 aus (42 000 Ausbildungsstellen standen 34 000 
Berufswünschen gegenuber). Auch wenn sich die Gewohn­
heiten der Unternehmen, offene Ausbildungsstellen dem Ar­
bettsamt zu melden, geandert haben mogen, so gtbt dtese 
Entwicklung doch Anlaß, einen Wandel im Angebot an Aus­
bildungsstellen zu vermuten. Dteser Wandel kann nun eine 
Vielzahl von Ursachen haben, die hier in drei Thesen zu­
sammengefaßt werden (mit denen das Thema allerdings 
ntcht erschöpfend behandelt werden kann): 

1. Der Bedarf des Einzelhandels an Fachkraften geht allge­
mein zurück. 

2. Der Bedarf an Fachkraften verschtebt sich auf andere 
Berufe im Einzelhandel. 

3. Dte erforderlichen betrieblichen Voraussetzungen für die 
Ausbildung sind zunehmend weniger erfullt. 

Zu 1: Nach Schalzungen der Hauptgemeinschaft des Deut­
schen Einzelhandels 1st das Ausbildungsvolumen dteses 
Wirtschaftszweiges heute bereits größer als sein Einstel­
lungsbedarf [2]. Wird das gegenwartige Volumen von jahr­
ltch etwa 70 000 ausgebtldeten Nachwuchskraften beibehal­
ten, so wird der geschatzte Jährliche Einstellungsbedarf von 
37 000 Arbeitnehmern weit uberstiegen. Da in dtesem Bedarf 
auch Ungelernte und Anzulernende enthalten sind, durfte 
sich der Überhang qualtfizierter Nachwuchskrane noch ver­
großem. Ferner könnte steh der zunehmende Einsatz ratio­
nellerer Arbeitsorganisation und Verkaufsformen auf eine 
weitere Abnahme des Gesamtbedarfs an qualifizierter Ar­
beitskraft hin auswirken. 

Bei dteser Bedarfslage drangt sich dte Frage auf, warum 
der Etnzelhandel eme relativ hohe Ausbildungsintensität auf­
wetst. Diese betrug 1n 1970 immerhin noch 106 Auszubilden­
de je 1000 Erwerbstatige bei einem Durchschnitt aller Wirt­
schaftszweige von 52 [3]. Es kann hier allerdmgs nicht ge­
pruft werden, inwieweit diese hohe Ausbildungsintensttat 
durch "eine auf Tradttton aufbauende, starker emotional als 
rational begründbare Ausbtldungsbereitschaft" [4] oder durch 
die Erwartung spezifischer Erträge, die schon während der 
Ausbildung anfallen, verursacht wird 

Zu 2: Der Ruckgang der tn den Einzelhandelsberufen ausge­
btldeten Nachwuchskrane seit 1960 kann zumindest teilweise 
durch etn Auswetchen auf andere Ausbildungsberufe ausge­
gltchen worden sem So 1st anzunehmen, daß em größerer 
Teil der Auszubtldenden des Querschnittsberufes Blirokauf­
mann, der 1n 1962 geschaffen wurde, im Einzelhandel lernt 
[5] Dtes durfte Insbesondere auch durch den Konzentrattons­
prozeß mtt der thm eigenen Ausdehnung von Warenhausern 
und Filialunternehmen gefordert werden 

Zu 3: Derselbe Trend zu größeren Betnebsemhetten des Etn­
zelhandels fuhrt auch zu einer starkeren Funktionstellung 
zwtschen zumetst ortltch getrennten Verkaufsstellen und 
Zentralen. Daraus folgt, daß in den Verkaufsstellen hauftg 
nicht mehr alle fur dte Ausbildung erforderltchen Arbeitsvor­
gange anfallen. So werden zum Betsptel wtchttge Buchungs­
arbeiten nur noch zentral durchgeflihrt oder Dekarattonen 
zentral entworfen und erstellt. Damit vermindern steh dte 
Möglichkeiten für eine vollstandige Ausbtldung an einer Ar­
bettsstätte (abgesehen davon, daß auch ein germgerer Be­
darf an qualtfizierten Arbettskraften entsteht). 

Abschlteßend 1st hterauf dte Voraussetzung emzugehen, dte 
dte Ausbtldungsbetnebe nach der Ausbllder-Etgnungs-Verord­
nung vom 20. 4. 72 zu erfüllen hatten, da der geforderte 
Nachweis der padagogtschen Etgnung der Ausbtlder häuftg 
als etne wesentltche Ursache fur die Abnahme der Ausbil­
dung angefuhrt wtrd [6]. Aus dem Anstieg der Ausbtldung 
in 1975 konnte auch der Schluß gezogen werden, daß steh 
dte tn 1974 erfolgte Fnstverlangerung flir den Nachwets der 
Ausbllder-Etgnung stabilisierend ausgewtrkt hat. Offen blei­
ben in diesem Zusammenhang allerdings die Fragen nach 
dem Ausmaß des ausbildungshemmenden Emflusses dteser 
Rechtsverordnung und die Grunde fur dte erhebltchen re­
gionalen Unterschiede 1n der quantitattven Entwtcklung der 
Ausbildung (vgl. Tabelle 3) Ferner ware der Frage nachzu­
gehen, warum sich die Rechtsverordnung ntcht auf die Aus­
bildung in den Berufen Florist und Tankwart ausgewirkt zu 
haben schemt (vgl Tabelle 2). 

Anmerkungen 

)1) Vgl Bundesanstalt fur Arbe1t (Hrsg) Berufsberatung 1970/71, Be­
rufsberatung 1973/74 

)2) Vgl Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels (Hrsg) Aus­
weitung des Ausblldungsplatzangebotes. Koln 1976, S 7 ff 

)3) Vgl Werner. Rudolf D1e Entwicklung der Ausblldungsmtensitat in 
den Wlftschaftszwe1gen ln · Berufsbildung m Wissenschaft und 
Prax1s Heft 5/76. S 14 

)4) Hauptgememschaft des Deutschen Emzelhandels a a 0 . S 3 

)5) Vgl Bosmann. Udo Zur Geschichte der Berufsausbildung 1m Ein­
zelhandel ln lnformat1onsd1enst Berufsb1ldung, Sozialpol1t1k und 
Arbeitsrecht Herausgegeben von der Hauptgemeinschaft des Deut­
schen Einzelhandels Heft 5/6, 1971, S. 143 

)6) Vgl Hauptgemeinschaft des Deutschen Emzelhandels· 28 Arbeits­
benchi 1975 Koln. o J , S 65 

Dieter Blume, Thomas Clauß, Susanne Deyle und Dieter Meyer 

Die derzeitige Struktur des Bildungsangebots 
im Bereich der Datenverarbeitung 

Die Innovationen im Bereich der Datenverarbeitung (DV) und 
der ständig zunehmende Einsatz von DV in immer neuen 
Anwendungsgebieten führten in den letzten Jahren zu einem 
kontinuierlich steigenden Bedarf an Aus- und Weiterbildung. 
Diese Entwicklung hatte reialiv kurzfristig einen verstärk­
ten Ausbau der Kapazitäten des Bildungsangebots in diesem 
Bereich zur Folge. 

Anfangs fehlende Strukturierungsmaßnahmen ließen z. T. he­
terogene, unübersichtliche Bildungsgänge entstehen. Der fol­
gende Beitrag versucht, im groben eine Übersicht über den 
gegenwärtigen Stand des Bildungsangebots im Bereich der 
DV zu vermitteln um von daher Ansätze für erforderliche Ord­
nungsmaßnahmen der DV Aus- und Weiterbildung zu ermög­
lichen. 
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1. Ausgangslage 

Die sprunghafte Entwicklung der elektronischen Datenver­
arbeitung (DV) etwa wahrend der letzten zwanzig Jahre, d1e 
mit einer sich standig erweiternden Einbeziehung umfang­
reicherer Anwendungsgebiete und -verfahren in Wirtschaft, 
Öffentlicher Verwaltung und anderen Bereichen einherging, 
raumten der DV relativ fruh eme Schlusseisteilung im Be­
reich der innovat1ven Technolog1en e1n. 

Die Einbeziehung 1mmer neuer Anwendungsgebiete erforder­
te namentlich ab Mitte der 60er Jahre zunächst eme ständ1g 
wachsende Zahl an DV-Fachkraften unterschiedlicher Quali­
fikation 

Dem hieraus resultierenden breiten Interesse an Aus- und 
Weiterbildung zur Erlangung der notwendigen DV-Kenntn1sse 
standen außerhalb bestimmter Großbetriebe und Insbeson­
dere den Herstellern von DV-Anlagen von staatlicher Seite 
zunachst keinerlei Bildungsangebote gegenuber. 

Gegen Ende der 60er Jahre entstand allmahlich em breite­
res Angebot zur Aus- und Weiterbildung im Bereich der DV. 
Dieses erlaBte nach und nach auch die wesentlichen Schul­
ebenen (Hochschulen, Fachhochschulen, Fachschulen etc.) 
und Fachnchtungen (vor allem W1rtschaft und Technik). 

Von staatlicher Seite wurde versucht, durch die Einführung 
von Hochschul- und Fachhochschulstudiengangen ("Diplom­
Informatiker", "Informatiker grad. "), von Fachschulbildungs­
gangen ("Staatlich gepriJfter Betnebswirt DV", "Staatlich ge­
prüfter Techn1ker EDV") und Ausbildungsberufen ("DV-Kauf­
mann", "lnformat1onselektroniker") emhe1ti1Che Regelungen 
durch geschlossene Bildungsgänge zu schaffen. 

Dennoch bleibt festzustellen, daß trotz der großen technolo­
gischen und organisatonschen Bedeutung der Datenverar­
beitung d1e entsprechenden Bildungsgange - namentlich in 
we1ten Bere1chen der n1chtstaatl1chen Ausbildung - relat1v 
unstruktur1ert und intransparent geblieben smd und heute 
noch weitgehend keinen eindeutigen Oual1tatsmaßstaben ge­
nugen [1]. 

2. Übersicht über den gegenwärtigen Stand des Bildungs­
angebots im Bereich der DV [2] 

Zur emhe1tl1chen Darstellung der zahlreichen Aus- und Wei­
terbildungsangebote im Bereich der DV sollen m1t der nach­
stehenden Tabelle auf der Basis von Schulstufen des staat­
lichen Weiterbildungssektors verschiedene staatliche, privat­
kommerzielle, gememnützige und innerbetnebl1che Bildungs­
angebote exemplansch zugeordnet und abgegrenzt werden. 

Dabei ist davon auszugehen, daß mit dieser Gegenuberstel­
lung lediglich vorlauf1ge Zuordnungen typischer Bildungsgän­
ge vorgenommen werden können. Ebenso 1st zu berücksichti­
gen, daß d1e Fachnchtungen angesichtsder v1elfält1gen neuen 
Einsatzgebiete der DV (Gesundheitswesen, Dokumentations­
wesen usw.) eme relat1v grobe Verallgemeinerung darstellen. 
Der Auswe1s von Kapaz1tatszahlen der Aus- und Weiterbil­
dung der verschiedenen Schulstufen erfolgte nur dort, wo 
das vorliegende Zahlenmaterial eine hinreichend genaue 
Schatzung erlaubte. 

Die ausgewiesenen Zahlen sollten somit im wesentlichen als 
Größenordnungen und in ihrer Relation zueinander betrach­
tet werden 

2 1 Informatik-Studiengänge an Hochschulen und Fachhoch­
schulen 

An 18 Hochschulen, 16 Fachhochschulen, emer Gesamthoch­
schule und einer Fernun1versitat werden derze1t "lnforma­
tik"-Studiengange angeboten [3]. Pnnz1piell 1st zu unter­
scheiden zw1schen dem Studium der Informatik im Haupt­
und Nebenfach. Dabe1 1st eme Unterscheidung in beide Kate­
gorien oft fl1eßend. 

Das Studium der Informatik im Hauptfach enthält durch-

Tabelle 1: Das Bildungsangebot im Bereich der DV und an­
grenzenden Gebieten 

Fachrichtung 
Schulstufe 

Hochschule 

Fachhochschule I 
Ab1tunenten-
Iehrgange/ 

Berufsakademie 

Fachschule/DV-
Bildungszentren 

Auf Kammer-
ebene geregelte 
Bildungsgange 

Bildungsgange 
im Offentl 
D1enst 

Bildungsgange 
der Hersteller, 
Anwender usw 

Volkshoch­
schulen 

Berufsschule 

Technik 

D1pl -lngen1eur 
Fachr 
Informatik 

lng (grad) 
Schwpkt 
Informatik 

st g Techn1ker 
EDV 

st g lnd-
Informatik 

Wirtschaft/ 
Verw. 

Dipl -Kaufmann 

lng 

Betnebswirt 
(grad) 

aSSIStent 

Betnebsw1rt 
DV (BA) 

Informatik 

D1pl-
Informatiker 
D1pl-
Mathematiker 
D1pl-
W1rtsch -lnform 

Informatiker 
(grad) 

st g 
Programm1erer 

st g Math-
Techn Ass 

st.g. Betriebswirt DV 

Wirtschafts I nformat1 ker 

Programmierer 

EDV-Fachwlrt 

System-
analytiker 

Informatiker 

DV-Organ1sator 

Organ1sat1ons-
programm 

DV-Grundausb1ldung 

DV-Fachausblldung 

-Anwendungs-
programm 

- DV-Anwendgsorg. 

Modular konz1p1erte Kurse von Herstellern. 
Softwarehausern und sonst InstitUtionen 
1 nnerbetriebl1che Weiterbildungskurse 

Entwicklung e1nes VHS-Zertifikats ,.Informatik" 

Informations­
elektroniker 
Nachnchten­
gerate­
mechan1ker 

DV-Kaufmann 

schnittlieh ca. 40 Ofo dv-spezifische Lerninhalte. Auf Informa­
tik im Nebenfach entfallen durchschnittlich 20% der Stunden 
des Lehrangebots. 

Die Aufnahme und Einordnung bestimmter Studiengange in 
d1e Tabelle erfolgte nach dem Gesichtspunkt typischer Fach­
richtungen, die besonders häufig Informatikinhalte 1m Haupt­
oder Nebenstudium aufwe1sen. Die Studiendauer beträgt an 
Hochschulen 8 Semester und mehr, an Fachhochschulen 6 
Semester, wobei Industriepraktika d1e Studiendauer bis zu 
8 Semester verlängern können. 

Das jahrliehe Ausbildungsangebot der Hochschulen (ein­
schließlich Haupt- und Nebenfach Informatik) dürfte z. Z. 
etwa bei 2600 bis 3000 Studenten liegen, das an Fachhoch­
schulen bei ca. 900 bis 1200 Studenten [4]. 

Ein weiterer Ausbau der Kapazitaten insbesondere im Fach­
hochschulbereich in den nächsten Jahren ist zu erwarten. 

2.2 Abiturientenlehrgänge 

Eme Besonderheit gegenüber den bisher besprochenen Bil­
dungsgängen stellt das betriebliche Ausbildungsangebot fiJr 
Abitunenten dar. H1erbei stehen d1e Auszubildenden in einem 
Ausbildungsverhältnis m1t dem Betrieb, wobei die praktische 
betnebl1che Ausbildung durch Interne oder extern durchge­
fuhrte theoretische Unterwe1sung ergänzt wird. 

Im Bereich der DV sind es insbesondere die Bildungsgänge 
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"Mathematisch-technischer Assistent", "DV-Kaufmann" und 
"Organ1sationsprogrammierer", die in einer für Abiturienten 
aufbereiteten Version angeboten werden. Abschlußprüfungen 
werden, soweit eine entsprechende Anerkennung der Aus­
bildung vorliegt, vor den örtlichen Industrie- und Handels­
kammern abgelegt 

Das derzeitige Ausbildungsplatzangebot durfte insgesamt bei 
einigen hundert Ausbildungsplatzen jährlich liegen - könnte 
jedoch durch entsprechende bildungspolitische Maßnahmen 
noch gesteigert werden. 

2.3 Geschlossene Bildungsgänge außerhalb des Hoch- und 
Fachhochschulbereichs 

Längerfristige Bildungsgänge einschließlich 
Öffentlicher Dienst 

Wegen der bildungspolitischen Bedeutung dieses Bereichs 
(in dem der Weiterbildung von Erwachsenen eine besondere 
Bedeutung zukommt) und wegen der hier gebotenen Kurze 
der Darstellung sollen nachstehend die Bildungsmaßnahmen 
der Fachschulen und DV-Bildungszentren sowie sonstiger 
staatlich anerkannter Bildungsgänge und d1e des Öffentlichen 
Dienstes (Zeilen 4 bis 6 der Tabelle I) gemeinsam be­
schrieben werden. 

Das auf diesen Bereich entfallende Angebot an geschlosse­
nen B1ldungsgangen 1m Bereich der DV ist fur das Bildungs­
system 1n doppelter Hinsicht bedeutsam· 

als Weiterbildung bzw. Höherqualifizierung von DV-Fach­
kraften im Anschluß an Erstausbildungsgänge (z. B. fur 
"DV-Kaufleute", "lnformat1onselektroniker", "Mathema­
tisch-Technischer Assistent") 

zur Spez1al1sierung 1m Bere1ch der DV fur Fachkräfte aus 
anderen Bereichen 

Zahlreiche staatliche, kommerzielle und gemeinnützige Ver­
anstalter und Trager smd fur diese Aufgaben zustand1g. Hier­
zu zählen z. B. 

- staatliche bzw. unter staatlichem Einfluß stehende Weiler­
bildungseinrichtungen (Fachschulen, Volkshochschulen, 
schulische Einrichtungen des öffentlichen Dienstes -letz­
tere z. Z. mit den Zustandigkeiten der "Gesellschaft für 
Mathematik und Datenverarbeitung" - GMD - fur den 
Bund und das Land Nordrhein-Westfalen sow1e sonst1ge 
lnstitionen wie z. B. 

Landesamter fi.Jr EDV, 

Verwaltungsfach- und -hochschulen, 

Reg1onale Rechenzentren und Datenzentralen (Zeile 6 
der Tabelle) 

das Kursangebot der Industrie- und Handelskammern (1n 
Zeile 5 der Tabelle enthalten) 

- Weiterbildungseinrichtungen der Gewerkschaften (z. B. Be­
rufsforlbildungswerk des DGB, Deutsche Angestellten­
Akademie) 

Fortbildungsemnchtungen der Fachverbände (z. B. REFA, 
Deutsche Volkswirtschaftliche Gesellschaft e. V.) 

Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation (z. B. REHA 
Heidelberg) 

Betriebliche Fortbildungsemnchtungen (Berufsakademien, 
sonstige Abiturientenlehrgänge der Betriebe) 

sonstige gemeinnützige oder kommemelle Einrichtungen 
(d1e z. B. auch Fernkurse anbieten). 

Diese Veranstaltungstrager bieten überwiegend Lehrgänge 
zwischen 1 und 4 Semestern, tellweise auch Kurzkurse und 
Seminare an. 

Lehrgange mit einer Dauer von einem Semester (ca. 500 bis 
800 Std. Lehrgangsdauer) und darunter umfassen haufig 
Spezialkurse mit DV-Inhalten oder vermitteln allgemeine DV­
Grundlagen zur Emführung. 

Lehrgänge mit längerer Dauer streben in der Regel einen 
qualifizierenden Abschluß an. 

Hierzu gehören z. B. die Lehrgange von 2 Semestern mit 
Kursen zur Anwendungsprogrammierung ebenso w1e die 
3semestrigen Lehrgange zum DV-Organ1sator. 

Lehrgange mit 4semestnger Dauer enthalten qualifizierende 
Aus- und We1terblldungsgange, die nicht nur fundierte DV­
Kenntnisse verm1tteln, sondern darüber hinaus auch inte­
grierte, oft projektbezogene Praxisbezuge herstellen. 

Typ1sch h1erfur sind die Bildungsgange der Fachschulen 
("staatlich gepri.Jfter Betriebswirt DV") sow1e der DV-Bil­
dungszentren ("Wirtschaftsmformat1ker", "Computertechni­
ker", "lndustrieinformatiker"). 

Die Zahl der Teilnehmer, d1e etwa pro Jahr in den oben be­
schriebenen berufsqualifizierenden Iangeririsligen Lehrgän­
gen aus- und wellergebildet werden, ist wegen der Heteroge­
nität der Lehrgange schwer zu bestimmen. S1e liegt für d1e 
DV-Bildungszentren etwa bei 600 Absolventen jährliCh. Die 
Anzahl der Absolventen von Kurzkursen (unter Embez1ehung 
der Bildungsgänge des Öffentlichen D1enstes), aber ohne die 
Ausbildungskapazitäten der DV-Hersteller liegt weitaus höher 
be1 e1n1gen tausend Absolventen Jahrlich. 

Zusammenfassend gilt fur den Bereich der berufsqualifizie­
renden Iangeririsiigen DV-Lehrgange, daß darunter lediglich 
15% durch Gesetze bzw. Verordnungen des Bundes bzw. 
der Lander geordnet sind, während fur 85% weder hinsicht­
lich Zugang noch Abschluß, Inhalt oder Bezeichnung allge­
mem verbindliche Richtlinien oder vergleichbare Maßstabe 
existieren. 

D1eser Zustand 1st insofern unbefriedigend, als für den Teil­
nehmer an Bildungsveranstaltungen die erreichte Qualifika­
tionsstufe led1glich schulintern bescheinigt w1rd - dies aber 
andererse1ts bei Bewerbungen keinen vergleichbaren Lei­
stungsnachweis darstellt. 

Um hier Abhilfe zu schaffen, wurden vielfaltige Anstrengun­
gen unternommen: 

- der Arbeitskreis "DV-Ausblldungsplanung" des Koopera­
tionsausschusses ADV veroffentlichte 1974 eme Verein­
barung zur "Grund- und Fachausbildung fur Bedienstete 
der Öffentlichen Verwaltung auf dem Geb1et der DV" 

- d1e DV-BIIdungszentren der Bundesrepublik schlossen sich 
zu emer Arbeitsgemeinschaft (ADVB) zusammen, um d1e 
Ausbildung an den 13 Schulen zu vereinhellliehen 

- Privatschulen bemuhten sich zum Teil erfolgreich, 1n Zu­
sammenarbeit mit Industrie- und Handelskammern Aus­
bildungsgange mit staatlichem Abschluß zu entwickeln 

von staatlicher Seite wurden bereits auf Landerebene ein­
zelne Bildungsgange verbindlich geregelt (z. B. "Betriebs­
Wirt DV" in Nordrhem-Westfalen und Baden-Wurttemberg). 
Auf Bundesebene ist eme Rechtsverordnung zum "Wirt­
schaftsmformatlker" beim Bundesinstitut fur Berufsbildung 
in Vorbereitung. 

Kurzkurse und Seminare 

H1erzu zahlt das Kursangebot der DV-Hersteller, der Soft­
warehäuser, der innerbetrieblichen Weiterbildung (meist auf 
Großbetnebe beschränkt) sow1e sonst1ger Institutionen. 

Im Bereich der DV-Herstellerkurse lagen 1973 uber 42% der 
angebotenen Teilnehmerplatze. 

Wenn dieser hohe Prozentsatz insofern etwas dadurch rela­
tiviert w1rd, daß auch Kurse von nur wenigen Tagen Dauer 
mit emgerechnet werden, wird dennoch deutlich, welche Be­
deutung diesem Angebot im DV-We1terbildungsbereich zu­
kommt. 

Diese bedeutende Rolle ist nicht nur historisch zu erklären, 
sondern ist Insbesondere 1n der Breite, Aktual1tät und Flexi­
bilitat des Angebots sowie in den am unmittelbaren Bedarf 
orientierten Programmen begrundet 
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Auf die einzelnen Themengruppen übertragen ergibt sich fol­
gende Übersicht über die Besetzung der Teilnehmerplätze 
bei DV-Herstellerkursen [5]: 

Kursangebot Teilnehmer- in Dfo 
plätze 

DV-Grundlagen 24 900 15 
DV-Hardware 17 900 10 
DV-Betriebssysteme, Bedienung 54400 25 
DV-Anwendungsprogrammierung 33 300 20 
DV-Organisation 24 400 15 
DV-Anwendung 24 400 15 

179 300 100% 

Wesentlrche Merkmale des Kursangebots der DV-Hersteller: 

das Angebot orientiert sich an den Produkten des jewei­
ligen Herstellers 

vermittelt werden vorwiegend unmittelbar verwertbare pra­
xisbezogene Kenntnisse und Fertigkeiten 

unmittelbare Reaktion auf Veränderungen des Produk­
trensprogrammes bzw. Vorbereitung auf geplante Verän­
derungen sind möglrch 

die Teilnahme ist meistens nrcht an formale Qualifikatio­
nen gebunden 

die Kurse werden zertlrch gestaffelt durchgeführt, wodurch 
individuelle Zusammenstellungen zu "Modulketten", d. h. 
aufemander aufbauenden Abschnitten mit zwischenzeit­
licher betriebireher Praxis zu fortschreitender Qualifizie­
rung, ermöglicht werden. 

Das Kursangebot der innerbetrieblichen Weiterbildung im Be­
rerch der DV außerhalb der DV-Hersteller beschränkt sich im 
wesentlrchen auf Groß- und Mittelbetriebe, die zum großen 
Teil uber ergene Weiterbrldungsabteilungen verfugen. 

Das Potential dieses Kursangebots ist z. Z. noch wertgehend 
unbekannt - jedoch durfte der potentielle Teilnehmerkreis 
sehr groß sein, geht man davon aus, daß z. Z. etwa 300 000 
bis 400 000 DV-Fachkräfte in der Bundesrepublik Deutsch­
land beschaftigt sind. 

Ausbildungsberufe im Bereich der DV 

Das amtliche Verzeichnis weist 4 Bildungsgange aus, die 
dem DV-Bereich im engeren Sinne zugeordnet werden kön­
nen [6]. 

Berufs-
gruppe 

3143 

3143 

3143 

7743 

Ausbildungsberuf 

Femgeräteelektr. 
(Stufenausb 2. Stufe) 

lnformat1onselektr. I 
(Stufenausb 2. Stufe) 

Nachrichtengenite­
mechaniker 

Datenverarbeitungs­
kaufmann 

Dauer 

(Jahre) 

11
/2 

11/2 

Datum der Aus-
Anerken- zubrldende 
nung 1970 I 1974 

12 12 72 -
I 

140 

112 
12 72 

I 
-

I 
543 

3837 

1270 

Die Ausbildung erfolgt im dualen System, wobei sich häufig 
Schwierigkeiten infolge unzureichender technischer Ausstat­
tung der Berufsschulen und ausbildenden Betriebe ergeben. 
Neben den allgemein üblichen Ausbildungsregelungen (er­
hältlich als "Blatter zur Berufskunde", hrsg. von der Bun­
desanstalt für Arbeit, Nurnberg) existieren eine Reihe be­
triebsinterner Sonderregelungen mit staatlicher Anerkennung. 

So gibt es u. a. bei der Firma Siemens AG eine Regelung, 
nach der zum "DV-Kaufmann" in einjähriger Vollzeitausbil­
dung im Anschluß an eine kaufmännische Erstausbildung 
ausgebildet wird. 

DV-Bildungsangebote an beruflichen und allgemeinbildenden 
Schulen 

Wegen der hier gebotenen Kürze können im folgenden nur 
einige grundlegende Sachverhalte beschrieben werden. Zahl­
reiche z. Z. laufende Einzelmaßnahmen mit Modellcharakter 
in bestimmten Schulstufen (vor allem des Sekundarbereichs 
II) können daher nicht näher ausgefuhrt werden. 

Grundsätzlich wird an beruflichen und allgemeinbildenden 
Schulen die Datenverarbeitung bzw. Informatik in folgenden 
Unterrichtsfachern angeboten: 

Organisation und Rechnungswesen im kaufmännrsch-be­
ruflichen Bereich 

Elektrotechnik im technisch-beruflichen Bereich 

Mathematik oder als eigenständiges Fach im allgemein­
bildenden Bereich. 

Das Bildungsangebot in diesem Bereich ist - wie auch in 
den vorstehend beschriebenen - nicht unabhängig von 
der dynamischen Entwicklung der DV (technologische Ent­
wicklung, neue Anwendungsgebiete usw.) zu sehen. Eine 
Vielzahl von heterogenen und unkoordinrerten Einzelaktivi­
täten mit unterschiedlichem zeitlrchem und mhaltlichem Um­
fang sind die Folge. 

Daraus ergibt sich für die zukünftige Arbeit der bildungspoli­
tischen Entscheidungsträger dre Notwendrgkeit, durch ver­
besserte Dokumentation und Analyse des DV-Bildungssystems 
zur koordinierten Planung und Realisierung der zukünftigen 
Aktivitäten beizutragen. 

Anmerkungen 

(1] S1ehe: Blume, D /Bosler, U.IHUisgen. F. C. Zur Ordnungsproble­
matik im Bere1ch der DV. ln: Berufsbildung '" W1ssenschaft und 
Prax1s, Heft 6175. Schroedel Verlag. 

(2] S1ehe Clauß, T./Biume, D I Deyle, S./Meyer, D : Studienfuhrer In­
formatik - Ubers1cht über Struktur und Bildungsmaßnahmen 1m 
DV-Bere1ch unter besonderer Berücks1cht1gung der beruflichen Wei­
terbildung. Berlin 1977 Unveroffentl1chtes Manusknpt. (Veroffent­
lichung geplant) 

(3] Brauer, Haacke u a.: Studien- und Forschungsfuhrer Informatik, 
Ausgabe 1976, hrsg von der Gesellschaft für Mathematik und Da­
tenverarbeitung (GMD, 5205 St Augustm 1) und dem Deutschen 
Akadem1schen Austauschdienst (DAAD), S. 14 

(4] Vgl. h1erzu auch: Der Bundesm1n1ster für Forschung und Technolo­
gie (Hrsg ): Dnttes DV-Programm 1976-1979, S 120 f .. Bonn 1976. 

[5] Ad-hoc-Ausschuß .. Ausbildung von DV-Fachkräften" des Bundesmi­
nisteriums für Forschung und Technolog1e: Empfehlungen für den 
Ausbau der DV-Ausbildung, Forschungsbenchi DV-75-07, Dez 1975, 
S. 91. 

(6] Z1t. nach. Bundesmmisterium für B1ldung und W1ssenschaft (Hrsg ). 
D1e anerkannten Ausbildungsberufe, Ausgabe 1976 
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DISKUSSION 

Wilfried Reisse 

Anmerkungen zur Frage der Bewertung von Prüfungsleistungen 
(aus der Sicht der pädagogisch-psychologischen Diagnostik) 

Ausgehend von der Unterscheidung zwischen der Feststel­
lung und der Bewertung einer Lernleistung werden drei Be­
wertungsmodelle kurz skizziert, die sich besonders hinsicht­
lich des verwendeten Vergleichsmaßstabs unterscheiden: die 
kriteriumsorientierte (ausbildungszlelorientierte), die norm­
orientierte und die prozeßorientierte (ausbildungsprozeß­
orientierte) Leistungsbewertung. Für berufliche Prüfungen wie 
Zwischen- und Abschlußprüfungen ln der beruflichen Erst­
ausbildung sind eher ausbildungszielorientierte Bewertungen 
angebracht, ein normorientiertes Vorgehen Ist etwa bel Eig­
nungsuntersuchungen bzw. Ausleseprüfungen notwendig, 
während Lernfortschrittskontrollen mehr eine ausbildungspro­
zeßorientierte Bewertung erfordern. Diese Modelle führen 
auch zu einem unterschiedlichen Vorgehen, wenn man Lern­
leistungen in der beruflichen Bildung bewerten muß. 

Bei einer Prüfung werden zunächst Leistungen von Auszu­
bildenden oder anderen Prüfungsteilnehmern ermittelt. Solche 
Leistungen können zum Beispiel sein: 53 Aufgaben richtig 
gelost, alle in der mundliehen .Prufung gestellten Fragen zu­
treffend beantwortet, eine Arbeitsprobe mit der vorgeschrie­
benen Genauigkeit hergestellt. Wie ein solches Ergebnis zu 
bewerten ist, stellt eine andere Frage dar: Ob man es bei­
sp1elswe1se als gut, schlecht, oder mittelmaßig einstuft, ob 
vorgegebene Anforderungen erreicht werden oder auch nicht. 
Daher unterscheidet man zweckmäßigerweise zwischen Lei­
stungsfeststellung und Leistungsbewertung; ähnlich wie man 
in der psychologischen Di"agnostik schon immer die Erhe­
bung von Testwerten und deren Interpretation voneinander 
abgegrenzt hat. 

Ebenso wie zur Leistungsfeststellung g1bt es auch zur Lei­
stungsbewertung unterschiedliche Verfahrensansätze (d. h. 
verschiedene Interpretationsarten von Testwerten, vgl. FRICKE 
1974, S. 11-15). Belspielsweise könnte man ein Prufungs­
ergebnis einfach als "bestanden - nicht bestanden", "mit 
Auszeichnung bestanden - gut bestanden - befriedigend 
bestanden- usw." beze1chnen. Man kann selbstverständlich 
auch Noten oder e1n irgendwie geartetes Punktbewertungs­
system verwenden. Es wäre w1terhin zu unterscheiden zwi­
schen einfachen Bewertungsvergangen und komplexen Be­
wertungsprozeduren, bei denen etwa Punkte oder Noten als 
Teilergebnisse in komplexer Weise zu e1nem Gesamtergeb­
nis zusammengelaßt werden. 

Im vorliegenden Beitrag soll aufgezeigt werden, wie sich ei­
nige Probleme der Bewertungspraxis auf dem Hintergrund 
neuerer Entwicklungen in der pädagogisch-psychologischen 
Diagnostik darstellen; es wird also gewissermaßen versucht, 
Praxisprobleme zu "ubersetzen". Von daher können sich auch 
H1nwe1se auf mögl1che Lösungen ergeben. 

Ausgangspunkt ist d1e Überlegung, daß jede Bewertung einer 
Leistung Vergleich erforderlich macht, wobei unter­
schiedliche Arten von Vergleichsmaßstaben verwendet wer­
den können. Zusammen mit den jeweiligen theoretischen 
Grundlagen, den daraus abgeleiteten Verfahren der Bewer­
tung (sowie der Leistungsfeststellung) und den mit der Prü­
fung oder Leistungsbewertung angestrebten Zielen definie­
ren sie "Bewertungsmodelle". Hier sollen drei Modelle kurz 
skizziert werden, die von praktischer Bedeutung für beruf­
liche Prüfungen und Lernleistungsmessungen s1nd: die norm­
orientierte, die kritenumsorient1erte (ausbildungszielorientler­
te) und die prozeßorientierte (ausbildungsprozeßorienllerte) 
Leistungsbewertung. 

Bei der normorientierten Leistungsbewertung d1ent die durch­
schnittliche Leistung in einer Bezugsgruppe (etwa alle Aus­
zubildenden eines Berufes) als (relat1ver) Vergleichsmaßstab, 
be1 der kriteriumsonentierten oder- nach NIBBRIG 1976-
ausbildungszielorientierten Bewertung ein von vornherein 
feststehender und auch nicht vanabler (absoluter) Standard 
(z. B prazise Prufungsanforderungen). Bei der prozeßonen­
tierten Messung ergibt sich schließlich e1ne Bewertung aus 
einem Vergleich mit vorhergehenden und spateren Leistun­
gen des gleichen Auszubildenden. 

Es leuchtet ein, daß d1ese untersch1edl1chen Modelle auch in 
der Bewertungspraxis zu Konsequenzen fuhren: so muß man 
bei dem normorientierten Vorgehen zuerst die Verteilung der 
Leistungen in der Bezugsgruppe feststellen, ehe man eine 
E1nzelle1stung bewerten kann, bei der ausbildungszielorien­
tierten Bewertung wird u. a. ein Bewertungsschllissel benö­
tigt, dessen Anwendung genaue Aussagen ermöglicht, ob 
oder inwieweit das Ziel der Ausbildung (das Kriterium) er­
reicht wurde. Verfahrensunterschiede ergeben sich auch bei 
der Konstruktion, Erprobung und Auswahl von Aufgaben. 
Zur theoretischen Grundlegung und zur praktischen Erpro­
bung dieser dre1 Ansatze sei nur erwahnt, daß normonen­
tlerte Messungen wohl am umfassendsten durch die tradi­
tionelle Testtheone und Praxis der Testkonstruktion (vgl. 
z. B. LIENERT 1969) fundiert sind, daß flir e1n kritenumsonen­
tiertes Vorgehen in den letzten 10 Jahren beachtliche An­
sätze entwickelt wurden (vgl u. a FRICKE 1974, KLAUER at 
al. 1971, HERBIG 1976) und d1e Prozeßd1agnost1k als neu­
estes Konzept 1n zunehmendem Maße Wissenschaftliches In­
teresse findet (PAWLIK 1976, RLJDIGER 1976). 

Welche Bedeutung haben nun diese Modelle fur die Bewer­
tungspraxis bei beruflichen Prufungen und Lernlelstungsmes­
sungen? Dazu ist zunachst zu fragen, ob es sich bei beruf­
lichen Prlifungen (wie Zwischen- oder Abschlußprüfungen) 
eher um knienumsbezogene oder mehr um normorientierte 
Leistungsmessungen handelt. Einiges spncht dafür, daß hier 
eher eine kriteriumsorientierte (ausbildungszielbezogene) 
Leistungsmessung im Vordergrund steht: 

Formulierungen in Prufungsregelungen stellen häufig 
Vergleich m1t vorgegebenen Standard in den 

Mittelpunkt. "Durch d1e Abschlußprufung ist festzustellen, 
ob der Prlifling d1e erforderlichen Fertigkeiten beherrscht, 
die notwendigen praktischen und theoretischen Kennt­
nisse bes1tzt und mit dem ihm im Berufsschulunterricht 
vermittelten, für die Berufsausbildung wesentlichen Lehr­
stoff vertraut 1st. Die Ausbildungsordnung ist zugrunde zu 
legen" (BB1G, § 35); .. Wahrend der Berufsausbildung ist 
zur Ermittlung des Ausbildungsstandes mindestens eine 
Zwischenprüfung entsprechend der Ausbildungsordnung 
durchzuführen" (BBiG, § 42). 

Bei Abschlußprüfungen mit Hilfe sogenannter "program­
mierten" Prüfungsmaterialien erhält man haufig eine Ver­
teilungsform der Ergebnisse, die fur kriteriumsbezogene 
Messungen typisch ist (der uberwiegende Teil der Prü­
fungsteilnehmer lost weitaus mehr als die Hallte der an­
gebotenen Aufgaben) (vgl. BRAND 1975, LETH 1975). 

D1e ausgedehnte Verwendung von Punktsystemen mit vor­
gegebenen Bewertungsgrenzen (z. B. dem 100-Punkte­
System) 1st selbst e1n Indiz tur kriteriumsorientierte Lei­
stungsmessungen. 
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Der bishenge Kenntntsstand uber die Ursachen fur das 
Versagen bei Abschlußprufungen erlaubt noch keme kon­
kreten Aussagen daruber, daß die zentrale Funktion be­
ruflicher Abschlußpn.ifungen in der Steuerung mittels Se­
lektton zu sehen 1st (vgl. LENNARTZ 1976). Eine norm­
orientierte Leistungsmessung hingegen durfte nur dann 
im Vordergrund stehen, wenn die Bewertungsverfahren 
fur eine Selektionsentscheidung im o. g. Sinne herange­
zogen werden sollten. 

Aus diesen Uberlegungen ergeben sich erhebliche Konse­
quenzen auch fur die Leistungsbewertung. So ware es bei­
spielsweise nicht gerechtfertigt, bei beruflichen Zwischen­
und Abschlußprufungen - als ausbildungszielorientierten 
Leistungsbewertungen - Aufgabensätze so zu konstruteren 
oder bereits vorltegende Ergebntsse so zu transformteren, 
daß eine Normalverteilung (die vtelgenannte Gauß'sche 
Glockenkurve) der Punkte oder Noten entsteht. Dagegen 
sind Verfahren von Interesse, mit denen aufgrund neuerer 
teststattsttscher Ansatze Bewertungsschlussel in Form einfa­
cher Tabellen konstruiert werden konnen, ohne daß es er­
forderltch 1st, zur Gewinnung eines Vergleichsmaßstabs vor­
her die entsprechenden Letstungen bet emer größeren Grup­
pe von Prufungsteilnehmern festzustellen und auszuwerten. 
Bei einem solchen Bewertungsschlüssel werden die Zahl 
(oder der Antetl) der gelösten Aufgaben und der Grad der 
Zielerreichung ( .. Erretchung" oder .. Nichterreichung" oder 
Noten als unterschiedliche Grade der Zielerreichung) in Be­
ztehung gesetzt. Beispiele finden stch bei KLAUER 1972 und 
HERBIG 1975, eine Uberstcht uber den Forschungsstand hin­
sichtlich von Bewertungsmodellen fur die kriterienorientierte 
Leistungsmessung enthalt das Sammelreferat von MESKAUS­
KAS 1976. 

Wahrend somtt etne ausbtldungsztelonentterte Bewertung auf 
die Frage abztelt, ob bzw. mwiewett em Jugendltcher - un­
abhängig von anderen - das jeweils vorgegebene Ausbil­
dungsziel erretcht hat, geht es bei der normorientierten Lei­
stungsmessung darum, Unterschiede zwischen den Auszubil­
denden mögltchst genau zu ermitteln. Eine solche Bewertung 
kann etwa bei eignungsdiagnostischen Untersuchungen Ver­
wendung finden. 

Begnife wie Lernfortschnttskonfrollen, Lernerfolgskontrollen 
und Lernzuwachsmessung wetsen auf eme prozeßorientierte 
Leistungsbewertung hin. Wenn man berufltche Bildung als 
Veranderungsprozeß ernstnimmt und dte Leistungsmessung 

Ernst Hoffmann 

1n dtesem Zusammenhang steht, mussen solche Bewertun­
gen in den Mtttelpunkt des Interesses treten. Um beispiels­
wetse Unterschtede zwischen Eingangsleistungen und Ergeb­
ntssen von Zwischen- und Abschlußprufungen bei einem 
Auszubildenden zu bewerten, waren spezielle Verfahren not­
wendtg, dte noch weitgehend fehlen. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß - je nach den Zie­
len, die mit der Erfassung von Lernleistungen in der beruf­
ltchen Btldung verfolgt werden - auch unterschiedliche Be­
wertungsprozeduren erforderlich smd. Es wurde den Rah­
men dteser Anmerkungen sprengen, die zur Zett praktizterten 
Verfahren (100-Punkte-System, Notensystem) auf diesem Hin­
tergrund zu analysteren und - falls es erforderlich ist -
Änderungsvorschlage zu entwickeln und auf ihre Brauchbar­
kelt hm zu prufen. 
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Zur Frage von Punktbewertungsrichtlinien 

Seit vielen Jahren sind Versuche großer Industrieunterneh­
men der Metall- und Elektroindustrie bekannt, die Leistun­
gen ihrer im Bundesgebiet verstreuten Lehrwerkstätten an­
hand der Prüfungsergebnisse vergleichen. Die Konzern­
zentrale kann Ergebnisse durchaus konkret erfassen, so daß 
der Gedanke solcher Vergleiche naheliegt; vor allem, wenn 
die Zentrale davon überzeugt ist, daß für diese Gruppe von 
Berufen bundeseinheitliche Aufgaben und bundeseinheitliche 
Bewertungsrichtlinien verwendet werden. Außer Ärger erbrin­
gen aber solche Vergleiche nichts. Sie fußen schlicht auf 
einer Oberschätzung von Prüfungsresultaten, die anders als 
in Technik und Sport mit Stoppuhr und Bandmaß weder 
exakt erlaßbar noch exakt vergleichbar sind. 

Oder sollte das falsch sein? Sollte es mogltch sem, mit ge­
nauen und emheitltchen Bewertungsvorschriften Prufungs­
ergebnisse von Ort zu Ort, von Lehrberuf zu Lehrberuf, von 

Lehrbetrieb zu Lehrbetrieb sowte von Termin zu Termin ver­
gleichbar zu machen? Langjährige Erfahrungen lassen da 
zwetfeln. 

Bewertungsregelungen stnd notwendtger Bestandtell des 
Prufungswesens und haben vterlei Sachverhalte zum Gegen­
stand. Uberlegungen uber ihre Bestgestaltung füllen z. B 
betm Deutschen Industrie- und Handelstag viele dtcke Ak­
tenordner. Bewertungsrichtlinien müssen auch aus nahelie­
genden Grunden fur Metallberufe andere Sachverhalte regeln 
als für Bau-, Labor- oder reine Buroberufe. Somit smd Ver­
gletche von einander fremden Berufsgruppen ohnehtn nur 
Zahlenspielereien. Großstadtkammern mit emem sozusagen 
anonymen Prufungsklima haben schlechtere Ergebnisse als 
Kammern mit z. B. 300 km Langenausdehnung, wo sich das 
Prufungsgeschehen 1n vielen klemen Stadten abwickelt und 
zudem dte Auslese durch weiterführende Schulen weniger 
wtrksam ist. 
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Die früher üblichen Bewertungsrichtlinien (Empfehlungen der 
Kammer an ihre Prufungsausschüsse ohne rechtliche Ver­
bindlichkeit) werden zunehmend durch neue Ausbildungs­
ordnungen mit rechtsverbindlichen Bewertungsvorschriften 
abgelöst, die von Beruf zu Beruf neue Vananten emführen; 
in der Prüfungspraxis ließ das schon das böse Wort von 
einer Balkanisierung der Prufungsvorschriften aufkommen. 

Daß auch Schulnoten keinen exakten regionalen Vergleich 
zulassen, ergibt sich aus der Misere der Abiturientennoten 
für die Hochschulzulassung. Hier muß die Ständ1ge Konfe­
renz der Kultusminister unerklärliche Länderunterschiede 
durch einen Bonus oder Malus ausgleichen. 

Jedes noch so logisch oder unlogisch konstruierte Bewer­
tungssystem lauft auf eine subjektive Iachmannische Schät­
zung hinaus. Es gibt weder für Schul- noch für Berufsprufun­
gen ein Bewertungssystem, das objektiv genau funktioniert 
und absolute Gerechtigkeit garantiert. Em Test bei Industrie­
facharbeiterprüfungen (aber nicht nur hier!) wurde das 
schnell beweisen: Man brauchte nur ein bestimmtes Prüf­
stuck und die hierfür verwendete Zeit von mehreren Prü­
fern getrennt bewerten zu lassen: mit Sicherheit kämen dif­
ferenzierte Bewertungen zustande. Der Garant fur eine ver­
nunftige Bewertung ist die Person des Prufers, sein fachmän­
nisches Urteil und sein gesunder Menschenverstand. 

Die hundert Punkte (50- 17- 14- 11 - 8) 

Einziger gememsamer Nenner aller Bewertungsregulative für 
Abschlußprüfungen in rund 500 anerkannten Ausbildungs­
berufen der Industrie- und Handelskammern, Handwerkskam­
mern und anderen "zustandigen Stellen" ist die Anlehnung 
an das sechsstufige Notensystem der (Berufs-)Schulen und 
d1e Femaufteilung in em Punkte-Bewertungssystem. Die Ver­
wendung der Schulnoten ist nicht umstntten, anders dage­
gen die 100 Punkte, denen dieser Aufsatz gewidmet ist und 
nachweisen will, daß 

- sechs Noten, gegebenenfalls mit Zwischennoten, fur nahe­
zu alle Bewertungsakte ausreichen; 

gegebenenfalls den 6 Noten Dezimalstellen angefügt wer­
den können, womit em System von 60 Punkten entsteht, 
das sich den sechs Schulnoten logisch und mit gleichen 
Abständen anpaßt; es wäre rechnensch einfach zu hand­
haben und leidlich praktikabel. Dieses System 1st für 
Abschlußprufungen nirgendwo existent und sogar seit 
1971 rechtlich nicht statthaft; 

- das gegenwärtig geltende 100-Punkt-System prinzipiell 
und erst recht mit seinen ungleichen Punktabständen un­
logisch ist; 

Multipunktsystem nur scheinbare Genauigkeit bieten 

und Multipunktsysteme daher nicht gerechter und damit 
vergleichbarer bewerten lassen. Im Gegenteil: sie sind 
stärker manipulierbar. 

Der Fachmann bewertet eine praktische Prufungsleistung zu­
nachst emmal als "brauchbar" (dem Abnehmer des Produk­
tes zumutbar) oder "d1e Arbe1t kann noch nachgebessert 
werden" oder als "Ausschuß". Das kann er noch etwas dif­
ferenzieren. Allmählich wurden d1e Bewertungsvorschriften 
fur Berufe mit prakt1schen Prüfstucken und Arbeitsproben 
1mmer komplizierter und d1e Modelle zahlreicher. Auch h1er 
wurde deutlich, daß der Teufel im Detail steckt. 

Nach langen Bemuhungen um ein emheitliches System ver­
standigten s1ch die Industrie- und Handelskammern im Kom­
promißwege auf das zu diesem Zeitpunkt bereits uberwie­
gend prakt1z1erte System 50- 17- 14- 11 - 8. Die Mu­
sterprufungsordnung des Bundesausschusses für Berufsbil­
dung ubernahm es 1971. Die Kammern beschlossen diese 
Musterprüfungsordnung als Satzungsrecht, so daß dieses 
Punktschema eine großere Verbindlichkeit hat als die bis­
herigen Bewertungsnchtlinien. Die Musterprufungsordnung 
sieht in § 20 (Bewertung) folgendes Schema vor: 

Noten Punkte Punktab-I Zum Vergleich 
stande 60-Punkt-System 

1 100-92 8 bis 60 

2 unter 92-81 11 biS 50 

3 unter 81-67 14 biS 40 

4 unter 67-50 17 biS 30 

n1cht bestanden 

5 unter 50-30 20 bis 20 

6 unter 30 30 bis 10 

Jeder vernünftige Prüfer w1rd beim einzelnen Bewertungsakt 
nur volle Punkte geben, ohne daß § 20 dies ausdrucklieh vor­
schreibt. Andererseits entstehen unverme1dl1cherwe1se Punkte 
mit Dezimalstellen durch Faktorenrechnung oder durch Sam­
rneibewertung von mehreren einzelnen Punktpos1tionen. Da­
mit entsteht das Problem der Auf- und Abrundung, zu dem 
§ 20 keine klare Auskunft gibt. D1e Kategorie "unter 92 bis 
81" zum Be1spiel scheint anzudeuten, daß eme knapp unter 
92 liegende Punktzahl (z. B. 91 ,8) nicht auf 92 und damit auf 
"sehr gut" aufgerundet werden darf. 

Die höchst sonderbare Entstehungsgeschichte soll nach Mit­
teilung des inzwischen verstorbenen D1pl.-lng. Hefer, seiner­
zeit IHK Hagen, folgende sem: Ausgangspunkt der Autoren­
gruppe war d1e Gauß'sche Haufigkeitskurve. S1e fußt auf der 
Beobachtung, daß bei einer ausreichend großen und aus­
reichend gemischten Gruppe von Menschen - veremfacht 
ausgedrückt - eine Leistungsmessung häufig ein Minimum 
sehr schlechte und sehr gute, e1n Maximum unter-, mittel­
und überdurchschnittliche Leistungen erbringt. Dies läßt sich 
zeichnensch in Form einer Glockenkurve darstellen. Man 
teilte offenbar diese Glocke in sechs senkrechte Segmente, 
die man sich als eine Entsprechung der sechs Schulnoten 
dachte und zwar so, daß auf Segment 1 8 Ofo aller Gruppen­
angehörigen entfallen, auf Segment 6 ebenfalls 8 %. Eine 
solche Einteilung läßt sich (laut Hefer) berechnen mit der 
Formel 

Punktzahl y = 100-1,5 x2
- 6,5 x 

wobei x die Note ist. Setzt man die Note x = 2, ergibt sich 
die Punktzahl y = 81 Punkte als Untergrenze die Note 2; 
setzt man d1e Note x = 4, so ergibt sich die Punktzahl y = 

50 Punkte als Untergrenze der Note 4. 

Vielfach ist man der irrtümlichen Meinung, daß dieses Sy­
stem, das fur "sehr gut" nur 8 Punkte vorsieht, damit auch 
die Zahl der Absolventen mit "sehr gut" in angemessenem 
Rahmen hält. Das ist u. a. schon deshalb falsch, weil auch 
em 6- oder 60-Punkt-System bei leidlich korrekter Anwen­
dung die gleiche Streuung bietet, es sei denn, daß spezielle 
Bewertungsvorgaben insbesondere bei Prüfstücken (z. B. 
Funktion, Passung, Oberflächengute) den Prüfungsausschuß 
geradezu zwingen, massenhaft gute Teilnoten zu vergeben. 

Der andere, sozusagen nachträgliCh eingebrachte Grundge­
danke dieses Punktsystems 50-17-14-11 -8 war, wie 
dem Verfasser aus zahlreichen Beratungen seit 1952 ennner­
lich ist, daß die erre1chte Punktzahl den Prozentsatz der er­
warteten Voll-Leistung bestatigen soll. Das könnte durchaus 
emmal zufällig richtig sem, aber grundsätzlich ist es wohl ein 
Irrtum, anzunehmen, daß z. B 55 Punkte gleichzusetzen 
wären mit 55 Ofo der von einem Gehilfen erwarteten Voll-Lei­
stung. Weder steht diese Voll-Leistung immer eindeutig fest, 
noch läßt sich die Leistung des Pruflings - vielleicht von 
Ausnahmen abgesehen - eindeutig zu d1eser (fiktiven oder 
feststellbaren) Voii-Le1stung in Beziehung setzen 

Em Hundert-Punkt-System 1st keineswegs leistungsgerechter 
als em einfaches 6-Noten-System, denn: 

1. Prüfungsleistungen, so z. B. mundliehe und schriftliche 
Prüfungen, sind nur sehr begrenzt exakt meßbar. Dem-



BWP 2/77 DISKUSSION 25 

entsprechend kamen d1e Kammern - jedenfalls bis 1971 
- in den Kaufmannsgehllfenprufungen ganz gut ohne 
Punktbewertungsnchtllnien aus. Offenbar ist es also d1e 
Mentalität des Prüferstabes in den Facharbeiterprüfungen, 
d1e hmter dem Willen zur genauen Punktbewertung steht. 
Dieser Personenkreis ist gewohnt, mit Tabellen, Zeich­
nungen und Feinmaßstäben umzugehen. 

2. D1e Prufer gehen daher meist von einer Note aus und 
sehen dann 1n der Tabelle nach, welcher Punktraum die­
ser Note zugeordnet 1st. Wenn zum Beispiel in einem 
Druckberuf eine Farbmischung zu bewerten ist, versagen 
Punktmaßstäbe. Mit anderen Worten. eigentlich funktio­
niert solcherart auch das dummsie Punktsystem. 

3. Die Manipulierbarkeil eines Hundert-Punkt-Systems 1st 
größer als diejenige einfacher Noten. V1ele Prufer benut­
zen den einer Note vorgegebenen Punktraum n1cht im 
Sinne emer exakteren Bewertung, sondern um dem Prüflmg 
1n emer Grenzlage zu helfen. Beispiel: Em Prufling erreicht 
in emem W1cht1gen Prufungsteil nur 49 Punkte Sonder­
barerweise kommt er gar nicht so selten bei emer wei­
teren für das Bestehen Wichtigen Prufungsarbeit auf 52 
Punkte; oder der Prufer korrigiert eme bere1ts gegebene 
Punktzahl nachträglich 

Es kommt hinzu, daß erfahrungsgernaß Beschreibungen von 
Prufungsstucken (gleichgultig, ob bez1rks-, Iandes- oder bun­
deseinheitlich erstellt) trotz besten Bemühens der bete1l1gten 
Fachleute nicht immer ganz fre1 von Mängeln (z. B. falsche 
Beschnftungen, uberholte DIN- oder Bearbe1tungszeichen, 
Fehler 1n der Ze1chnung, 1n der Werkstoff- und 1n der Werk­
zeugllste, fehlerhafte Schaltze1chnungen, n1cht angemessene 
Zeltvorgaben etc.) sind. 

Sonstige Fragen 

Auch em 100-Punkt-System enthalt gewöhnl1ch berufsbezo­
gen noch spez1elle Elemente, z. B. werden einzelne Pru­
fungsfacher mit Multiplikatoren versehen, um sie als wich­
tiger herauszustellen Auch spielt der Gedanke eme Rolle, 
man musse die Arbeitzeit des Pruflmgs bewerten, gegebe­
nenfalls bei Arbeitsproben (im Gegensatz zu Prufungsstuk­
ken, die nur abschließend bewertet werden) das Arbe1tsver-

halten. Aus langer, leidvoller Erfahrung weiß der Verfasser 
darüber zu berichten, daß d1ese zusatzliehen Einzelheiten 
1mmer unterschiedlicher wurden und keinen Nutzen erbnn­
gen 

1. Die Gewichtung einzelner Prüfungsaufgaben mit Multi­
plikatoren (Faktoren) hat sich bei einzelnen Durchrech­
nungen als uberflussig erwiesen, weil sie die Prufungs­
resultate nur ganz geringfug1g verandert. Außerdem bie­
tet s1e Anlaß zu Rechenfehlern. Be1 jeder neuen Aus­
blldungsordnung 1st das Experimentieren mit d1esen Mul­
tiplikatoren eine Versuchung fur d1e betreffenden Fach­
leute, 1mmer w1eder neue Vananten zu erfinden. 

2. Spezialtabellen: Wo genau meßbare Leistungen vorl1egen, 
konnen Spezialtabellen d1enl1ch sein. Hier fmdet s1ch nir­
gends das 100-Punkt-System, sondern es werden elgen­
standige Maßstabe verwendet und 6 Noten zugeordnet, 
z. B. glatter Satz oder D1ktat be1m Schriftsetzer nach Feh­
lern, Kurzschnft und Maschinenschreiben nach Silben und 
Anschlägen. 

3 Arbeitszeit: Jede Prufungsaufgabe enthalt eine Sollzelt­
vorgabe Der Prüfling kann gegebenenfi!lls langer oder 
kurzer arbeiten. H1er sollte man auf lange Spezialtabellen 
zur Arbeitszeltbewertung verzichten Erhebliche Zeit­
uberschreitungen eines Prufl1ngs innerhalb einer großeren 
Gruppe sollte der Prufungsausschuß nach freiem Ermes­
sen bewerten. Dies auch deshalb, weil die beim kon­
struktiven Entwurf der Prufungsstucke vorgegebene An­
fertigungszelt (Sollze1t) ständ1g umstritten ist, selbst wenn 
sie in Betrieben getestet wurde. 

4. Der Bundesverordnungsgeber sollte es 1n Zukunft unter­
lassen, in jeder neuen Ausbildungsordnung neue Varian­
ten der Bewertung einzufuhren, es se1 denn, daß sich 
solche aus der Art des Berufes als notwend1g erweisen 
Insbesondere sollte die zusatzliehe mundliehe Prufung 
nach Wunsch des Prüflmgs, d1e nur verbessern kann, 
entfallen. Sie 1st eme gut gemeinte Wohlfahrtslösung, die 
mathematisch exakt überhaupt n1cht zu bewerten ist. Sie 
erinnert an emen Lander-Zehnkampf, in dem man ver­
einbaren möchte, daß d1e unterliegende Mannschaft einen 
11. Wettbewerb nachsch 1eben darf. 

Noch einmal: 2jährige Metallberufe 

Stellungnahme des Gesamtverbandes der metallindustriellen 
Arbeitgeberverbände e. V.: 

ln einem Aufsatz "Differenzierung des Ausbildungsangebots­
Instruments zur Mmderung des Ausblldungsplatzmangels?" 
befaßt sich Dagmar Lennartz in BWP 1/77 kritisch m1t dem 
Vorschlag des Gesamtverbandes der metallindustriellen Ar­
beitgeberverbände (Gesamtmetall), be1 der anstehenden 
Neuordnung der Metallberufe neben Ausbildungsberufen mit 
3jahnger Ausbildungsdauer zusatzlieh fert1gke1tsbetonte 
2jahrige Ausbildungsgange einzuführen, die nach Auffassung 
des Verbandes weniger begabten Jugendlichen eine Aus­
bildungschance 1n den Metallberufen eroffnen sollen. Ge­
samtmetall nimmt zu der Analyse und Bewertung w1e folgt 
Stellung: 

1. Die Arbeitgeber der Metallindustrie bekennen sich bewußt 
zu emer beschcift1gungsorientierten Berufsausbildung. Be­
rufsausbildung man1fest1ert und leg1tlm1ert sich in erster LI­
nie dadurch, daß sie dem jungen Menschen eine seinen Be­
gabungen und Fah1gke1ten angemessene Berufs- und Em­
kommenschance eroffnet. D1es g1lt Insbesondere in Zeiten 
steigender Jugendarbeitslosigkeit. Die zielgerichtete Beschäf-

t1gungsor1entierung 1st bei den vorgeschlagenen 2jährigen 
Ausbildungsgängen um so vertretbarer, als im 1. Ausbil­
dungsjahr d1e gleiche breite berufliche Grundbildung vermit­
telt werden soll, w1e fur d1e Ausbildungsberufe. Die 
"Mobilitats-Ausbildung" ware also in beiden Ausbildungs­
gangen gleich 

2. Die Auffassung, daß be1 emer "d1fferenz1erten Ausbildung" 
das Prinzip der Durchlassigkeit faktisch aufgehoben sei, ist 
falsch. W1r haben nie einen Zwe1fel daran gelassen, daß den 
Absolventen 2jahriger Ausbildungsberufe der Übergang zu 
den 3jährigen Ausbildungsberufen mögl1ch sem musse, wenn 
die entsprechenden Voraussetzungen vorliegen. Das Vorlie­
gen d1eser Voraussetzungen müßte anhand von sachgerech­
ten uberprufbar sein Demgegenuber smd wir der 
Auffassung, daß 1n der Stufenausbildung d1e Durchlassigkeit 
de facto aufgehoben ist. Da der Ubergang von der 1. zur 
2. Stufe von kemerlei abhang1g gemacht 
w1rd, andererseits aber die Ausbildungsbetriebe d1e volle 
Verantwortung fur den Erfolg der Ausbildung tragen, ist 
z. B. bei der Stufenausbildung 1n den Elektroberufen zu be­
obachten, daß die Ausbildungsbetriebe nur noch Jugendliche 
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ausbilden, die gee1gnet erscheinen, die 2. Stufe der Stufen­
ausbildung erfolgreich abzuschließen. Dies sind 1n der Regel 
nicht Hauptschuler ohne Abschluß oder Sonderschuler, auf 
deren Fah1gke1ten und Begabungsstruktur d1e 2jahngen Me­
tallberufe bewußt zugeschnitten smd. Eme Stufenausbildung 
ohne sachgerechte Eignungskriterien fl.ir den Übergang 1n 

die 2 Stufe w1rkt be1 anspruchsvollen Aufbauberufen als 
"Berufssperre" fur schwacher begabte Jugendliche, obwohl 
d1e Grundberufe für d1ese Jugendlichen geeignet waren. 
3. Wir sind, gestutzt auf E1gnungstests und Erfahrungen be1 
der Erprobung der Stufenausb1ldung, nicht der Auffassung, 
daß d1ese Jugendlichen 1n der Mehrzahl durch eme Verlan­
gerung der Ausbildungszelt an das Qualif1kat1onsn1veau der 
3jahngen Ausbildung herangefuhrt werden konnen. D1es 1st 
u. E keme Frage der Ausblldungsdauer, der Padagog1k oder 
der D1dakt1k, sondern beruht auf dem Tatbestand, daß die­
sen Jugendlichen d1e kogn1t1ven Voraussetzungen fehlen, um 
einerseits den technisch-physikalischen Anforderungen der 
3jahngen Ausbildungsberufe gerecht zu werden. Zum ande­
ren laßt s1ch bei ihnen die Abstrakt10nsfahigkeit, das pro­
blemlosende Denken und die Entsche1dungsfäh1gke1t nicht 
we1t genug entw1ckeln, um den Aufgabenstellungen der 3jah­
rigen Metallberufe voll zu entsprechen. Die Zielsetzung des 
2jahngen Ausbildungsberufes geht dementsprechend auch 
folgerichtig dahm, daß diese Jugendlichen nach ihrer Aus­
bildung "unter Anleitung und Anwe1sung" 1hrer Qualifikation 
angemessene Arbe1ten und Aufgaben verrichten. Angesehene 
Padagogen werfen der B1ldungspol1t1k vor, daß d1e Zunahme 
der Hauptschulabbrecher und Sonderschüler eine unmittel­
bare Folge der "Verw1ssenschaftl1chung" des Hauptschul­
unterrichts se1. W1r befl.irchten, daß d1e 3jähngen Ausbil­
dungsberufe mit ihren erhohten theoretischen Anforderungen 
eine Fortsetzung der Überforderung für diese Jugendlichen 
bedeutet. 

4. Zw1schen den Tanfparteien der Metallindustrie 1st bisher 
unstreitig, daß sich d1e Entlohnung pnmar nach Leistung 
und Qualifikation zu nchten hat, wobe1 d1e tatsächlich ausge­
übte Tatigke1t 1m Beruf der ausschlaggebende Faktor 1st. 
Wenn nachgewiesenermaßen die Qualifikation der Absolven­
ten der 2jahngen Ausbildungsberufe gennger 1st als d1e der 
3jahrigen Ausb1ldungsberufe, so 1st eme Entlohnung der 
2jahr1gen Ausbildungsberufe unterhalb des Facharbelterloh­
nes, der fur die 3jilhrige Ausbildung vorgesehen ist, ange­
messen und leg1t1m. Jede andere Emstufung der Absolven-

Antwort aus dem BIBB: 

Zu der Feststellung des Gesamtverbandes der metallindu­
stnellen Arbeitgeberverbande, daß 

s1ch bei den Jugendlichen, auf deren Fahigkeiten und Be­
gabungsstruktur d1e 2jahrigen Metallberufe bewußt zuge­
schnitten smd, d1e Abstraktionsfah1gke1t, das problemlo­
sende Denken und d1e Entsche1dungsfah1gke1t n1cht we1t 
genug entwickeln l1eße, 

ist folgendes anzumerken· 

1. D1e Ergebn1sse von Eignungstests b1eten noch ke1ne hin­
reichende Grundlage zur Absicherung der o. g. Aussage. D1e 
bere1ts von Holstalter getroffene Feststellung (Hofstatter, 
P R. Psychologie, Frankfurt/M. 1957, S. 292 f.), daß die Vor­
hersagegenau1gke1t von Eignungstests nur bedingt zuver­
lasslg 1st, tr1fft nach w1e vor zu (vgl. Jager, A. 0. Personal­
auslese ln: Mayer, A: Handbuch der Psychologie, Bd. 9, 
1970, 2. Aufl., S. 613-655.). Hmzu kommt, daß E1gnungstests 
1n der beineblichen Ausbildungspraxis in erster Lin1e zum 
Zwecke der Bewerberauslese durchgefuhrt werden, d h. 
d1e Grundlage fur e1ne Ausleseentscheidung bilden. Dies hat 
wiederum zur Folge, daß d1e Tests n1cht der reinen Eig­
nungsfeststellung d1enen, sondern auch we1tere "fl.ir die 
Eignungsfrage selbst sachfremde Faktoren ins Spiel" kom­
men (Jager, A. 0., ebd S. 642); Faktoren, die sich aus den 
besonderen einzelbetrieblichen Rahmenbedingungen der 
Ausbildung ergeben. Diese spezifische Funkt1on des Eig­
nungstests hat daruber hinaus zur Konsequenz, daß diejeni­
gen Jugendlichen, die dem Testergebnis zufolge als "unge­
eignet" e1ngestuft werden, 1n der Regel ke1nen Ausbildungs-

ten der 2jahngen Metallberufe wurde die gesamte Lohnstruk­
tur in der Metallmdustne demonstrieren. Im übngen ist dar­
auf hmzuwe1sen, daß die berufliche Erstausbildung nur den 
Emgangslohn best1mmt. 

5. Es ist em Faktum, daß die Neuordnung der Metallberufe 
1n einer Phase ausgepragten Ausbildungsplatzmangels statt­
finden w1rd. Es 1st we1terhin unbestreitbar, daß d1e neu kon­
Zipierten 3jahngen Ausbildungsberufe Insbesondere erhohte 
theoret1sche Anforderungen stellen. Es laßt s1ch m1t em1ger 
Sicherheit voraussagen, daß em Te1l der Ausblldungsbetrie­
be, d1e heute eine Ausbildung 1n den 3jahrigen bzw. 31hjah­
ngen Ausbildungsberufen der Metallmdustne durchfuhren, 
aus sachlichen und padagog1schen Grunden n1cht 1n der 
Lage sem werden, in Zukunft d1e neuen 3jahrigen Ausbil­
dungsgange zu verm1tteln. Auf eine Kompensat1on durch 
Kooperation zu hoffen, sind w1r n1cht opt1m1stisch genug, da 
dem allzu oft reg1onale und betriebsorgan1sator1sche Grun­
de entgegenstehen D1ese Ausbildungsbetriebe waren jedoch 
nach unserer Auffassung ohne we1teres 1n der Lage, d1e pra­
xisbetonten 2jahr1gen Ausbildungsgange zu verm1tteln. Ein 
Verz1cht auf diese Ausbildungsberufe bedeutet deshalb eme 
Vermmderung des Ausbildungsplatzangebotes. 

W1r smd nach wie vor der Überzeugung, daß die Einführung 
2jahriger Ausbildungsberufe fur die h1erfür 1n Frage kom­
menden Jugendlichen von Vortell ist, weil d1e Alternative 
n1cht die Ausbildung in einem 3jahngen Ausbildungsberuf 
der Metallmdustrie sem durfte, sondern das Fehlen emer 
Ausbildungschance fur diese Jugendlichen in den Metall­
berufen Auf ke1nen Fall konnen aber d1e We1chen fl.ir oder 
gegen e1ne Einfuhrung 2jilhnger Ausbildungsberufe in der 
Metallmdustne durch eine "politische Entscheidung" gestellt 
werden. Die 2jahngen Ausbildungsberufe lassen sich pro­
blemlos nur emfuhren, wenn zwischen den fl.ir d1e Ausbil­
dungspolitik Verantwortlichen Emvernehmen besteht, daß 
diese Berufe sinnvoll und zweckdienlich sind Dieses Ein­
vernehmen bestand und besteht z. B. in der Schweiz, wo 1m 
Rahmen der Neuordnung der Metallberufe 1n den letzten 
Jahren eine "d1fferenz1erte Ausbildung" mit 2jahrigen und 
4jahrigen Ausbildungsberufen emgefuhrt wurde. Solange ein 
solches Einvernehmen bei uns in der Bundesrepublik nicht 
besteht - und d1e IG Metall ist ein erklarter Gegner d1eser 
Berufe -, ware eine Emfuhrung falsch. Wir bedauern d1es, 
weil wir glauben, daß damit eme sinnvolle Ausbildungs­
chance 1n der Metallindustne vertan w1rd. Rudolf Geer 

vertrag erhalten, so daß die Bewährungskontrolle, in der die 
Gult1gke1t des negativen Testurteils zu prufen ware, weitge­
hend ausbleibt. 

2. Von der Lerntheorie her wissen wir, daß Begabung und 
Eignung keme stat1schen Eigenschaften s1nd, sondern immer 
auch em Ergebn1s des vorangegangenen Lern- und Aus­
bildungsprozesses. Aufgrund neuerer Untersuchungen zur 
beruflichen Eignungsdiagnostik (vgl. Reisse, W : Lufbahn­
entscheidungen und Erfolgsprognosen 1n der beruflichen 
Bildung, Frankfurt/M. D1ssertat1on 1976) muß VIelmehr von 
e1ner Wechselwirkung zw1schen e1ner bestimmten Elgnungs­
auspragung und Lern- bzw. Ausbildungsmethoden ausgehen. 
Bislang blieb jedoch das bewußte Trammg problemlosenden 
Verhaltens weltgehend auf den Bere1ch der Fuhrungskratte­
schulung beschränkt, und erst neuerdmgs werden auch 1n 

der beruflichen Erstausbildung methodische Ansatze ent­
WICkelt, in denen das problemlosende Denken und som1t 
auch die Abstraktions- und Entsche1dungsfilh1gkeit bewußt 
zu einem Lerngegenstand erhoben werden. Das he1ßt, 1n der 
beruflichen Erstausbildung 1st erst ein Anfang gemacht wor­
den, durch d1e Anwendung bes11mmter Ausbildungsmetho­
den gezielt jene Fah1gkeiten zu entwickeln, d1e d1eser Grup­
pe von Jugendlichen heute noch weltgehend abgesprochen 
werden. 

Auf jeden Fall spricht der gegenwartige Kenntnisstand gegen 
die Auffassung, daß be1 emem nicht unerheblichen Prozent­
satz von Jugendlichen von einer "mangelnden Entwicklungs­
fah1gke1t" auszugehen ist, und sie kann daher auch n1cht zur 
Begrundung fur die Reduz1erung der Facharbeiterausbildung 
angefuhrt werden. Dagmar Lennartz 
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AUS DER ARBEIT DES 8188 

Gisela Axt 

Berufsgrundbildungsjahr kooperativ: Modellversuch Radolfzell 

Ausgangsstellung 

Den ersten Modellversuch eines kooperativen Berufsgrund­
bildungsjahres (BGJ) im Berufsfeld Textil-Bekleidung initierte 
1973 die Firma Schiesser AG, Radollzell zusammen mit der 
dortigen Berufsschule und dem Oberschulamt Freiburg im 
Breisgau. Da zwar in Baden-Württemberg alle Modellver­
suche durch das dem Kultusministerium direkt unterstellte 
Institut fur Bildungsplanung und Studieninformation (ISS) 
mit einer mehr allgemeineren Aufgabenstellung neben ver­
suchsunterstützenden Maßnahmen wissenschaftlich begleitet 
werden, in d1esem Fall aber besonderes Interesse an der 
Untersuchung curricularer Probleme bestand, wurde 1975 
auf Antrag der Firma und aufgrund der Aktualitat dieses 
Versuchs sowie des zu erwartenden hohen Informationswer­
tes d1e zusätzliche wissenschaftliche Begleitung des Modell­
versuchs 10 das Forschungsprogramm des BIBB aufgenom­
men, zumal auch h1er großes Interesse an der Klarung cur­
ricularer Probleme durch E10fuhrung des BGJ besteht [1]. 

Zielsetzung der Experimentierenden 

Mit diesem Modellversuch soll geprüft werden 

ob 1m Berufsfeld Textil-Bekleidung e10 BGJ auch in koope­
rativer Form durchfuhrbar ist; 

welche der vorgegebenen bildungspolitischen Postulate, 
w1e Berufsbildung, Mobilitat, Anrechnung des BGJ als 
erstes Ausbildungs]ahr, realisierbar sind; 

- ob und welche Änderungen des Curnculums erforderlich 
werden. Außerdem erhofft man s1ch sachliche Anhalts­
punkte zur Beurteilung der Effiz1enz von schulisch und 
kooperativ durchgeführtem BGJ. 

Aufgabe der wissenschaftlichen Begleitung durch das BIBB 

D1e Aufgabenstellung fur die wissenschaftliche Begle1tung 
d1eses Modellversuchs durch das BBF ergibt sich aus der 
Interessenlage der Forschungshauptabteilung Ausbildungs­
ordnungsforschung: Auswertung der Ergebnisse unter fach­
didaktischem Schwerpunkt als Hilfen zur Entscheidungstin­
dung fur die kunftige Struktunerung des BGJ, neu zu erar­
beitender Ausbildungsordnungen 1m Berufsfeld Textil-Be­
kleidung und für generelle Innovationsvorhaben in der Be­
rufsbildung. 

Verfahren 

Von Anfang an wurde e10e Trennung zwischen Versuchs­
unterstützung und Versuchskontrolle allgeme10erer Art durch 
das IBS und curncularer Versuchskontrolle durch das BBF 
vereinbart, um die geringen personellen Kapazitäten - auch 
unter dem Ges1chspunkt der regionalen Standorte der Be­
teiligten -sinnvoll e10zusetzen. Da mit der Konstruktion des 
Modellversuchs in Radollzell 1973 begonnen wurde und die 
erste Erprobungsphase 1m Berufsschuljahr 1974/75 bere1ts 
erfolgt war, bot sich e1ne wissenschaftliche Begleitung zum 
fachdidaktischen Teil in Form eines "Ex-post-facta-Experi­
ments" - einer Datensammlung und -bewertung im Nach­
hinein- an. 

Untersuchungsmethode 

Anhand einer Vergleichsuntersuchung soll durch die wissen­
schaftliche Begleituntersuchung evalu1ert werden, 

- ob die gesteckten Ziele (Soll) durch die Experimentieren­
den erreicht (Ist) worden sind, 

- welche Abweichungen s1ch ergeben haben und aus wel-
chen Gründen, 

- welche Innovationen durch den Versuch erreicht werden 

Basis fur die Datenerhebung und -Verarbeitung bilden Aus­
bildungsordnungen, Rahmenlehrpläne, Beschlüsse und Ver­
ordnungen auf Bundesebene als Sollwerte; die Tagebücher 
der Berufsschule, Ausbildungsnachweise der Auszubilden­
den. Prüfungsergebnisse und Stellungsnahmen der Experi­
mentierenden, soweit sie gre1fbar und verwertbar sind, wer­
den als Nachweis des Erreichten (Ist) zur vergleichenden 
Beurteilung herangezogen. 

Erste Zwischenergebnisse 

Inzwischen liegt die Auswertung der Daten aus der ersten 
Erprobungsphase - Berufsschuljahr 1974/75 - der BBF­
Untersuchung vor. Von e10igen Ergebnissen allgemeiner Art 
soll hier kurz berichtet werden: 

Versuchsgruppe 

D1e beteiligten 25 Jugendlichen waren mehrheitlich weiblich, 
hatten d1e Hauptschule m1t gutem b1s befriedigendem Erfolg 
absolviert und e10en Bekleidungsberuf gewahlt. ln der Min­
derheit befanden sich die männlichen Jugendlichen, Absol­
venten bzw. Abbrecher aus Sonderschule, einjähriger Be­
rufsfachschule, Realschule und Wirtschaftsgymnas1um. Inner­
halb des gesamten Bundesgebietes ist im Berufsfeld Textil­
Bekleidung eine ähnliche Verteilung - wenn auch noch ak­
zentuierter zugunsten von Hauptschulerinnen - in Beklei­
dungsberufen anzutreffen. 

Bei dieser Verteilung fällt auf, daß d1e Mehrzahl der Ju­
gendlichen altersmäßig in ein 11. Schuljahr einzuordnen ist. 
in der Berufsschule wurden sie in einer Klasse zusammen­
gelaß!; 10 der fachpraktischen Ausbildung verteilten s1e s1ch 
auf sechs Ausbildungsbetnebe: zwei Industrie- und vier 
Handwerksbetnebe, wobei 19 der insgesamt 25 Jugendlichen 
in e i n e m Industriebetrieb ausgebildet wurden. Diese Ver­
haltnisse sind nicht ohne weiteres auf das gesamte Bundes­
gebiet ubertragbar. 

Berufstindung 

Nur 10 den beiden Industriebetrieben durchliefen die Ju­
gendlichen eine annahernd berufsfeldbreite praktische Aus­
bildung, wie sie auch bildungspolitisch in der Öffentlichkeit 
diskutiert w1rd - vereinfacht fur dieses Berufsfeld gedacht: 
eine Nähenn lernt auch das Bedienen von Strick- und Ver­
edlungsmaschiOen. 

Im Unterschied zum schulischen BGJ hatten alle Jugend­
lichen vor Beg10n des Modellversuchs einen Ausbildungs­
vertrag 10 einem staatlich anerkannten Ausbildungsberuf mit 
einem Ausbildungsbetrieb abgeschlossen, sie und ihre Eltern 
hatten die Teilnahme am Modellversuch davon abhangig 
gemacht. Die Arbe1tgeber hatten aber zugesichert, die Aus­
bildungsverträge nach Abschluß des BGJ auf einen anderen 
Ausbildungsberuf 1m Berufsfeld umzuschreiben, wenn dies 
von den Jugendlichen gewünscht werden sollte. Aber kein 
Jugendlicher hat diesen Wunsch geäußert, im Gegenteil 
stellte d1e für d1e E1ntragung in das Ausbildungsverzeichnis 
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zustandige Industrie- und Handelskammer ein beispielloses 
Festhalten am vorab gewählten Ausbildungsberuf fest. 

Bei diesem Experiment scheinen daher andere Beweggründe 
als Berufstindung bei den Jugendlichen im Spiel gewesen 
zu sem: Der von Elton Maya festgestellte Effekt der erhohten 
Leistungsbereitschaft bei Experiment1ergruppen und des gro­
ßeren Zusammengehöngkeitsgefuhls hat das bildungspoliti­
sche Postulat der offen zu haltenden Mobilitat bei der indi­
viduellen Berufstindung uberlagert. Dazu kommt die gespann­
te Situation auf dem Ausbildungsmarkt und der Wunsch der 
Jugendlichen, bis zum Ende der Ausbildung durchzuhalten, 
um das gesteckte Gruppenziel solidarisch durch gute Em­
zellelstungen erreichen zu helfen. 

Höhere Anforderungen 

Außerdem erfordert das BGJ von den Jugendlichen mehr 
Anpassungsfahigkeit im Wechsel zwischen den beiden Lern­
orten als das bishenge duale System durch Erhöhung des 
Zeitanteils fur den Berufsschulunterricht, der den Jugend­
lichen einen anderen Lebensrhythmus abverlangt: drei Tage 
Betriebspraxis, zwei Tage Schule, zwei Tage Freizeit. Die 
nur dreitagige Übungszeit im Betrieb, in der der Jugendliche 
seme Psychomotonk auf die Erfordernisse der ihn erwarten­
den Arbeitswelt anpassen lernt - hier in einer allen An­
sprüchen gerecht werdenden Lehrwerkstatt mit laufend ge­
schulten und erfahrenen Ausbildern - erfahrt jeweils eme 
Unterbrechung von vier Tagen. 

Das anspruchsvoller gewordene Schulpensum erforderte 
Mehrarbeit, die die Schüler aufgrund ihrer Motivation frei­
Willig ohne jegliche Aufforderung durch Lehrer oder Ausbil­
der in ihrer Freizeit leisteten. So verwundert es nicht, daß 
die Jugendlichen StreB empfanden und dieses Gefuhl auch 
artikulierten; vielleicht wurde die vorhandene Mobilitätsbe­
reitschaft dadurch sublimiert. 

Der Belastbarkeit bzw. der möglichen Überforderung gerade 
von Hauptschulabsolventen sowie den 1n diesem Zusammen­
hang zu erwartenden Problemen wurde inzwischen mehr 
Aufmerksamkeit geschenkt. Eine der ersten Überlegungen 
der Beteiligten, das BGJ nur mit sehr guten Hauptschülern 
und Realschulern durchzuführen, geht an den bildungspoliti­
schen Absichten vorbei. Der Vorschlag, im kooperativen BGJ 
den schulischen und betriebspraktischen Anteil zu blocken, 
durfte aus schulorganisatorischen und finanziellen Grunden 
gerade in diesem Berufsfeld scheitern. 

Effizienz 

Ein anderer, in der Öffentlichkeit diskutierter Punkt ist die 
Effiz1enz von schulischem und kooperativem BGJ. Unter Be­
rücksichtigung der Tatsache, daß d1e Ergebnisse aus dem 
ersten Jahr des Modellversuchs stammen, sollen sie zwecks 
we1terer Beobachtung kurz erortert werden: 

Im berufsfeldubergreifenden Lernbereich wurden die vorge­
gebenen Sollstunden zu 70 %, in der berufsfeldbezogenen 
Fachtheorie einschließlich schulischer Praktika zu 76,5 %, da-

gegen in der betrieblichen Ausbildung (zusatzl1ch von 20 
Sportstunden, die vom Ausbildungsbetrieb ausgerichtet wur­
den) zu 97,5% erreicht. 

Bei der Festlegung von Solldaten wurde schulisch von einem 
40-Wochen-Berufsschuljahr und betrieblich von einem 48-
Wochen-Arbeitsjahr ausgegangen. Das Mehr an acht Wochen 
in der betrieblichen Ausbildung wurde mit fünf Tagen pro 
Woche berechnet. 

Einige Kritiker hielten d1e so errechnete betriebliche Soll­
vorgabe fur zu hoch: Man könne höchstens von 45 Wochen 
ausgehen, da man analog der schulischen Sollvorgabebe­
rechnung die Fe1ertage noch berucks1chtigen müsse. Rein 
rechnerisch ergabe das aber bei diesem Versuch fur den 
Ausbildungsbetrieb ein Übersoll von 109,2 %. 

Viel bemerkenswerter erscheint dagegen, daß Fehlstunden 
in der Berufsschule - aus welchen Gründen auch immer -
1m kooperativen BGJ als Ubungsstunden genutzt werden 
können und die flexible betriebliche Organisation sie in die­
sem Versuch auch zu nutzen verstanden hat. 

Inwieweit diese Ergebnisse verallgemeinert werden können, 
sollte emer grundliehen Prüfung wert sein, d1e aber diese eng 
begrenzte wissenschaftliche Begleitung n1cht leisten kann. 

Leistungsvergleich 

Innerhalb der Stufenausbildung in der Bekleidungsindustrie 
muß nach dem ersten Ausbildungsjahr die Abschlußprüfung 
zur Bekleidungsnaherin absolviert werden. Die Aufgabenstel­
lung und die Auswertung der Kenntnisprufung erfolgt seit 
Jahren bundeseinheitlich. Für die im Versuch davon betrof­
fenen Madchen ergab sich so eine gute Vergleichsmöglich­
keit Im Sommer 1975 beteiligten sich im Bundesgebiet 1561 
Pruflinge aus 399 Betrieben an der bundeseinheitlichen Pru­
fung zur Bekleidungsnaherin. Als Bundesdurchschnitt ergab 
s1ch fur die Kenntnisprufung d1e Durchschnittsnote 2,5. Das 
arithmetische Mittel der davon betroffenen Jugendlichen aus 
dem Modellversuch errechnete sich ebenfalls auf 2,5. Die 
Ergebnisse der Fertigkeitsprufung werden le1der n1cht bun­
deseinheitlich ausgewertet. Deshalb wurden die Prufungs­
ergebnJsse der nach klassischem System ausgebildeten Vor­
jahresklasse aus dem gleichen Ausbildungsbetrieb herange­
zogen. Sie hatte in der Fertigkeitsprüfung eine Durchschnitts­
note von 1,7 erreicht, die BGJ-Gruppe erreichte dagegen 2,3. 
Bei 30 °/o weniger Übungszeit ein bemerkenswertes Ergebnis, 
das sicher mit auf die praktische Eignungsprufung der Ju­
gendlichen vor Abschluß eines Ausbildungsvertrages zurück­
zufuhren ist. Es ist geplant, demnachst die Ergebnisse der 
BGJ-Jahresklasse 1975/76 kooperativ mit einer rein schuli­
schen BGJ-Gruppe und einer klassischen Unterstufe Fachrich­
tung Bekleidungsberufe miteinander zu vergleichen. 

Anmerkung 
(1) Vgt. Axt. G.: Modellversuch Berufsgrundbildungs1ahr kooperativ, 

Berufsfeld Textil-Bekleidung, 1 Zwischenbenchi der wissenschaft­
lichen Begleitung Als Manusknpt vervielfalligl, Berlm Oktober 
1976 

DOKUMENTATION 

Brigitte Gravalas-Distler 

EG-Maßnahmen zur Jugendarbeitslosigkeit 
Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat in 
der Zeit von Mai 1975 b1s Dezember 1976 Schützenhilfe zur 
gemeinsamen Bekampfung der JugendarbeJtslosigkeif in 
Form von Vorschlagen, Empfehlungen, Leitlinien und Ent­
schließungen zu geben versucht Das Maßnahmenbundel, das 

msgesamt 12 Dokumente (siehe Quellen 1-12) umfaßt, sieht 
folgende Schwerpunkte vor: 
Wahrend d1e Gemeinschaftsaktionen der EG bis zum Fruh­
jahr letzten Jahres noch weitgehend von der Erwartung be­
stimmt waren, daß die Vollbeschaft1gung in erster Linie durch 
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ein verstärktes Wirtschaftswachstum und damit verbundene 
Konjunkturmaßnahmen wiederhergestellt und som1t auch die 
Lage der jugendlichen Arbeitslosen verbessert werden konn­
te (2, S. 8), wird das Problem der Jugendarbeitslosigkeit seit 
Mitte des letzten Jahres differenzierter gesehen. Nun wird 
festgestellt, daß die Jugendarbeitslosigkeit kein "einfaches 
vorubergehendes Phanomen" ist, kurzfristig zu lösen ware 
(8, S. 2), sondern als Folgewirkung struktureller, technologi­
scher und arbeitsorganisatorischer Veranderungen der Wirt­
schaft (10, S. 2) und den daraus resultierenden "Ungleich­
gewichten" auf dem Arbeitsmarkt noch lange n1cht ausge­
standen sein wird. 

Diese qualitativen und quantitativen Unglelchgew1chte, die 
sich vor allem aus dem "Prozeß der Vernichtung und Schaf­
fung von Arbeitsplatzen", den gestörten Beziehungen zwi­
schen lnvest111on und Beschäftigung und der D1skrepanz von 
Arbeitsplatz- und Qual1f1kationsstruktur, aber auch aus dem 
Widerspruch zwischen ste1gendem Lebensstandard und nicht 
wesentlich verbesserten Arbeitsbedmgungen ergeben haben 
(11, S. 43 f.; 8, S. 16), fuhrten- nach Auffassung der Kommis­
sion - in den letzten Jahren zu emem Mangel an Flexi­
bilitat auf dem Arbeitsmarkt, dessen Hauptopfer beson­
ders diejenigen unter den Jugendlichen geworden sind, die 
zum ersten Mal eine Beschäftigung suchen (8, S. 16). Der 
Lösung des Problems Jugendarbeitslosigkeit ist daher, wie 
in der Literatur der EG einmutig festgestellt wird, nur beizu­
kommen durch eine aktive Arbeitsmarktpol1tik, die auf das 
Wirtschaftliche Wachstum selbst Einfluß zu nehmen versucht 
durch 

beschaftigungsfördernde Maßnahmen der Arbeitsbeschaf­
fung sowie 
Maßnahmen der Vermittlung, Berufsvorbereitung und Aus­
bildung (11, S. 42, 27). 

Beschäftigungspolitische Maßnahmen 

Fur die beschaftlgungspolitlschen Maßnahmen gelten d1e in 
jungster Zeit von den Kommissionsdienststellen der EG auf­
gestellten Leitlinien zur .. Beschaftigung der Jugendlichen" 
vom 15. November 1976, es mussen aber auch fruhere Emp­
fehlungen für .,Maßnahmen zur Vernngerung der Jugend­
arbeitslosigkeit" vom 6. Mai 1976 sowie die Vorschläge zu 
einer .,Gememschaftsstrategie für Vollbeschaftigung und Sta­
bilitat'' vom 31. März 1976 m1t in Betracht gezogen werden. 

1. Als beschaftigungspol1tische Maßnahmen werden zunächst 
vorrang1g Arbeitsplatzteilungsmaßnahmen - Arbeitszeitver­
kurzung, Herabsetzung der Pensionsgrenze, Verlangerung 
der Ausbildungsphase - zur Fre1setzung von Arbeitsplätzen 
für Jugendliche kontrovers diskutiert. 

Wahrend man sich 1m Mai 1975 darauf konzentnert, Unter­
suchungen über die Auswirkungen der Arbeitsplatzteilungen 
auf Produktion und Volkswirtschaft durchzufuhren (1, S 8 f.), 
wird im Marz 1976 bere1ts vor einer "Reduzierung des Ar­
beitsangebotes" gewarnt (2, S. 9), und 1m November 1976 
werden derart1ge Maßnahmen weitgehend abgelehnt, da sie 
sich n1cht vollstand1g in eine entsprechend ste1gende Nach­
frage umsetzen l1eßen (8, S. 12). ln der Analyse zu den .,Be­
schaftigungsperspektiven in der Gernemsehaft bis 1980" wird 
von e1ner durch die Kommiss1on eingesetzten Sachverstän­
digengruppe schließlich "prinzipiell eine restriktive Pol1tik" 
der Umverteilung von Arbeitsmenge abgelehnt, da dies einem 
wirtschaftlichen Rückschritt gleichkäme (11, S. 27 f.). 

2. Demgegenuber w1rd nun einer beschaftigungsfördernden 
Politik durch staatliche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ein­
deutig der Vorzug gegeben. Im einzelnen werden folgende 
Maßnahmen vorgeschlagen: 

Gewahrung von .,Jugendpräm1en" an pnvate und offent­
liehe Unternehmen, die das Angebot an Ausbildungs­
platzen erhöhen (2, S. 11 ). 
Gewährung von Ausbildungs- und Erziehungshilfen für 
ungelernte Jugendliche zum Besuch staatlicher bzw über­
betrieblicher Berufsausbildungsstätten auf Landerebene 
(2, S. 11) sowie Zuschüsse aus dem Europäischen Sozial­
fond fur Umschulungsmaßnahmen (1, S. 9). 
"Förderung örtlicher arbeitsintensiver Initiativen zur Schaf­
fung neuer Arbeitsplatze, vor allem fur Jugendliche, m1t 
denen sich gleichzeitig die Arbeitsmotivation be1 den Ju­
gendlichen verbessern und spezifische ört11che Bedürf­
nisse ... befried1gen ließen" (2, S. 12). Hierfür wird an 

Mobilitätshilfen (7, S. 21) sowie d1e Einschaltung des 
Fonds fur regionale Entwicklung gedacht (7, S 18 f.; 12, 
s 75). 
Erhöhte Bereitschaft der öffentlichen Hand zur Schaffung 
von mehr Ausbildungs- und Arbeitsplatzen für Jugend­
liche (1, S. 4 ff; C, S 11; 5, S. 26), d1e "sowohl interessant, 
als auch sozial und wirtschaftlich gesehen wertvoll" sein 
sollen (1, S. 5; siehe auch unten, P 5.) 

Uber den Nutzeffekt von staatl1chen Arbeitsbeschaffungspro­
grammen kommt es !rotz grundsatzl1cher Befurwortung zu 
ke1ner einhelligen Auffassung. Wahrend auf der einen Seite 
argument1ert w1rd, daß der Beschaftigungsruckgang im Pn­
mar- und Sekundarsekler durch e1ne Expans1on im Diensi­
leistungsbereich nicht angemessen aufgefangen werden kön­
ne (8, S. 1 0) und zudem der öffentlichen Hand Mehrkosten 
verursachen wurde, die für dringendere Investitionen benö­
tigt würden (8, S. 8), empfiehlt d1e Sachverstandigengruppe 
den genannten Sachverhalt 1n der Weise neu zu uberden­
ken, daß es fur d1e öffentliche Hand ohne große Kosten 
mogl1ch ware, .. das Schwergewicht von gegenwart1g ganz 
uberwiegend pass1ven Maßnahmen auf Maßnahmen akt1ver 
Beschaft1gungspolitik zu verlagern" (11, S 38) 

Sozialpolitische Maßnahmen 

D1e sozialpolitischen Maßnahmen stutzen sich 1m wesent­
lichen auf d1e Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial­
ausschuß der EG. die dieser u a. zum Thema ,.Prior1tare 
Aktionen .. zugunsten jugendlicher, we1bl1cher und alterer 
arbeitsloser Arbeitnehmer" am 25 November 1976 abgege­
ben hat 

3. Auf der Ebene der Mitgliedsstaaten werden folgende 
finanzielle Stützungsmaßnahmen empfohlen. 

,. F1nanzielle Unterstutzung be1 Arbeitssuche außerhalb des 
Wohnorts" sowie H1lfe beim Umzug (7, S. 21) 

Fmanzielle Forderung von Jugendwohnhelmen fur Ju­
gendliche,· .. d1e ihre Ausbildung oder emen angemessenen 
Arbeitsplatz an 1hrem He1matort n1cht erhalten konnen" 
(7, s 22). 

,.Einbeziehung der Jugendlichen m das System der Ar­
beitslosenversicherung, unabhang1g davon, ob s1e be­
reits in einem Beschaft1gungsverhaltn1s standen oder 
n1cht" unter Voraussetzung der Teilnahme an Berufsvor­
bereltungsmaßnahmen (7, S 21\. 

4 Auf Gemeinschaftsebene wird vor allem d1e Verbesserung 
der Berufsberatung in den Mittelpunkt gestellt So sollen 
.. Berufsberatungsspez1alisten" an .. Berufsakadem1en" der 
Lander herangebildet werden, fur deren Ausbildung der Eu­
ropalsche Sozialfond in Anspruch genommen sowie d1e ein­
zelnen Berufsbildungszentren eingeschaltet werden sollen 
(7, S. 19 f.). 

5. Diskut1ert und empfohlen werden auch soz1ale Dienstlei­
stungen zur .,Absorb1erung" emes uberschüss1gen ,.Arbeits­
kraftereservoirs" von JUgendlichen Arbeitslosen, ,.d1e so un­
attraktlv oder so anspruchsvoll smd, daß sie auf lange Sicht 
niemandem zugemutet werden konnen. Smd diese Tätigkei­
ten 1m Interesse des Funkt1on1erens der Gesellschaftsord­
nung notwendig, so laßt sich argumentieren, daß alle Staats­
burger diese Tat1gke1ten eine Zeltlang ausuben sollten 
Der Begmn des Erwerbslebens wäre eme gee1gnete Etappe 
fur die Ausubung einer solchen Tatigkeit auf freiwilliger Ba­
SIS. D1enstle1stung d1eser Art, zum Be:sp1el d1e Versorgung 
von geistig Behinderten ., mußten uber ausreichend lange 
Zeitraume erbracht werden, um die für d1e Erfüllung der Auf­
gaben erforderliche Ausbildung zu rechtfertigen .. Da der 
Anreiz zu derartigen Tatigkeiten sehr stark mit der Idee des 
Dienstes an der Allgememhe1t zusammenhangt, mussen d1e 
Grundlagen für eme solche Entw1cklung m1t viel Feingefuhl 
und Sorgfalt gelegt werden; sie mussen den latenten Idealis­
mus der Jugendlichen ansprechen. d1esen aber zugleich auch 
ertragliehe Lebens- und Arbe1tsbedmgungen bieten" (1, 
s 6 f.). 

Das hier angesprochene ,.Soziale Jahr", w1e es bere1ts 1n 

einigen EG-Landern praktiZiert w1rd (7, S. 13 ff.), soll minde­
stens einen Zeitraum von zwe1 Jahren umfassen m1t emer 
Entlohnung, die die in diesem Bereich gezahlten Lohne .. nor­
malerweise" nicht unterbieten sollte (1, S. 7). 
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Bildungspolitische Maßnahmen 

Auf bildungspolitischer Ebene w1rd generell von der emgangs 
festgestellten D1skrepanz zwischen Qualifikations- und Ar­
beltsplatzstruktur als einer wesentlichen Ursache fur d1e Ar­
beitslosigkeit Jugendlicher ausgegangen und dabei d1e The­
se vertreten, daß "eme hohe Qualif1kat1on des Nachwuchses 
mit we1t geringeren beschaftigungspol1tischen Risiken ver­
bunden ist, als ein spekulativer Verz1cht auf Ausbildung fur 
v1ele" (10, S. 10). Em qualitativ hohes Ausb1ldungsn1veau er­
scheint jedoch noch aus anderen Grunden erforderlich. So 
se1 es bere1ts in Ze1ten wirtschaftlicher Rezess1on notwen­
dig, an den Bedarf qual1f1zierter Arbeitskratte zu denken, "der 
dann akut auftreten wird, wenn der Aufschwung auch den 
Arbeitsmarkt erlaßt hat" (11, S 38). Schon jetzt musse außer­
dem "ln die Jugendlichen mvest1ert werden", damit kunftig 
"eine ausgewogene Wirtschaftliche und gesellschaftliche Ent­
Wicklung" sowie "die soz1ale S1cherung der dann alteren 
Generat1on" sichergestellt 1st. Schl1eßl1ch erforderten beson­
ders d1e Kap1tal- und Forschungsmtensitat und d1e dam1t 
notwend1g verbundenen lnnovat1onen 1n der Guter- und 
Dienstleistungsproduktion (1 0, S. 6; S. 4) aber auch der stei­
gende Facharbeiterbedarf angesichts der Rohstoffverknap­
pung Europas (7, S 40) em "hohes quallkalorisches An­
spruchsnlveau", das nur durch eme umfassende "QuallfiZie­
rungsstrategle" m1t Ausbildungen ,. v1else1tiger Verwendbar­
kelt'' zu erre1chen ist (10, S. 4, S. 24). 

Von daher gesehen haben d1e bildungspolitischen Maßnah­
men zwe1 Stoßnchtungen· e1nmal sollen d1e Jugendlichen 
gez1elt auf d1e Arbeitsaufnahme vorbere1tet werden Zum an­
deren w1rd eine arbe1tsplatzubergreifende Qualifikation an­
gesteuert. 

6. Grundlage der berufsvorbereitenden Maßnahmen sind im 
wesentlichen der "Entwurf emer Empfehlung" der Kommis­
SIOn uber "Maßnahmen zur beruflichen Vorbere1tung arbeits­
loser oder von Arbe1tslos1gke1t bedrohter Jugendlicher" vom 
9. August 1976 sow1e d1e Ratsentschließung uber "Maßnah­
men zur besseren Vorbere1tung der Jugendlichen auf das 
Berufsleben und zur Erleichterung 1hres Uberganges von der 
Schule zum Berufsleben" vom 29. November 1976. 

D1e EG sieht es hierbei als ihr wichtigstes Z1el an, "ln den 
Mitgliedsstaaten d1e Bereitstellung von M1tteln und Wegen 
zur Vermittlung einer angemessenen Berufsausbildung fur 
jugendliche Arbeitslose zu fordern" (4, S. 5). Zielgruppe der 
Empfehlung sind daher Jugendliche 1m Mlndestabgangs­
schulalter ohne qualifizierenden Schulabschluß sow1e Jung­
arbeiter ohne Berufsausbildung (4, S. 4). 

Inhaltlich soll d1e Berufsvorbereitung folgende Maßnahmen 
umfassen· 

"Verstandn1s der Grundzuge der Wirtschafts- und Sozial­
ordnung, der Sozialvers1cherungs- und Arbeitsgesetze, 
der Rollen der Unternehmensleitung und der Gewerk­
schaften, des Wesens der Arbeitswelt" etc. (4, S. 10). 

"Vert1efung und Anwendung von Grundkenntnissen w1e 
etwa mundl1cher und schriftlicher Ausdruck und elemen­
tares Rechnen sow1e d1e be1 der Arbe1t benotigte Fahig­
kell der soz1alen und gesellschaftlichen Anpassung an 
d1e Arbeitsumwelt" (4, S 10) 

"Praktisches Kennenlernen der Arbe1t entweder in einem 
Betneb oder 1m Rahmen anderer Ausbildungsmöglichkel­
ten" (4, S. 11) sowie "Erprobung von verschiedenen Ar­
beltsfeldern" (5, S 26). 

Bre1t angelegte prakt1sche Grundausbildung, die d1e Aus­
zubildenden befah1gt, emen Beruf auf dem gewahlten Ge­
biet einzuschlagen und zu emem spateren Zeltpunkt an 
e1ner wellerfuhrenden Ausbildung teilzunehmen" (4, S. 11 ). 

"Ausbildung der Jugendlichen mit folgenden alternativen 
Z1elen unter Berucksichtigung 1hrer Le1stungsfah1gkell: 
Facharbeiterqual1flkal1on, Fachausbildung unterhalb der 
Facharbe1terprufung oder Forderung 1n beschutzenden 
Werkstatten" fur behmderte Jugendliche (5, S. 26). 

Die padagogischen Voraussetzungen der berufsvorbereiten­
den Maßnahmen werden wie folgt umr1ssen · 

Emschlag1ge Methoden und Verfahren, die seit dem zwei­
ten Weltkneg auf dem Geb1et der Erwachsenenbildung 
entw1ckelt worden smd, sollen be1 der vorgeschlagenen 

"Berufsvorbere1tung 1n emen fur junge Erwachsene geeig­
neten Rahmen gestellt und we1tgehend auf ihre prakti­
schen Bedurfnisse abgestellt werden" (E, S. 6). 

Entwicklung berufsvorbereitender Curricula und Bildungs­
gange auf allen Stufen der allgemeinen und beruflichen 
B1ldung sow1e Förderung der "Annaherung d1eser be1den 
Bildungsbereiche" (6, S. 3). 

Aus- und Fortbildung von Lehrkratten fur den berufsvor­
bereitenden Unterricht und d1e Berufsberatung der Ju­
gendlichen (6, S. 3). 

Durchfuhrung von "Ausblidungsversuchsprogrammen" in 
den Berufsbildungszentren der Lander (7, S 17). 

Zur organisatorischen Durchfuhrung der Maßnahmen werden 
folgende Empfehlungen gegeben: 

Freistellung der Jugendlichen von der Arbeit fur eine "an­
gemessene Frist ... , dam1t s1e so 1n d1e Lage versetzt 
werden, 1hren Arbeitsplatz zu behalten oder emen neuen 
zu fmden" (4, S. 12). 

Zahlung emes kostendeckenden Unterhaltsgeldes, das 
mindestens so hoch ist w1e das "dem betreffenden Ju­
gendlichen zustehende Arbeitslosengeld" (4, S. 12). 

Errichtung uberbetnebl1cher Berufsausbildungsstätten 
(5, S. 26) sowie Nutzung aller vorhandenen Ausbildungs­
moglichkelten unter Einschaltung der Sozialpartner zur 
Durchfuhrung der beruflichen Vorbereitung (4, S 11 ). 

Welche Maßnahmen 1n welcher Form durchgefutirt werden, 
ble1bt der ln1t1at1ve der e1nzelnen Lander uberlassen Von 
der EG werden auf der Ebene der Kooperat1on, Information 
und Datenerhebung flankierende Maßnahmen zu den einzel­
staatlichen ln1tial1ven ergnffen So sollen in erster Linie Mo­
dellvorhaben, Untersuchungen und Ber1chte u. a zu folgen­
den Schwerpunktthemen durchgefuhrt werden: 

Allgemeine berufsbezogene "Ausbildungsbedurfnisse" 
deqen1gen Jugendlichen, "d1e von der Schule abgehen 
und Schw1engke1ten haben, emen Arbeitsplatz zu fmden 
und zu behalten" (6, S. 4). 

"Untersuchung der unter Jugendlichen weit verbreiteten 
geringen Motivation fur Bildung und Erwerbstallgke1t" 
(6, S. 4) sow1e der Einfluß der Massenmedien auf diese 
Einstellungshaltung (8, S. 16). 

"Erfahrung der Mitgliedsstaaten 1n bezug auf d1e Star­
kung der koordm1erten Planung der Bildungspolitik und 
der Pol1t1k in anderen Bereichen 1n benachteiligten Ge­
bieten der Gememschaft" (6, S. 5). 

"Bestehende und geplante bildungspolitische Bedingun­
gen und Maßnahmen, die es den Jugendlichen gestat­
ten, unmittelbar nach der Pflichtschulzelt zur Weiterbli­
dung 1n das Bildungssystem zuruckzukehren" (6, S. 5). 

Daruber hmaus soll das Statistische Amt der EG Leitlinien 
fur den Vergle1ch vorhandener stat1sl1scher Daten erarbei­
ten und regelmaß1g uber d1e Lage in den M1tgl1edslandern 
berichten (6, S. 6). 

7 Parallel zu der Empfehlung, die Maßnahmen zur "Berufs­
vorbereitung" zu intensivieren, schlagt die EG zur langer­
fnstlgen Bekampfung der Jugendarbeitslosigkeit eme "Brei­
tenausbildung m1t arbeitsplatzubergre1fenden QualifikatiO­
nen" vor (vgl. dazu 10, S. 10), w1e sie vor allem in dem Dis­
kussionspapier des Europaischen Zentrums fur d1e Forde­
rung der Berufsbildung "Zum Zusammenhang zwischen be­
ruflicher Qual1f1kat1on und Jugendarbeitslosigkeit" auf der 
Konferenz in Zandvoort im Dezember 1976 gefordert w1rd. 

Es wird dabei an eine qualifizierte Fachbildung gedacht, 
die n1cht bloß einzelne spezielle Fertigkeiten vermitteln, son­
dern Spezialberufe zu "polyvalenten Sockelqual1fikationen" 
zusammenfassen (10, S. 20) und d1e berufliche Befah1gung 
msgesamt erhohen soll (11, S. 39). Diese Vorstellungen von 
emem bre1ten Angebot emer weder einse1t1g schulisch aus­
gerichteten noch emse1t1g betnebsgebundenen qualif1z1erten 
Fachbildung werden von der EG noch als "offene Frage" 
und "ungelostes Problem" apostrophiert, die nur durch ,.neue 
Formen kooperativer Tragerschaft" von Arbeitgebern, Arbeit­
nehmern und offentl1cher Verwaltung "unter Zurückstellung 
1deolog1scher und machtpol1t1scher Erwagungen" zu realisie­
ren s1nd (1 0, S. 20 f ). 



BWP 2/77 DOKUMENTATION 31 

Von daher werden dann folgende "Konsequenzen fur Ge­
meinschaftliche Anstrengungen" auf dem Geb1et der beruf­
lichen Bildung gezogen 

fur Lander mit uberwiegend schuliSCher Berufsausbildung. 

Maßnahmen "zur starkeren Verzahnung der schulgebun­
denen Ausbildung m1t den Produktions- und Arbeitsbe­
dingungen der Betriebe" (10, S. 22) sowie zur "Einbezie­
hung produktiver Arbeiten 1n den Ausbildungsplan der 
beruflichen Schulen" (10, S. 22). 

flir Länder mit vorwiegend betneblicher Ausbildung: 

"Maßnahmen zur Entkoppelung des Berufsbildungsange­
bots von teilweise rigiden, durch konjunkturelle Einflusse 
verschärften Arbe1tsmarktbedmgungen 1n den verschiede­
nen Reg1onen, Branchen und Berufsfeldern" (1 0, S. 22). 

"Maßnahmen der engeren Verknlipfung zwischen Berufs­
bildung und Allgemeinbildung 1m Rahmen des offent­
liehen Schulwesens" (10, S. 23). 

auf Gemeinschaftsebene durch das EG-Berufsbildungszen­
trum: 

Knt1sche Analysen und vergleichende Untersuchungen der 
Entwicklung in den Landern (10, S. 23) sowie Koordinie­
rung der Arbeit der Berufsbildungszentren der Lander 
"auch in Bezug auf d1e Erstellung der Berufsbilder sowie 
eines emheitlichen Ausbildungsmaterials" (7, S. 19). 

Vorschlage und Empfehlungen, "mit deren Hilfe die ver­
schiedenen Lander und d1e EG insgesamt von den in 
den einzelnen Ländern gemachten Erfahrungen profitie­
ren können" (10, S. 24). 

Schließlich soll noch die Magliehkeil gepruft werden, "eine 
Kampagne zur Bekampfung des 1n allen Landern zu bemer­
kenden beruflichen Analphabetismus 1n d1e Wege zu lei­
ten", deren Strategie und Z1elr1chtung mit den Beteiligten 
noch zu diskutieren ist (10, S 24). 

Schlußfolgerungen 

Die von der EG empfohlenen Maßnahmen zur Bekampfung 
der Jugendarbeitslosigkeit, d1e oben 1n ihren wesentlichen 
Punkten dargestellt wurden, zielen auf bildungspolitischer 
Ebene 1n 1hrer Gesamtheit auf em gestuftes Bildungsangebot 
zum Erwerb beruflicher Grundkenntnisse bzw. -fertigkeiten 
ab, das von der Vermittlung von Mmlmalqualiflkat1onen bis 
zur "Breitenausbildung m1t arbeitsplatzubergreifenden Qua­
lifikationen" re1cht. 

- Bedenklich ersche1nt dabei, daß em wesentlicher Teil der 
Berufsvorbereitungsmaßnahmen d1e soz1ale und gesellschaft­
liche Integration der Jugendlichen zum Z1el hat und bei 
1hnen ohne we1teres e1n Verstandn1s fur die bestehenden 
Wirtschafts- und Soz1alverhaltnisse, d1e Rollenverteilung zwi­
schen den Sozialpartnern und die gegenwartigen Arbeits­
bedingungen voraussetzt, ohne deren Folgewirkungen gerade 
fur die jugendlichen Arbeitslosen selbst knt1sch zu hinter­
fragen. 

- Offen ble1bt auch d1e Frage, ob die vorgeschlagene Grund­
ausbildung gle1chze1tig und notwendigerweise auch e1ne dar­
auf aufbauende Fachbildung miteinschließt Manches spricht 
gegen eine solche Annahme. So w1rd zwar von emer Befahl­
gung zu einer welterfuhrenden QualifiZierung in emem Fach­
arbeiter- oder Handwerkerberuf gesprochen (4, S. 8, 11) und 
eme kurzfnstige Spezialqualifikation als unrealiStisch verwor­
fen (10, S. 18 f.). An kemer Stelle w1rd jedoch expl1z1t auf d1e 
Möglichkeit eines Überganges von e1ner Ausbildungsstufe zur 
anderen verw1esen. Im Gegenteil wird als eme magliehe 
Alternative ein Zusatzprogramm empfohlen, das von der 
Facharbeiterqualifikation b1s "hmunter" zur Behindertenaus­
bildung unter "Beruckslchtlgung der Le1stungsfahigkeit" der 
verschiedenen "Kategorien" von Jugendlichen re1cht (5, S 26) 
und so bestehende und kunftige Ausbildungsunterschiede 
noch segmentieren kann. 

- Schließlich erscheint es auch zweifelhaft, zummdest 1st 
dies empinsch noch an ke1ner Stelle ausgew1esen worden, 
daß die gegenwärtige und kunft1ge Wirtschaftsentwicklung 
tatsachlich emen so hohen Bedarf an qual1fiz1erten Fach­
kratten hat, w1e dies angenommen w1rd, da andererseits 
Rationalisierungsmaßnahmen und em differenziertes Ausbil-

dungsangebat unterhalb der Facharbeiterebene se1tens der 
lndustne auf eine großtenteils nur m1t beruflichen Grund­
kenntnissen versehene Arbeiterschaft abheben. Vielmehr be­
steht die Gefahr, daß durch die n1cht näher gekennzeichne­
ten "polyvalenten Sockelqualiflkatlonen" gerade jene empi­
nsch bereits zuverlassig nachgewiesene Tendenz der Ent­
wertung der Facharbeiterqualifikationen im Ausbildungsbe­
reich verstarkt und festgeschneben wird. 

- Nicht zuletzt muß mit Besorgnis festgestellt werden, daß 
das Problem der Jugendarbeitslosigkeit, w1e es s1ch 1n den 
empfohlenen Maßnahmen msgesamt darstellt, ausschließlich 
unter marktpolitischen Gesichtspunkten abgehandelt und ein­
geordnet wird. So werden die Jugendlichen immer w1eder 
einer generellen "Arbe1tsallergie" bezichtigt (8, S. 13 f.) und 
ihnen besonders ein "Widerwillen.. gegen schmutzige, un­
angenehme und mühsame Arbeiten" unterstellt (1, S. 13), was 
zu der Forderung nach einer schleunigst 1n Gang zu setzen­
den Motivations- und Einstellungsforschung fuhrt (s. S 6), um 
auf d1ese We1se d1e Jugendlichen fur eben diese "unacht­
baren" Arbeiten (8, S. 16) besser prapaneren und "ködern" 
zu können (s. S. 3, P. 5). Auch eine qualifizierte Berufsaus­
bildung w1rd vorrangig unter dem Aspekt der Wirtschaftlichen 
Verwertbarkelt und sozialen Sicherung gesehen, wodurch 
"Investitionen 1n Jugendliche" langfnst1g erst smnvoll er­
schemen und zu folgendem Vergleich Anlaß geben: "Unser 
Rohstoff ist d1e Qualifikation unserer Arbeitnehmer .. Unser 
Öl 1st die Qualif1kat1on unserer Facharbeiter und Angestell­
ten. Um d1eses Öl zu fordern, brauchen wir jedoch hohe In­
vestitionen, um die dafur notwend1gen Anlagen und Einrich­
tungen bauen zu können und zusatzl1ches Lehrpersonal be­
reitzustellen" (10, S. 4). Vergessen scheinen nun die Reform­
vorstellungen der EG zu se1n, w1e s1e noch 1971 1n der 
Ratsentschließung zur Berufsausbildung durch die Forderung 
zum Ausdruck gekommen waren, unter Anwendung modern­
ster padagog1scher Forschungs- und Ausbildungsmethoden 
"d1e Entwicklung der Unterrichtssysteme. besser an d1e 
Wünsche und Fi:!h1gkelten der Arbeitnehmer unter Beruck­
Sichtlgung der bestehenden Arbeitsmöglichkelten anzupas­
sen" (9, S. 6). 

Anges1chts der möglichen negat1ven lmpllkat1onen der Maß­
nahmen nehmen s1ch 1hre Vorzuge vergle1chswe1se mager 
da'zu aus· 

- Trotzdem smd speziell fur den bildungspolitischen Bereich 
d1e gemeinsam geplanten Aktionen w1e gegense1t1ge Kon­
sultationen, d1e gemeinsame Nutzung bestehender Gemein­
schaftseinrichtungen (6, S. 3, 6) sow1e ein penod1scher Infor­
mations- und Erfahrungsaustausch zur "Verbesserung der 
Korrespondenz der Bildungssysteme" (3, S. 2 f.) durchaus zu 
befurworten. 

- Sinnvoll erscheinen auch Dokumentation, Datensammlung 
und statiStischer Vergleich durch das Statistische Amt der 
EG sowie vor allem die koord1n1erende, vergleichende und 
analysierende Tat1gkeit des EG-Berufsbildungszentrums 

- Als eine ebenfalls nutzliehe Aufgabe s1nd d1e geplanten 
Untersuchungen zu Schwerpunkten der Beschaftigungs- und 
Bildungspolitik anzusehen, wie s1e bere1ts 1n der verglei­
chenden Datenanalyse der gegenwartigen Entwicklung der 
Jugendarbeitslosigkeit (8) sow1e der Expertenprognose zur 
Beschaft1gungslage der EG bis 1980 (11) vorliegen 

Alles 1n allem stellt s1ch d1e EG auf dem spezifischen Feld 
der Jugendarbeitslosigkeit als eme "Akt1onsplattform" (8, S 
17) dar, von der aus zwar mehr oder minder wirksame Maß­
nahmen zur Bewaltigung d1eses Problems vorgeschlagen 
werden. Es muß jedoch festgestellt werden, daß diese Maß­
nahmen hinsichtlich ihrer Auswirkung auf d1e gegenwärt1ge 
Lage und zukunft1ge Berufsperspektive der betroffenen Ju­
gendlichen durchaus als amb1valent anzusehen sind 

Quellen: 

1 Maßnahmen zur Vemngerung der Jugendarbe1tslos1gke1t (Arbeits­
dokument der Dienststellen der KommiSSIOn) SEK (75) 1706 Brus­
sel Komm1ss1on der EG. 6 Ma1 1975 24 S 

E1ne Gememschaftsstrateg1e fur Vollbeschaft1gung und Stabll1tat 
SEK (76) 1400 Brussel KommiSSIOn der EG. 31 Marz 1976 22 S 

Entschließung des Rates und der 1m Rat vere1n1gten Mm1ster !ur 
Bildungswesen vom 9 Februar 1976 m1t e1nem Aktionsprogramm 
1m B1ldungsbere1ch ln Amtsblatt der Europa1schen Gemeinschaf­
ten. Nr C 38. S 1-5 (19 2 76) 
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4 Entwurf e1ner Empfehlung der KommiSSIOn Maßnahmen zur be­
ruflichen Vorbereitung arbe1tsloser oder von Arbe1tslos1gke1t be­
drohter Jugendlicher K (76) 1207/3 Brussel: KommiSSIOn der EG, 
9 August 1976 13 S 

5. Entschließung zum Entwurf e1ner Empfehlung der Kommiss1on der 
Europa1schen Gemeinschaften an d1e M1tgl1edsstaaten über Maß­
nahmen zur beruflichen Vorbereitung arbeitsloser oder von Ar­
be•tslos•gke•t bedrohter Jugendl•cher PE 46 734 o 0 : Europa1sches 
Parlament. 18 11 76 3 S 

6 Entschließung des Rates und der 1m Rat vere1mgten M1n1ster fur 
Bildungswesen vom 29 November 1976 m1t Maßnahmen zur besse­
ren Vorbereitung der Jugendlichen auf das Berufsleben und zur 
Erleichterung 1hres Ubergangs von der Schule zum Berufsleben 
(Anlage). 1348 d/76 (Presse 150) 11 o 0 · Mm1sterrat der EG. 
2911767S 

7 Stellungnahme des und Sozialausschusses zum Thema 
.. Pnontare Aktionen, d1e zugunsten JUgendlicher, we1bl•cher und 
alterer arbeitsloser Arbeitnehmer sow1e zur W1ederemgl1ederung 
we1bi1Cher Arbe1tnehmer 1ns Erwerbsleben vogesehen werden soll­
ten" Doss1er SOZ/18 Brussel Wirtschafts- und Sozialausschuß der 
EG 25 November 1976 55 S 

8 Beschaftigung der Jugendlichen. AufzeiChnung der Kommissions­
dienststellen Dok V/1228/76 - D. Orig .. E Brussel: Kommission 
der Europa1schen Gememschaften, 15 November 1976. 31 S 

9 Allgememe Le1tl1nien zur Ausarbeitung emes gemeinschaftlichen 
Tat1gke1tsprogramms auf dem Gebiet der Berufsausbildung. (Vom 
Rat auf der 162. Tagung am 26. Jul1 1971 angenommen) ln: Amts­
blatt der Europa1schen Gemeinschaften Nr. C 81, S 5-10 (12. 8 71) 

10 Zum Zusammenhang zw1schen beruflicher Oual1f1kation und Ju­
gendarbe•tsloslgkelt. (Entwurf emes D1skussionspap1ers, vorgelegt 
zur Konferenz m Zandvoort uber Jugendarbe1tslos•gke1t und Be­
rufsbildung von Burkart Sellm, Nov. 1976) Zandvoort. Europa1sches 
Zentrum fur die Forderung der Berufsbildung 13-15 Dezember 
1976. 26 S. 

11. Beschaft1gungsperspekt1ven 1n der Gemeinschaft b1s 1980. (Bericht 
e1ner Arbeitsgruppe unabhang1ger Sachverstand•ger). V/699/76-D. 
Brussel: KommiSSIOn der EG, Juli 1976. 74 S . 

12 Beschluß des Rates vom 22. Juli 1975 uber die Beteiligung des 
Europa1schen Sozialfonds an Maßnahmen zugunsten von Personen, 
d1e von der schwiengen Arbeitsmarktlage betroffen smd. in· Amts­
blatt der Europa1schen Gememschaften, Nr. L 199, S 36. (30. 7. 75). 

UMSCHAU 

"Berufliche Bildung in Forschung und Praxis -
Probleme und Lösungsansätze" 

Unter diesem Thema veranstaltet das Bundesmstitut fur Be­
rufsbtldung vom 7.-9. September dteses Jahres in der 
Kongreßhalle Berltn eme Fachtagung, d1e sich m1t den 
aktuellen und grundsatzliehen Fragen der beruflichen Bil­
dung auseinandersetzen wtrd. 

Die trad1t1onell unterbewertete berufliche Bildung steht seit 
wenigen Jahren 1m Zentrum des bildungspolitischen Interes­
ses. Nicht zuletzt die vom Staat getragene Berufsbildungs­
forschung hat dazu beigetragen, dte Aufmerksamkelt der 
gesellschaftlichen Gruppen gegenuber den Problemen der 
beruflichen Btldung zu verstarken. ln uber sechsJahnger Ar­
bett haben die Mitarbeiter des ehemaltgen Bundesmstituts 
fur Berufsbtldungsforschung, das 1m September 1976 1m 
Bundesinstitut fur Berufsbildung aufgmg, die JUnge D1sziplin 
der Berufsbildungsforschung aufgebaut. Zusammen mit der 
Berufsbildungspraxis und tn gememsamer Anstrengung m1t 
Bund und Landern s1nd auf zahlreichen Gebieten der Be­
rufsbtldung neue Erkenntntsse, Lösungsvorschlage, didakti­
sche und methodische Hilfen vorgelegt worden. Es bedarf 
nunmehr einer knt1schen Analyse und Bewertung der bis­
hengen Akt1v1taten zur Reform der beruflichen Bildung. Der 
Maßstab fur d1e Arbe1t in der Berufsbildungsforschung 1st vor 
allem anderen 1hr Nutzen fur die Verbesserung der Berufs­
ausbildung tn Betneb und Berufsschule, ihre konkrete Hilfe 
fur die Ausbildung Junger Menschen. 

Dte Fachtagung 77 des Bundesinstituts fur Berufsbildung 
versteht s1ch als em Forum fur Ausbtlder, Berufsschullehrer, 
Bildungsplaner und Vertreter der gesellschaftlichen Gruppen, 
die an der Berufsausbildung beteiligt sind. Gegen Ende 
eines drei)ahrigen Forschungsprogramms sollen die Ergeb-

nisse vorgestellt und diskutiert sowie Hinweise aus der 
Praxis für die Gestaltung des zukünftigen Forschungspro­
gramms gewonnen werden. 

Orientiert an den Bedürfnissen der Berufsausbildung in Be­
trieb und Berufsschule, soll dte Fachtagung 77 fur dte Wei­
terentwicklung des beruflichen Bildungssystems Impulse 
setzen. 

Dte der Fachtagung angegliederte Ausstellung wird über 
Analysen und Probleme der beruflichen Bildung sowie uber 
ausgewahlte Forschungs- und Entwicklungsprojekte des Bun­
desinstituts für Berufsbildung Auskunft geben. 

ln den sechs Tagungsbereichen 

Ausbildungsplatzsituation - Ursachen, Folgen, Maßnah­
men 

Modellversuche - ein Instrument für Innovation im be­
ruflichen Bildungswesen 

Ordnung der beruflichen Erstausbildung - Gemein­
schaftsaufgabe von Bund, Landern, Wtrtschaft und Wis­
senschaft 

Berufliche Weiterbildung - Forschungsansatze im Span­
nungsfeld von Bildungspolitik und Bildungspraxis 

Medien in der Berufsausbildung 

Wie kann Fernunterricht zur Verbesserung der beruflichen 
Bildung beitragen? 

werden Arbeitsgruppen Beiträge zu verschiedenen Aspekten 
der vorgegebenen Themenstellungen erarbeiten. 

Es ist beabsichtigt, in dieser Zeltschrift uber Ergebnisse der 
Tagung zu benchten. 

REZENSION 

Gerhard P. Bunk, Reinhard Zedler: Das 
Berufsgrundbildungsjahr - Konzepte, 
Versuche, Ergebnisse ( = Beiträge zur 
Gesellschafts- und Bildungspolitik des 
Instituts der deutschen Wirtschaft, Heft 
1 0) Deutscher Instituts-Verlag GmbH, 
Köln 1976, 60 5., DM 9,80. 

dungsstatten pladteren dte Autoren fur 
emen verstarkten Ausbau des Berufs­
grundbildungsjahres im dualen System; 
dies wurde gerade 1m Htnbllck auf die 
kommenden geburtenstarken Jahrgan­
ge auch bedeuten, potentteile Kapazt­
taten in der Wirtschaft zu nutzen. 

zelbetriebliche Entschetdung, Ausbil­
dungsverhaltnisse uberhaupt, in be­
stimmter Form - z. B. als kooperatives 
Berufsgrundbildungsjahr - oder in be­
stimmter Zahl einzugehen, so lange es 
keine Ausbildungsverpflichtung g1bt, 
dem staatlichen Zugriff entzogen. Eben­
sowenig können ein Wirtschaftsverband 
oder etne Kammer ihre Mitglieder recht­
lich bindend zur Ausbildung verpflich­
ten. Diesen Gegebenheiten muß die 
staatliche Bildungspolitik auch im Hin­
bltcl< auf den weiteren Ausbau des Be­
rufsgrundbtldungs)ahres Rechnung tra­
gen. 

Die bildungspolitische Diskussion um 
das Berufsgrundbtldungs)ahr ist seit 
dem Erlaß der Berufsgrundbildungs­
Jahr-Anrechnungsverordnung 1m Jul1 
1972 n1cht zur Ruhe gekommen. Dte Ar­
bett von Bunk und Zedler gilt der Fra­
ge: schulisches Berufsgrundbildungs­
jahr oder Berufsgrundbildungs)ahr im 
dualen System in kooperattver Form? 
Unter Verwels auf die Modellversuche 
zum kooperativen BGJ vorw1egend in 
Belneben der Großtndustrie sowie in 
mehreren uberbetrieblichen Ausbil-

D1eser Vorschlag bzw. diese Forderung 
scheint Jedoch wenig geeignet, gang­
bare Lösungswege aus den bestehen­
den Schwierigkeiten hinaus aufzuzei­
gen, denn wesentliche faktische Gege­
benheiten und vor allem die rechtlich­
normativen Grundpnnztpien des dualen 
System ble1ben dabei außer Betracht: 
die regional ungleichmaßige Verteilung 
von (Ausbildungs-)Betrieben, erst recht 
von industnellen Großbetrieben, und 
die Vertragsfreiheit der Betriebe - wie 
auch der Ausbildungssuchenden. 
Dort, wo kein betriebliches Angebot be­
steht, kann der Staat etn schulisches 
Angebot schaffen. Jedoch ist die ein-

Im übrigen erscheint es ungeklärt, ob 
das Angebot emiger Wirtschaftsverban­
de, z. B. Gesamtmetall, zur verstärkten 
Einrichtung eines kooperativen Berufs­
grundbildungsjahres nicht faktisch le­
diglich eine Umwandlung bereits beste­
hender Ausbildungsplatze bedeuten 
würde, womit das vorhandene Ausbil-



dungsplatzangebot quantitativ nicht ver­
ändert werden wurde. Im Gegensatz 
dazu werden d.e Ausbildungsbetriebe 
durch den Ausbau des schulischen Be­
rufsgrundbildungsjahres vom 1. Ausbil­
dungsjahr entlastet; die freigesetzten 
Ausbildungskapazitaten könnten für ein 
ausgeweitetes Angebot im 2. und 3. 
Jahr der Ausbildung genutzt werden. 
Abgesehen von diesen Vorbehalten 
grundsatzlicher Natur ist die Arbeit von 
Bunk und Zedler eine interessante und 
informative Darstellung verschiedener 
Aspekte des Berufsgrundbildungsjahres. 
Sie gibt eine knappe und pragnante 
Ubersicht über d1e verschiedenen be­
rufspädagogischen Konzepte, die zu 
dem heutigen Verständnis von Berufs­
grundbildung beigetragen haben. Her­
vorzuheben ist ebenfalls die übersicht­
liche Systematisierung der Formen und 
.,Unterformen" des Benifsgrundbil­
dungsjahres, die sich inzwischen ent­
wickelt haben. Ihre jeweiligen Beson­
derheiten - verantwortlicher Ausbil­
dungstrager, Art des Curriculums, recht­
licher Status der Jugendlichen u. ä. -
werden in Verbindung mit den verschie­
denen dargestellten Modellversuchen 
am konkreten Einzelfall erläutert. 

Das Hauptgewicht der Arbeit liegt auf 
der Berichterstattung i.Jber Modellver­
suche der Wirtschaft in den Berufsfel­
dern .,Metall", .,Elektrotechnik", .,Bau 
(und Holz)", "Textil und Bekleidung" 
sowie "Chemie, Physik und Biologie". 
Dabei können s;ch d1e Autoren sowohl 
auf Versuchsberichte, in Einzelfällen 
auch unveröffentlichte, als auch auf di­
rekt von ihnen bei den beteiligten Aus­
bildungsbetrieben eingeholte Auskünfte 
stutzen. Dies macht den hohen lnforma­
t:onswert dieser Veröffentlichung aus. 

Als erstes Be;spiel wird über das Schul­
versuchsbundel zum Berufsgrundbil­
dungsjahr des Landes Rheinland-Pfalz 
berichtet; Versuche, die von den Auto­
ren als Beispiel für den schulischen 
Typus des Berufsgrundbildungsjahres 
dargestellt werden. Sie sind bereits 
durch zwei umfangreiche Veröffentli­
chungen dokumentiert, deshalb kann an 
dieser Stelle auf weitere Hinweise ver­
zichtet werden (vgl. MLinch, J. u. a.: 
Schulversuche zum Berufsgrundschul­
jahr in Rheinland-Pfalz, Abschlußbericht 
des Beirats zur Begleitung der Schul­
versuche zum Berufsgrundschuljahr in 
Rheinland-Pfalz, v. Hase & Koehler 
Verlag, Mainz 1976). 

Als zwe1tes Beispiel für einen schuli­
schen Modellversuch wird in dem Be­
richt auf den Modellversuch "Salzgit­
ter" eingegangen. Da dieser Modell­
versuch vom Bundesinstitut für Berufs­
bildung wissenschaftlich begleitet wird, 
müssen hier - gleichsam in eigener 
Sache - einige Angaben ergänzt bzw. 
korrigiert werden. 
1. Das Argument, daß Versuchsergeb­

nisse in gut ausgestatteten, lei­
stungsfähigen Berufsschulen nicht 
verallgemeinert werden können, gilt 
selbstverständlich im gleichen Sinne 
für Modellversuche in industriellen 
Großbetrieben - wobei schließlich 
auch zu berücksichtigen ist, daß 
n:cht d:e Verbesserung der bekann­
termaßen guten Ausbildung in indu­
str:ellen Großbetrieben, sondern eine 
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Qualitätsverbesserung auf breitester 
Basis wichtigstes Ziel des Berufs­
grundbildungsjahres ist. 

2. Die Zwischenprüfung vor der Indu­
strie- und Handelskammer Braun­
schweig, bei der die Berufsgrund­
schüler im fachpraktischen Bereich 
etwas schlechter abschnitten als die 
betriebliche Kontrollgruppe, wurde 
nicht nach 18 Monaten, sondern un­
mittelbar im Anschluß an das Be­
rufsgrundbildungsjahr durchgeführt. 
Bei einer weiteren Kammerprufung 
nach einem Jahr betrieblicher Fach­
bildung erreichten be1de Gruppen 
im Durchschnitt gleiche Leistungen 
im fachpraktischen Bereich. Im übri­
gen erscheint es uns jedoch wenig 
befriedigend, die Ergebnisse tradi­
tioneller Zwischen- und Abschluß­
prufungen als einziges Kriterium flir 
Erfolg oder Mißerfolg des Berufs­
grundbildungsjahres heranzuziehen. 

3. Die im Modellversuch erzielten Er­
gebnisse über die besondere Förde­
rung des problemlösenden Denkens 
- ein Versuch gerade auch die 
neue, besondere Qualität beruflicher 
Grundbildung meßbar zu machen -
sind durchaus ermutigend und inso­
fern eine Bestatigung des spezifi­
schen projektorientierten Ansatzes 
im Berufsgrundbildungsjahr an der 
Gewerblichen Berufsschule Salzgit­
ter. (Vgl. dazu den Bericht von Al­
tenstein in diesem Heft.) 

Diese Erfolge sind um so gewichtiger, 
als in diesem Modellversuch der Anteil 

der Jugendlichen ohne Hauptschul­
abschluß mit rund 113 deutlich höher 
liegt als in den vergleichbaren Versu­
chen nach dem Plan von Gesamtmetall/ 
Deutsches lndustr:einstitut (dort ca. 
3 %). Insgesamt kann man d1e Ergeb­
nisse des Modellversuchs "Salzgitter", 
die in differenzierter Form in einigen 
Monaten als Veröffentlichung des BIBB 
zur Verfügung stehen werden, keines­
wegs als Beleg für die Mangel der 
schulischen Form des Berufsgrundbil­
dungsjahres interpretieren, w1e dies in 
einer Presseverlautbarung des Instituts 
der deutschen Wirtschaft vom 13. 1. 
1977 im Anschluß an die Schrift von 
Bunk und Zedler geschieht. Der Modell­
versuch hat im Gegenteil gezeigt, daß 
die Verbindung von schulischer Berufs­
grundbildung und betrieblicher Fachbil­
dung auch gemessen an den hohen 
Standards eines leistungsfahigen Aus­
bildungsbetriebs zu durchaus qualitativ 
gleichwertigen Ergebnissen fuhrt. 

Brigitte Schrbder/Dietrich Weissker, 
Berlin 

Autoren dieses Heftes 

Außer Rudolf Geer (Gesamtverband der 
metallindustriellen Arbeitgeberverbände 
e. V., Postfach 25 01 25, 5000 Köln 1) 
und Ernst Hoffmann (Deutscher Indu­
strie- und Handelstag, Adenauerallee 
148, 5300 Bonn 1 ), sind alle Autoren 
d1eses Heftes Mitarbeiter des Bundes­
instituts für Berufsbildung, Fehrbelliner 
Platz 3, 1000 Berlin 31. 

BHWa Die Bausparkasse, die es 
ihren Kunden leichter macht. 

öHeldllcher 
Dienst sehil1 

BHWI 
Beamte, Angestellte und 
Arbeiter des öffentlichen 
Dienstes haben beim 

BHWVorteile, die es 
sonst nirgendwo gibt. 
Fragen Sie danach! 

BHW die Bausparkasse für 
Deutschlands öffentlichen 
Dienst · 325 Hameln 



Drei profilierte und bekannte Fachautoren prä­
sentieren einen hochinteressanten Zeichenlehr­
gang für die ganze Fachstufe, also für 2 - 2 1/2 
Ausbildungsjahre. 

ln 20 Hauptkapiteln werden die Themen exempla­
risch dargestellt und mit den notwendigen Texter­
läuterungen versehen. Sie können von der Auswahl 
gut in den Fachkundeunterricht einbezogen werden. 
Fürdas Zeichnungslesen enthält das Werk besondere 
Übungen. 

Die Bilder sind zum großen Teil in der Originai-Zei­
chengröße für die Schüler wiedergegeben. 

Meyer, 
Hohmann, 
Heisig Teehnisehes 

Zeichnen 
raehstufe etall 

Gleichzeitig ist 
lieferbar: 

Bestell Nr. 91020, 112Seiten, DIN A4, DM 15,60 
Lösungsheft, Best.-Nr. 91021, i. Vorb. 

Die Gliederung der Kapitel: 
Formen technischer Gegenstände; Schräge Zylinderschnitte; 
Schnitte am Prisma am Beispiel eines gefrästen Werkstücks mit 
Fertigungsstufen und Bemaßungsproblemen; Getriebeplan; 
Lagetaleranzen und Kennzeichnung von Oberflächen; Durch­
dringungen; Justiervorrichtung; Kegelschnitte; Durchdringung 
Kegel -Zylinder; Schnittwerkzeug; Kniehebelspanner; Lösbare 
Verbindungen; Feder und Federdiagramm; Abwicklungen; Niet­
verbindungen; Schweißteile- Gußteile; Passungen; Stirnradge­
triebe; Schleifspindellagerung mit Gleitlagern; Gerad- und Rund­
führungen; Perspektive; Zusammenbauzeichnung. 

Foliensatz zum Technischen Zeichnen Fachstufe Metall 

20 Folien für den Overhead-Projektor in Plastik-Ringmappe, 
Bestell Nr. 91022, DM 78,-. 

Hermann Schroedel Verlag KG 
Hannover · Dortmund 

Darmstadt · Berlin · München 

chroede..._____...., 
Partner der Schule 


